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Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes 

A. Zielsetzung 

Durch das Gesetz sollen zwei Richtlinien des Rates der Euro-
päischen Gemeinschaften auf dem Versicherungsgebiet (Le-
bensversicherungs- und Mitversicherungsrichtlinie) in deut-
sches Recht umgesetzt werden. Ferner wird das Versiche-
rungsaufsichtsrecht des Bundes für das privatrechtliche Versi-
cherungswesen im Versicherungsaufsichtsgesetz zusammen-
gefaßt und in einigen Bereichen fortentwickelt. 

B. Lösung 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes und Aufhebung 
der Verordnung zur Durchführung der Verordnung zur Verein-
heitlichung der Versicherungsaufsicht vom 22. Juni 1943. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Ob das Gesetz Kosten verursachen wird, läßt sich z. Z. nicht ab-
schließend beurteilen. Es wird versucht werden, die intensivere 
Aufsichtstätigkeit, die aufgrund der in deutsches Recht umge-
setzten EG-Richtlinien zu erwarten ist, mit dem vorhandenen 
Personal zu bewältigen. 
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An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf ei-
nes Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes mit 
Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deut-
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 506. Sitzung am 27. November 1981 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der Anla-
ge 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Schmidt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7631-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch das Erste Durchführungsgesetz/ EWG zum 
VAG vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3139), wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: „Ge-
setz über die Beaufsichtigung der Versiche-
rungsunternehmen (Versicherungsaufsichtsge-
setz-VAG)". 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Aufsicht nach diesem Gesetz un-
terliegen Unternehmen, die den Betrieb von 
Versicherungsgeschäften zum Gegenstand 
haben und nicht Träger der Sozialversiche-
rung sind (Versicherungsunternehmen). 

b) In Absatz 2 wird der Punkt nach Satz 1 durch 
ein Semikolon ersetzt; folgender Satz 2 wird 
angefügt: „Für öffentlich-rechtliche Versi-
cherungsunternehmen des öffentlichen 
Dienstes oder der Kirchen, die ausschließ-
lich die Alters-, Invaliditäts- oder Hinterblie

-

benenversorgung zum Gegenstand haben, 
gelten nur § 13 Abs. 1, §§ 14, 54 Abs. 2 Satz 1 
Buchstabe a und Satz 2, § 55 Abs. 1, Abs. 2 
Satz 2, Abs. 2 a bis 2 c, §§ 81, 81 a, 82 bis 84, 86, 
88 und 89; für die nach Landesrecht errichte- 
ten und der Landesaufsicht unterliegenden 
Versicherungsunternehmen dieser Art kann 
das Landesrecht Abweichendes bestim-
men." 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Nummer 1 wird eingefügt: 

„1 a. die auf Grund der Handwerksord-
nung von Innungen errichteten Un-
terstützungskassen;" 

bb) In Nummer 3 werden nach den Worten 
„ein oder mehrere kommunale Mitglie-
der" die Worte „oder — in den Fällen des 
Buchstabens b — sonstige Gebietskör-
perschaften" eingefügt. 

cc) Nach Nummer 3 wird angefügt: 

„4. Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts, bei denen Ver-
sicherungsverhältnisse unmittelbar 
kraft Gesetzes entstehen oder in-
folge eines gesetzlichen Zwanges 
genommen werden müssen oder die 
ein auf Gesetz beruhendes Monopol 
besitzen. 

5. Unternehmen mit örtlich eng be-
grenztem Wirkungsbereich, die für 
den Fall eines ungewissen Ereignis-
ses gegen Pauschalentgelt Leistun-
gen übernehmen, sofern diese nicht 
in einer Geldleistung, einer Kosten-
übernahme oder einer Haftungs-
freistellung gegenüber Dritten be-
stehen." 

3. Nach § 2 wird eingefügt: 

„§ 3 

Soweit in diesem Gesetz Vorschriften für den 
Vorstand oder den Aufsichtsrat getroffen sind 
und öffentlich-rechtliche Versicherungsunter-
nehmen Organe mit dieser Bezeichnung nicht 
besitzen, tritt an die Stelle des Vorstands das 
entsprechende Geschäftsführungsorgan und an 
die Stelle des Aufsichtsrats das entsprechende 
Überwachungsorgan." 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird nach Nummer 2 der Punkt 
durch ein Komma ersetzt; folgende Num-
mern werden angefügt: 

„3. Unternehmensverträge der in den §§ 291 
und 292 des Aktiengesetzes bezeichneten 
Art, 

4. Verträge, durch die der Vertrieb, die Be-
standsverwaltung, die Leistungsbearbei-
tung, das Rechnungswesen, die Vermö-
gensanlage oder die Vermögensverwal-
tung eines Versicherungsunternehmens 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes ganz 
oder zu einem wesentlichen Teil einem 
anderen Unternehmen auf Dauer über-
tragen werden soll (Funktionsausgliede-
rung)."  

b) Absatz 7 wird aufgehoben. 

5. § 6 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Satz 1 gilt nicht für die Kredit- und Kautions-
versicherung." 
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6. § 7 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
„(1) Die Erlaubnis darf nur Aktiengesellschaf-

ten, Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit 
sowie Körperschaften und Anstalten des öffent-
lichen Rechts erteilt werden." 

7. In § 8 wird nach Absatz 1 eingefügt: 
„(1 a) Die Erlaubnis zum Betrieb der Lebens-

versicherung (Anlage Teil A Nr. 18 bis 20) und 
die Erlaubnis zum Betrieb anderer Versiche-
rungssparten schließen einander aus. Inwieweit 
die Erlaubnis zum Betrieb der Kranken-, Kre-
dit- und Kautions- sowie der Rechtsschutzversi-
cherung und die Erlaubnus zum Betrieb ande-
rer Versicherungssparten einander ausschlie-
ßen, bestimmt sich nach Absatz 1 Nr. 2." 

8. In § 10 Abs. 2 werden nach dem Wort „Gegensei-
tigkeit" die Worte „und öffentlich-rechtlichen 
Versicherungsunternehmen" eingefügt. 

9. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird eingefügt: 
„(1 a) Absatz 1 gilt nicht für Verträge über 

Funktionsausgliederungen (§ 5 Abs. 3 Nr. 4). 
Derartige Verträge mit Versicherungsunter-
nehmen, die der Aufsicht nach diesem Ge-
setz unterliegen, werden erst mit ihrer Vor-
lage bei der Aufsichtsbehörde wirksam. Der-
artige Verträge mit anderen Unternehmen 
werdern erst drei Monate nach ihrer Vorlage 
bei der Aufsichtsbehörde wirksam, falls 
diese nicht aus Gründen des § 8 Abs. 1 wider-
spricht. Die Aufsichtsbehörde kann in be-
gründeten Fällen die Frist bis auf sechs Mo-
nate verlängern. Die Frist endet bereits vor-
her, sobald die Aufsichtsbehörde die Unbe-
denklichkeit der Verträge feststellt. Wird le-
diglich das Entgelt geändert, so gelten die 
Sätze 2 bis 5 nicht. Änderungen des Entgelts 
in Verträgen mit verbundenen Unterneh-
men (§ 15 des Aktiengesetzes) und diesen 
nach § 53 d Abs. 3 gleichgestellten Unterneh-
men werden erst mit der Vorlage des Ände-
rungsvertrages bei der Aufsichtsbehörde 
wirksam. § 53d bleibt unberührt." 

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Soll der Geschäftsbetrieb auf andere Versi-
cherungssparten oder ein anderes Gebiet im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ausge-
dehnt werden, so sind hierfür die Nachweise 
gemäß § 5 Abs. 3 bis 5 vorzulegen." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Soll der Geschäftsbetrieb auf ein Ge-
biet außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes ausgedehnt werden, so ist nachzu-
weisen, daß das Versicherungsunternehmen 
auch nach der beabsichtigten Ausdehnung  

des Geschäftsbetriebs die Vorschriften über 
die Kapitalausstattung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes erfüllt und im Falle der Er-
richtung einer Niederlassung in einem Ge-
biet außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes eine dort erforderliche Erlaubnis 
zum Geschäftsbetrieb erhalten hat; ferner 
ist anzugeben, welche Versicherungszweige 
und -arten es zu betreiben beabsichtigt." 

10. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

„Die Rechte und Pflichten des übertragen-
den Unternehmens aus den Versicherungs-
verträgen gehen mit der Bestandsübertra-
gung auch im Verhältnis zu den Versiche-
rungsnehmern auf das übernehmende Un-
ternehmen über; § 415 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs ist nicht anzuwenden." 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

11. In § 17 Abs. 2 wird das Wort „notarisch" durch 
das Wort „notariell" ersetzt; 

12. In § 44 Satz 1 werden die Worte „Übereinkom-
men, durch die der Versicherungsbestand des 
Vereins in seiner Gesamtheit oder in einzelnen 
Zweigen" durch die Worte „Verträge, durch die 
der Versicherungsbestand des Vereins ganz 
oder teilweise" ersetzt. 

13. In § 44b Abs. 4 Satz 5 werden die Worte „gericht-
lich oder" gestrichen. 

14. In § 53 Abs. 4 wird das Wort „kleiner" durch das 
Wort „kleinerer" ersetzt. 

15. In § 53 a Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „gericht-
lich oder" gestrichen. 

16. § 53c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Wort „Ei-
genmittel" die Worte „freie unbelastete" ein-
gefügt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister der Finanzen 
wird ermächtigt, zur Durchführung von 
Richtlinien des Rates der Europäischen Ge-
meinschaften auf dem Gebiet des Versiche-
rungswesens durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates be-
darf, Vorschriften zu erlassen 

1. über die Berechnung und Höhe der Sol-
vabilitätsspanne, 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 	Drucksache  9/1493 

2. über den für die einzelnen Versiche-
rungssparten maßgebenden Mindestbe-
trag des Garantiefonds, 

3. darüber, wie bei Lebensversicherungsun-
ternehmen nicht in der Bilanz ausgewie-
sene Eigenmittel errechnet werden und 
in welchem Umfang sie auf die Solvabili-
tätsspanne und den Garantiefonds ange-
rechnet werden dürfen. 

Soweit in den in Satz 1 genannten Richtli-
nien Beträge in Europäischen Rechnungs-
einheiten festgesetzt werden, gibt der Bun-
desminister der Finanzen den Gegenwert in 
Deutschen Mark sowie Änderungen dieses 
Gegenwertes im Bundesanzeiger bekannt." 

c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort „Eigenmittel" vor Num-
mer 1 wird eingefügt: „nach Absatz 1". 

bb) In Nummer 1 wird nach Buchstabe b 
eingefügt: 

„c) bei öffentlich-rechtlichen Versiche-
rungsunternehmen die dem Grund-
kapital bei Aktiengesellschaften 
entsprechenden Posten;" 

cc) Nummer 5 wird Nummer 4. 

dd) Nummer 4 wird Nummer 5 und erhält 
folgende Fassung: 

„5. bei Versicherungsvereinen auf Ge-
genseitigkeit und nach dem Ge-
genseitigkeitsgrundsatz arbeiten-
den öffentlich-rechtlichen Versiche-
rungsunternehmen, wenn sie nicht 
die Lebensversicherung betreiben, 
die Hälfte der nach der Satzung in 
einem Geschäftsjahr zulässigen 
Nachschüsse, soweit diese nicht die 
Hälfte der gesamten Eigenmittel 
übersteigen;" 

ee) Folgende Nummer 6 wird angefügt: 

„6. bei Lebensversicherungsunterneh-
men 
a) die Rückstellung für Beitrags-

rückerstattung, sofern sie zur 
Deckung von Verlusten verwen-
det werden darf und soweit sie 
nicht auf festgelegte Überschuß-
anteile entfällt, 

b) auf Antrag nach Maßgabe der 
auf Grund des Absatzes 2 erlas-
senen Vorschriften und mit Zu-
stimmung der Aufsichtsbehörde 
der Wert der künftigen Über-
schösse und der Wert von in den 
Beitrag eingerechneten Ab-
schlußkosten, soweit sie bei der 
Deckungsrücklage nicht berück-
sichtigt worden sind." 

d) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „Nr. 1 
bis 5" durch „Nr. 1 bis 6" ersetzt. 

e) Absatz 5 wird aufgehoben. 

17. Nach § 53 c wird eingefügt: 

„§ 53 d 

(1) Nimmt ein Versicherungsunternehmen 
Leistungen eines verbundenen Unternehmens 

(§ 15 des Aktiengesetzes), das nicht Versiche-
rungsunternehmen ist, auf Grund von Dienst-  
Werk-, Miet- und Pachtverträgen sowie Verträ-
gen vergleichbarer Art in Anspruch, ist das Ent-
gelt auf den Betrag zu begrenzen, den ein or-
dentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter 
unter Berücksichtigung der Belange der Versi-
cherten auch mit einem nicht verbundenen Un-
ternehmen vereinbaren würde. Die durch diese 
Verträge entstehenden Aufwendungen sowie 
die Art ihrer Berechnung sind dem Versiche-
rungsunternehmen jährlich mitzuteilen. 

(2) Verträge nach Absatz 1 bedürfen der 
Schriftform. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für Verträge mit einem nicht verbundenen Un-
ternehmen, wenn beide Vertragsparteien un-
mittelbar oder mittelbar im Mehrheitsbesitz 
(§ 16 des Aktiengesetzes) derselben Person oder 
Personen stehen. 

18. § 54a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 4 wird das Wort „Gewinnan-
teile" durch das Wort „Überschußanteile" er-
setzt. 

b) In Absatz 3 erhält der zweite Halbsatz fol-
gende Fassung: „das übrige gebundene Ver-
mögen ist in gleicher Weise anzulegen."; fol-
gender neuer Satz 2 wird angefügt: „Soweit 
es nach vernünftiger kaufmännischer Beur-
teilung gerechtfertigt ist, kann das übrige ge-
bundene Vermögen auch nach Absatz 2 an-
gelegt werden."  

c) Nach Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3 a) Beteiligt sich ein Versicherungsun-
ternehmen vom Geltungsbereich dieses Ge-
setzes aus an Mitversicherungen über Risi-
ken in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, darf das ge-
bundene Vermögen auch in demjenigen Mit-
gliedstaat belegen sein, von dem aus der füh-
rende Versicherer tätig wird." 

19. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 a Satz 1 Nr. 5 werden die Worte 
„von Versicherungsaktiengesellschaften und 
Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit" 
durch die Worte „der Versicherungsunter-
nehmen" ersetzt. 
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b) In Absatz 2 a Satz 2 und den Absätzen 2 b 
und 2 c werden die Worte „Versicherungs-
und Bausparwesen" durch das Wort „Versi-
cherungswesen" ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Worte „Versiche-
rungsaktiengesellschaften und Versiche-
rungsvereine auf Gegenseitigkeit" durch das 
Wort „Versicherungsunternehmen" ersetzt. 

20. In § 56 wird folgender Absatz angefügt: 

„(4) Bei Mitversicherungen gemäß § 54 a 
Abs. 3 a muß die Rückstellung für noch nicht ab-
gewickelte Versicherungsfälle der Höhe nach 
anteilig zumindest derjenigen entsprechen, die 
der führende Versicherer nach den Vorschriften 
oder der Übung in dem Land bilden muß, von 
dem aus er tätig wird." 

21. Nach § 59 wird eingefügt: 

„§ 60 

Die §§ 57 bis 59 gelten nicht für nach Landes-
recht errichtete und der Landesaufsicht unter-
liegende öffentlich-rechtliche Versicherungsun-
ternehmen, für die landesrechtliche Vorschrif-
ten zur Prüfung ihrer Rechnungsabschlüsse be-
stehen." 

22. § 66 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 werden folgende neue Sätze 2 
und 3 eingefügt: 

„Die Vorschriften über den Deckungsstock 
gelten für alle Vermögensgegenstände, die 
im Verzeichnis eingetragen sind. Ansprüche 
auf Nutzungen, die die zum Deckungsstock 
gehörenden Vermögensgegenstände gewäh-
ren, gehören auch ohne Eintragung in das 
Verzeichnis zum Deckungsstock". 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4 und erhält 
folgende Fassung: 

„Forderungen aus Vorauszahlungen oder 
Darlehen auf die eigenen Versicherungs-
scheine des Unternehmens, soweit sie zu den 
Beständen des Deckungsstocks gehören, 
brauchen nur in einer Gesamtsumme nach-
gewiesen zu werden."  

c) Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden die Sätze 
5 bis 7. 

23. In § 77 Abs. 4 werden die Worte „aus den Gegen-
ständen, die in das Verzeichnis des Deckungs-
stocks (§ 66 Abs. 6) eingetragen sind," durch die 
Worte „aus den Deckungsstockwerten (§ 66 
Abs. 6)" ersetzt. 

24. Nach § 79 wird eingefügt: 

„§ 79a 

Die §§ 70 bis 76 gelten nicht für öffentlich-
rechtliche Versicherungsunternehmen." 

25. § 81 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2 a) ' Bestellt die Aufsichtsbehörde auf 
Grund der §§ 81 oder 89 einen Sonderbeauf-
tragten zur Wahrung der Belange der Versi-
cherten, so kann sie diesem alle Rechte über-
tragen, die den Organen des Unternehmens 
nach Gesetz oder Satzung zustehen. Die 

. durch die Bestellung des Sonderbeauftrag-
ten entstehenden Kosten einschließlich der 
diesem zu gewährenden Vergütung, die die 
Aufsichtsbehörde festsetzt, fallen dem Versi-
cherungsunternehmen zur Last."  

b) In Absatz 3 Satz 1, zweiter Halbsatz, werden 
die Worte „Versicherungsunternehmungen, 
die juristische Personen des öffentlichen 
Rechts sind" durch die Worte „öffentlich-
rechtlichen Versicherungsunternehmen" er-
setzt. 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
„(4) Die Aufsichtsbehörde kann Anordnun-

gen nach Absatz 2 Satz 1 auch unmittelbar 
gegenüber anderen Unternehmen treffen, 
soweit sie für ein Versicherungsunterneh-
men 

a) Tätigkeiten wahrnehmen, die Gegen-
stand eines Vertrages über Funktions-
ausgliederungen (§ 5 Abs. 3 Nr. 4) sein 
können, oder 

b) Leistungen aufgrund von Verträgen nach 
§ 53 d erbringen. 

Die gleiche Befugnis steht der Aufsichtsbe-
hörde gegenüber Verlagen zu, die Bezieher 
von ihnen verlegter Zeitungen oder Zeit-
schriften bei einem Versicherungsunterneh-
men versichert haben. In den Fällen der Sät-
ze 1 und 2 gilt Absatz 3 entsprechend." 

26. § 81b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Sind die Eigenmittel eines Versicherungs-
unternehmens geringer als der Garantie-
fonds oder auf diesen nicht in dem erforderli-
chen Umfang anrechenbar, so hat das Unter-
nehmen auf Verlangen der Aufsichtsbe-
hörde dieser einen Plan über die kurzfristige 
Beschaffung der erforderlichen Eigenmittel 
(Finanzierungsplan) zur Genehmigung vor-
zulegen." 
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b) In Absatz 4 werden nach den Worten „des 
§ 54a Abs. 1" die Worte „und 3 a" eingefügt. 

c) Absatz 5 wird aufgehoben. 

27. Nach § 81 b wird eingefügt: 

„§ 81c 

(1) Entspricht die Rückgewährquote eines Le-
bensversicherungsunternehmens im Durch-
schnitt der letzten drei Geschäftsjahre nicht 
dem anhand des Durchschnitts aller Lebensver-
sicherungsunternehmen festgelegten Rückge-
währrichtsatz, so hat das Unternehmen auf Ver-
langen der Aufsichtsbehörde dieser einen Plan 
zur Sicherstellung angemessener Zuführungen 
zur Rückstellung für Beitragsrückerstattung 
(Rückgewährplan) zur Genehmigung vorzule-
gen. Die §§ 8 und 81 Abs. 3 gelten entsprechend. 
§ 81 Abs. 2 und § 87 bleiben unberührt. 

(2) Die Rückgewährquote entspricht dem in 
vom Hundert ausgedrückten Verhältnis der 
Summe aus rechnungsmäßigen Zinsen und der 
Zuführung zur Rückstellung für Beitragsrück-
erstattung zu der Summe aus Normrisikoüber-
schuß und Normzinsertrag. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zur 
Wahrung der Belange der Versicherten unter 
Berücksichtigung der Marktverhältnisse die 
Höhe des Rückgewährrichtsatzes festzulegen 
und Vorschriften über die Berechnung des 
Normrisikoüberschusses und des Normzinser-
trags zu erlassen. Die Ermächtigung kann 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf, auf das Bundes-
aufsichtsamt für das Versicherungswesen über-
tragen werden. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Pen-
sions- und Sterbekassen." 

28. § 83 wird -wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2 a) Soweit Unternehmen für ein Versi-
cherungsunternehmen 

a) Tätigkeiten wahrnehmen, die Gegen-
stand eines Vertrages über Funktions-
ausgliederungen (§ 5 Abs. 3 Nr. 4) sein 
können, oder 

b) Leistungen aufgrund von Verträgen nach 
§ 53 d erbringen, 

gilt für sie Absatz 2 entsprechend." 

b) In Absatz 3 Satz 4 werden die Worte „öffent-
licher Versicherungsanstalten" durch die 
Worte „öffentlich-rechtlicher Versicherungs-
unternehmen" ersetzt. 

29. § 84 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Aufsichtsbehörde soll die Prüfung nach 
§ 83 Abs. 1 Satz 1 in regelmäßigen Zeitabstän

-

den vornehmen." 

30. Nach § 87 wird eingefügt: 

„§ 87 a 

Mißbraucht ein Versicherungsunternehmen 
die Möglichkeit nach § 111 Abs. 2, als führender 
Versicherer Versicherungsunternehmen aus 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft an Mitversicherungen 
zu beteiligen, so kann die Aufsichtsbehörde ge-
genüber diesem Versicherungsunternehmen 
die zur Beseitigung des Mißbrauchs erforderli-
chen Anordnungen treffen. In schwerwiegen-
den  Fällen kann die Aufsichtsbehörde ferner 
dem Versicherungsunternehmen den Abschluß 
derartiger Mitversicherungen untersagen oder 
die in § 87 Abs. 1 bezeichneten Maßnahmen tref-
fen. § 81 Abs. 3 und § 87 Abs. 3 bis 5 gelten ent-
sprechend. Als Mißbrauch ist es insbesondere 
anzusehen, wenn ein Versicherungsunterneh-
men die einem führenden Versicherer üblicher-
weise zukommenden Aufgaben nicht wahr-
nimmt oder an dem Vertrag Versicherungsun-
ternehmen beteiligt, die nach § 111 Abs. 2 nicht 
zu einer solchen Beteiligung befugt sind." 

31. § 88 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „einer 
Versicherungsaktiengesellschaft oder eines 
Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit" 
durch die Worte „eines Versicherungsunter-
nehmens" ersetzt. 

b) An Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentlich-
rechtliche Versicherungsunternehmen, über 
deren Vermögen ein Konkursverfahren 
nicht zulässig ist." 

c) In Absatz 2 Satz 4 werden hinter den Worten 
„Versicherungsvereinen auf Gegenseitig-
keit" die Worte „und nach dem Gegenseitig-
keitsgrundsatz arbeitenden öffentlich-recht-
lichen Versicherungsunternehmen" einge-
fügt. 

32. In § 90 Abs. 4 werden die Worte „öffentlicher 
Versicherungsanstalten" durch die Worte 
„öffentlich-rechtlicher Versicherungsunterneh-
men" ersetzt. 

33. § 92 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Mitglieder des Versicherungsbei-
rats beraten das Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen gutachtlich bei Vorbe- 
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reitung wichtigerer Beschlüsse und wirken 
mit Stimmrecht bei den Entscheidungen der 
Beschlußkammern mit." 

b) Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen. 

34. § 101 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Reiche" durch 
das Wort „Bund" ersetzt; die Worte „und Bau-
sparkassen (Abschnitt VII)" werden gestri-
chen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Gesamtbetrag der Gebühren soll 
neun Zehntel der Kosten des Absatzes 1 be-
tragen. Der Satz von eins vom Tausend der 
gebührenpflichtigen Einnahme an Versiche-
rungsentgelten darf nicht überschritten wer-
den. Die Gebühren werden nach dem Ver-
hältnis der Rohentgelte (Bruttoprämien, Bei-
träge, Vor- und Nachschüsse, Umlagen) be-
rechnet, die einem jeden Unternehmen im 
letzten Geschäftsjahr aus den von ihm im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes abge-
schlossenen Versicherungen, jedoch nach 
Abzug der zurückgewährten Überschüsse 
oder Gewinnanteile, erwachsen sind." 

c) In Absatz 3 werden die Worte „sowie an 
Spar- und Tilgungsbeiträgen" gestrichen. 

35. An § 106 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Hauptbevollmächtigte ist zur Eintragung 
in das Handelsregister anzumelden." 

36. § 106a Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie Abs. 5 Satz 3 
werden aufgehoben. 

37. § 106b wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Im Falle der Übertragung eines Versiche-
rungsbestandes (§ 14) kann die Aufsichtsbe-
hörde anordnen, daß die gestellten Sicher-
heiten für den übernommenen Bestand be-
stehenbleiben, wenn auch von dem überneh-
menden Unternehmen Sicherheiten gefor-
dert werden können." 

b) Absatz 6 wird aufgehoben. 

38. Nach § 106b wird eingefügt: 

„§ 106c 

Ausländischen Versicherungsunternehmen, 
welche die Lebensversicherung zugleich mit an-
deren Versicherungssparten betreiben, darf der 
Geschäftsbetrieb im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes nicht für die Lebensversicherung erlaubt 
werden."  

39. § 107 erhält folgende Fassung: 

„§ 107 

Ausländische Versicherungsunternehmen, 
denen der Geschäftsbetrieb nach § 105 erlaubt 
worden ist, dürfen die Versicherungsverträge 
mit Versicherungsnehmern, die ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes haben, sowie Versicherungsverträge 
über dort belegene Grundstücke nur durch Be-
vollmächtigte abschließen, die im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes wohnen." 

40. § 110 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§§ 77 bis 
79" durch die Angabe „§§ 70 bis 79a" er-
setzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Satz 1 wird Satz 2; 

bb) folgender neuer Satz 1 wird eingefügt: 

„Bei Unternehmen mit Sitz außerhalb 
der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft wird ein Treu-
händer nach den §§ 70 bis 76 nicht be-
stellt."; 

cc) der bisherige Satz 2 wird aufgehoben. 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

41. Nach § 110 wird eingefügt: 

„§ 111 

(1) Ausländische Versicherungsunternehmen 
mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, die im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes ausschließlich die 
in der Anlage Teil A Nr. 4 bis 7 und 12 genann-
ten Versicherungssparten betreiben, unterlie-
gen den Vorschriften dieses Gesetzes nicht, so-
weit sie das Direktversicherungsgeschäft im 
Wege des Dienstleistungsverkehrs im Sinne des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft betreiben. 

(2) Den Vorschriften dieses Gesetzes unterlie-
gen ferner nicht ausländische Versicherungsun-
ternehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, soweit 
sie sich an Mitversicherungen über Risiken in 
der Gemeinschaft beteiligen. Voraussetzung 
hierfür ist jedoch, daß 

1. die Mitversicherung ausschließlich gewerb-
liche oder freiberufliche Risiken der Versi-
cherungssparten 4 bis 9, 11 bis 13 und 16 der 
Anlage Teil A mit Ausnahme von Haft-
pflichtrisiken im Zusammenhang mit Schä-
den durch Kernenergie oder Arzneimittel 
deckt, 
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2. der Mitversicherung 

a) in den Sparten 8, 9, 11, 13 und 16 der An-
lage Teil A allgemeine Versicherungsbe-
dingungen, die dem führenden Versiche-
rer nach diesem Gesetz genehmigt wor-
den sind, und 

b) die Tarife des führenden Versicherers 
zugrunde liegen, 

3. der führende Versicherer befugt ist, im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes derartige Risi-
ken auch allein zu decken, 

4. der Mitversicherer bei der Beteiligung an 
der  Mitversicherung außer über den führen-
den Versicherer nicht über eine Niederlas-
sung im Geltungsbereich dieses Gesetzes tä-
tig wird und 

5. der durch Rechtsverordnung nach Absatz 3 
Nr. 2 festgelegte Umfang der Risiken nicht 
unterschritten wird. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 

1. Absatz 1 auf ausländische Versicherungsun-
ternehmen mit Sitz außerhalb der Mitglied-
staaten der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft für anwendbar zu erklären, so-
weit hierfür ein wirtschaftliches Bedürfnis 
besteht, 

2. zur Durchführung von Richtlinien des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften auf dem 
Gebiet des Versicherungswesens Vorschrif-
ten über den Umfang der Risiken zu erlas-
sen, die nach Absatz 2 gedeckt werden dür-
fen." 

42. In der Überschrift zum Abschnitt VI a werden 
die Worte „mit Ausnahme der Lebensversiche-
rung" gestrichen. 

43. Nach § 122 wird eingefügt: 

„§ 123 

Die am 29. Dezember 1974 nach Maßgabe der 
bis zu diesem Zeitpunkt geltenden gesetzlichen 
Vorschriften und aufsichtsbehördlichen Anord-
nungen sowie auf Grund von Einzelgenehmi-
gungen der Aufsichtsbehörde erworbenen Ver-
mögenswerte können im gebundenen Vermö-
gen verbleiben, im Deckungsstock jedoch nur, 

 soweit sie bereits dem Deckungsstock zugeführt 
und in das Deckungsstockverzeichnis eingetra-
gen waren."  

44. Die §§ 124 bis 127, 129, 130, 132 und 133a werden 
aufgehoben. 

45. An § 128 wird folgender Satz angefügt: 

„Sie haben jedoch bis zum 31. Dezember 1982 
eine Verlustrücklage zu bilden; § 53 b bleibt un-
berührt."  

46. § 133 c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Versicherungsunternehmen mit Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, die am 
14. September 1981 zum Betrieb der Lebens-
versicherung befugt sind, haben die Vor-
schriften über die Kapitalausstattung bis 
zum 14. März 1984 zu erfüllen. Die Aufsichts-
behörde kann ein Unternehmen, dessen in 
Höhe der Solvabilitätsspanne (§ 53c Abs. 1) 
ohne Abzug der Rückversicherung gebildete 
Eigenmittel am 15. März 1984 nicht den Min-
destbetrag des Garantiefonds (§ 53 c Abs. 2) 
erreichen, von der Verpflichtung befreien, 
Eigenmittel in dieser Höhe vor Ablauf des 
Geschäftsjahres nachzuweisen, in dem die in 
Höhe der Solvabilitätsspanne ohne Abzug 
der Rückversicherung gebildeten Eigenmit-
tel den Mindestbetrag des Garantiefonds er-
reichen. Die Befreiung darf nicht über den 
14. März 1989 hinaus gewährt werden." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Einem in Absatz 1 genannten Unter-
nehmen, dessen Eigenmittel bis zum 
14. März 1984 die vorgeschriebene Höhe 
nicht erreichen, kann die Aufsichtsbehörde 
eine zusätzliche Frist von längstens zwei 
Jahren gewähren, sofern das Unternehmen 
einen Solvabilitätsplan vorgelegt hat." 

c) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Aufsichtsbehörde kann ein Unterneh-
men mit Sitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, das am 31. Januar 1976 zum Be-
trieb der in der Anlage Teil A Nr. 1 bis 17 ge-
nannten Versicherungssparten befugt war 
und dessen Beiträge am 31. Juli 1978 das 
Sechsfache des Mindestbetrages des Garan-
tiefonds nicht erreichten, von der Verpflich-
tung befreien, Eigenmittel in dieser Höhe 
vor Ablauf des Geschäftsjahres nachzuwei-
sen, in dem die Beiträge den sechsfachen Be-
trag erreichen." 

47. § 133 d Satz 2 wird aufgehoben. 

48. § 133e erhält folgende Fassung: 

„§ 133 e 

Für ausländische Unternehmen mit Sitz au-
ßerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft gilt § 133 c Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 entsprechend." 
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49. Nach § 133e werden eingefügt: 

„§ 133 f 

(1) Bei einer Aktiengesellschaft mit Sitz im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes, der die Er-
laubnis zum Betrieb der Lebensversicherung 
bis zum 14. März 1989 erteilt wird und an der ein 
Versicherungsunternehmen mit Sitz in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft, welches die Lebensversicherung 
zugleich mit anderen Versicherungssparten be-
treibt, zumindest mit 95 vom Hundert beteiligt 
ist, gilt bis zum Ende des siebenten Geschäfts-
jahres nach Erteilung der Erlaubnis zum Ge-
schäftsbetrieb eine finanzielle Garantie des 
letztgenannten Unternehmens bis zur Höhe der 
Hälfte des Mindestbetrages des Garantiefonds 
(§ 53 c Abs. 2) als Eigenmittel, solange die Solva-
bilitätsspanne (§ 53 c Abs. 1) nicht höher als der 
Mindestbetrag des Garantiefonds ist. In diesem 
Fall wird nicht eingezahltes Grundkapital über 
die Vorschrift des § 53c Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Buch-
stabe a hinaus auch insoweit nicht als Eigenmit-
tel angesehen, als es zusammen mit dem Garan-
tiebetrag die Hälfte des Mindestbetrages des 
Garantiefonds übersteigt. Die Garantie muß bis 
zur vollständigen Ersetzung durch andere Ei-
genmittel (Absatz 3) unwiderruflich sein. 

(2) Absatz 1 ist nur anzuwenden, wenn das be-
teiligte Unternehmen mit Sitz in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
keine Niederlassung für den Betrieb anderer 
Versicherungssparten als der Lebensversiche-
rung hat und sowohl über die für den Betrieb 
der Lebensversicherung als auch über die für 
den Betrieb anderer Versicherungssparten als 
der Lebensversicherung vorgeschriebenen Ei-

- genmittel verfügt. Hierbei dürfen Eigenmittel in 
Höhe der Garantie nicht berücksichtigt wer-
den. 

(3) Die Aktiengesellschaft muß die Garantie 
schrittweise, beginnend mit dem dritten Ge-
schäftsjahr nach der Erteilung der Erlaubnis 
zum Geschäftsbetrieb, durch andere Eigenmit-
tel ersetzen. Hierfür ist gleichzeitig mit dem An-
trag auf Erteilung der Erlaubnis zum Geschäfts-
betrieb ein Plan vorzulegen, der der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde bedarf. 

§133g 

Bestehende Verträge über Funktionsausglie-
derungen (§ 5 Abs. 3 Nr. 4) sind der Aufsichtsbe-
hörde bis zum vorzulegen, soweit sie bis-
her noch nicht vorgelegt worden sind." 

50. § 144 a Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. im Geltungsbereich dieses Gesetzes einen 
Versicherungsvertrag für ein Unternehmen 
abschließt, das die zum Betrieb derartiger 
Versicherungsgeschäfte erforderliche Er-
laubnis nicht besitzt, oder den Abschluß ei

-

nes Versicherungsvertrages für ein solches 
Unternehmen geschäftsmäßig vermittelt 
oder". 

51. § 146 erhält folgend Fassung: 

„§ 146 

Der Bundesminister der Finanzen wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zu be-
stimmen, daß der Betrieb aller Versicherungs-
geschäfte oder einzelner Arten von Versiche-
rungsgeschäften mit dem in Artikel I Abs. 1 
Buchstaben a bis c des Abkommens vom 
19. Juni 1951 zwischen den Parteien des Nordat-
lantikvertrages über die Rechtsstellung ihrer 
Truppen (BGBl. 1961 II  S. 1190) bezeichneten 
Personenkreis ganz oder teilweise nicht den 
Vorschriften dieses Gesetzes unterliegt, soweit 
hierdurch im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
die Belange anderer Versicherter und die dau-
ernde Erfüllbarkeit der sonstigen Versiche-
rungsverträge nicht gefährdet werden." 

52. § 151 erhält folgende Fassung: 

„§ 151 

Öffentlich-rechtliche 	Versicherungsunter- 
nehmen, die nicht der Aufsicht nach diesem Ge-
setz unterliegen, haben dem Bundesaufsichts-
amt für das Versicherungswesen auf Anforde-
rung die gleichen statistischen Angaben über 
ihren Geschäftsbetrieb einzureichen wie Versi

-

cherungsunternehmen, die der Aufsicht nach 
diesem Gesetz unterliegen." 

53. In § 153 werden die Worte „öffentlichen Anstal-
ten" durch die Worte „öffentlich-rechtlichen 
Versicherungsunternehmen" ersetzt. 

54. § 155 wird aufgehoben. 

55. Die §§ 156 und 156 a erhalten folgende Fas-
sung: 

„§ 156 

§ 34 Satz 1 und § 39 Abs. 3 gelten entsprechend 
auch für Versicherungsaktiengesellschaften. 

§ 156 a 

(1) § 5 Abs. 4, §§ 53c und 81 b Abs. 1 und 2 gel-
ten nicht für 
1. Vereine auf Gegenseitigkeit, die nichteinge-

tragen zu werden brauchen, wenn 

a) ihre Satzung vorsieht, daß Nachschüsse 
vorbehalten sind oder Versicherungsan-
sprüche gekürzt werden dürfen, und 

b) ihre jährlichen Beiträge den durch 
Rechtsverordnung nach Absatz 2 festge-
setzten Betrag nicht übersteigen, 
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es sei denn, daß sie die Haftpflichtversiche-
rung oder die Kredit- und Kautionsversiche-
rung betreiben; 

2. Sterbekassen, deren Leistungen die durch-
schnittlichen Bestattungskosten bei einem 
Todesfall nicht übersteigen, sowie Betriebs-
sterbekassen und Pensionskassen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er-
mächtigt, zur Durchführung von Richtlinien des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften auf 
dem Gebiet des Versicherungswesens durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, den für die Anwendung 
des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe b maßgebenden 
Betrag der jährlichen Beiträge festzusetzen. 

(3) Für ausländische Versicherungsunterneh-
men mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, die nach 
dem Recht ihres Sitzlandes nicht verpflichtet 
sind, Kapitalanforderungen entsprechend den 
Richtlinien des Rates der Europäischen Ge-
meinschaften auf dem Gebiet des Versiche-
rungswesens zu genügen, gelten § 14 Abs. 1 
Satz 2, § 106 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b, 
§§ 111b bis 111e und 133d nicht. 

(4) Für die in den Absätzen 1 und 3 genannten 
Unternehmen bestimmt sich die Höhe der erfor-
derlichen finanziellen Mittel nach § 8 Abs. 1 
Nr. 2. Von ausländischen Unternehmen kann 
das Bundesaufsichtsamt verlangen, daß sie im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes Sicherheiten 
(feste und bewegliche Kaution) und einen ange-
messenen Organisationsfonds stellen. 

(5) Für öffentlich-rechtliche Krankenversor-
gungseinrichtungen der Deutschen Bundespost 
und der Deutschen Bundesbahn sowie für die 
Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder, 
die Bundesbahn-Versicherungsanstalt — Abtei-
lung B — und die Versorgungsanstalt der Deut-
schen Bundespost gilt dieses Gesetz nicht." 

56. Nach § 157 a wird eingefügt: 

„§ 158 

„(1) Beschlüsse der Vertreterversammlung 
über Einrichtungen der in § 762 Abs. 1 der 
Reichsversicherungsordnung bezeichneten Art 
sowie über deren Satzungen und Geschäfts-
pläne bedürfen der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde; § 5 Abs. 1 bis 3 und § 8 gelten 
hierfür entsprechend. Im übrigen gelten für 
diese Einrichtungen § 13 Abs. 1, §§ 14, 54 Abs. 2 
Satz 1 Buchstabe a und Satz 2, § 55 Abs. 1, Abs. 2 
Satz 2, Abs. 2 a bis 2 c, §§ 81, 81 a, 82 bis 84, 86, 88 
und 89 entsprechend. 

(2) § 7 Abs.2, § 13 Abs. 1, §§ 14, 54, 54 a Abs. 1 bis 
3, 4 und 5, §§ 54 d, 55 Abs. 1, § 56 Abs. 1 bis 3, §§ 81, 
81 a, 82 bis 84 und 86 sind auf die Versorgungsan

-

stalt der deutschen Bühnen und die Versor

-

gungsanstalt der deutschen Kulturorchester 
entsprechend anzuwenden. Form und Gliede-
rung des jährlichen Rechnungsabschlusses be-
stimmt die Aufsichtsbehörde; ihr ist spätestens 
zehn Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres 
der Rechnungsabschluß vorzulegen. 

(3) Soweit in anderen Vorschriften bestimmt 
ist, daß Bestimmungen dieses Gesetzes auf Un-
ternehmen, die nicht unter § 1 fallen, entspre-
chend anzuwenden sind, bleiben diese Vor-
schriften unberührt. 

§ 159 
(1) Überträgt ein Versicherungsunternehmen, 

das im Geltungsbereich dieses Gesetzes die Le-
bensversicherung zugleich mit anderen Versi-
cherungssparten betreibt, einen Teil seines Ver-
sicherungsbestandes nach § 14 in der Weise, daß 
das Unternehmen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes nur noch entweder die Lebensversi-
cherung oder andere Versicherungssparten be-
treibt, werden die durch diese Übertragung be-
dingten Rechtsvorgänge, die der Börsenumsatz-
steuer oder der Grunderwerbsteuer unterliegen, 
auf Antrag von der Besteuerung ausgenommen. 
Dies gilt nur, soweit der Wert der übertragenen 
Vermögensgegenstände dem Wert der übertra-
genen versicherungstechnischen Rückstellun-
gen, der auf den übertragenen Versicherungsbe-
stand entfallenden Verbindlichkeiten, sonstigen 
Rückstellungen und Rechnungsabgrenzungspo-
sten einschließlich der anteiligen Pensionsver-
bindlichkeiten und Pensionsrückstellungen so-
wie der anteiligen Eigenmittel und Wertberich-
tigungen entspricht. Die Sätze 1 und 2 gelten 
entsprechend für ein ausländisches Versiche-
rungsunternehmen, das die Lebensversiche-
rung zugleich mit anderen Versicherungsspar-
ten betreibt, dem im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes jedoch nur die Erlaubnis zum Betrieb der 
Lebensversicherung erteilt worden ist, wenn es 
seinen Bestand an Lebensversicherungsverträ-
gen auf ein Unternehmen überträgt, das nur die 
Lebensversicherung betreibt. 

(2) Wird ein Versicherungsbestand unter den 
in Absatz 1 bezeichneten Voraussetzungen ge-
gen Gewährung von Gesellschaftsrechten auf 
eine inländische Kapitalgesellschaft im Sinne 
des Kapitalverkehrsteuergesetzes übertragen, 
wird der Erwerb von Gesellschaftsrechten 
durch den ersten Erwerber auf Antrag von der 
Besteuerung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Kapital-
verkehrsteuergesetzes ausgenommen, soweit 
die Gegenleistung den Wert des übertragenen 
Bestandes und der anteiligen Eigenmittel nicht 
übersteigt. 

(3) Die anteiligen Eigenmittel im Sinne der 
Absätze 1 und 2 sind der Betrag, der der Auf-
sichtsbehörde nach § 53 c Abs. 4 für den zu über-
tragenden Versicherungsbestand im Zeitpunkt 
der Übertragung nachzuweisen ist. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nur für Übertra-
gungen nach dem 14. März 1979 und vor dem 
15. März 1984. 
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(5) Unternehmen, die im Rahmen eines ein-
heitlichen Vertrages Risiken decken, die den in 
der Anlage Teil A Nr. 1 und 18 genannten Versi-
cherungssparten zuzuordnen sind, dürfen den 
Unfallversicherungsteil dieser Verträge auf ein 
anderes Unternehmen übertragen. § 14 gilt ent-
sprechend. Für Übertragungen vor dem 
15. März 1984 gelten die Absätze 1 bis 3 entspre-
chend." 

57. Die Anlage zum Gesetz wird wie folgt geän-
dert: 

a) In Teil A erhält Nummer 18 folgende Fas-
sung: 

„18. Leben (soweit nicht unter Nummern 19 
und 20 aufgeführt)." 

b) In Teil A werden angefügt: 

„19. Heirats- und Geburtenversicherung 

20. Fondsgebundene Lebensversicherung" 

c) In Teil B Buchstabe a wird nach der Zahl „3" 
die Angabe „Buchstabe a" gestrichen. 

Artikel 2 
Änderung anderer Rechtsvorschriften 

(1) Die Artikel 5 und 7 Satz 2 des Gesetzes zur An-
derung des Gesetzes über die Beaufsichtigung der 
privaten Versicherungsunternehmungen vom 
20. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3693) werden gestri-
chen. 

(2) Die Verordnung zur Durchführung des Geset-
zes über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7631-1-1, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 1975 
(BGBl. I S. 3139), wird aufgehoben. 

(3) Die Verordnung über die Durchführung der 
Verordnung zur Vereinheitlichung der Versiche-
rungsaufsicht in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 7631-3, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 2 
Abs. 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3139), wird aufgehoben, soweit sie Bundesrecht 
ist. 

(4) Das Gesetz über die Errichtung eines Bundes-
aufsichtsamtes für das Versicherungswesen in der 
im Bundestgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7630-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. De-
zember 1974 (BGBl. I S. 3693), wird wie folgt geän-
dert: 

1. An § 2 Abs. 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 
„Für öffentlich-rechtliche Wettbewerbsversiche-
rungsunternehmen, bei denen die Aufsicht von 
obersten Bundesbehörden ausgeübt wird, bleibt 
es bei dieser Regelung." 

2. Nach § 2 Abs. 3 wird eingefügt: 
„(4) Das Bundesaufsichtsamt führt ferner die 

Fachaufsicht über die Einrichtungen der in § 762 
Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung genann-
ten Art, wenn diese Einrichtungen über den Be-
reich eines Landes hinaus tätig sind." 

3. In § 6 werden die Worte „Gesetz über die Beauf-
sichtigung der privaten Versicherungsunterneh-
men" durch das Wort „Versicherungsaufsichtsge-
setz" ersetzt. 

4. In § 8 erster Halbsatz und § 10 Abs. 2 werden die 
Worte „des Gesetzes über die Beaufsichtigung 
der privaten Versicherungsunternehmen" durch 
die Worte „des Versicherungsaufsichtsgesetzes" 
ersetzt. 

(5) In der Ersten Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über die Errichtung eines Bundesaufsichts-
amtes für das Versicherungswesen in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 
7630-1-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch Artikel 4 Abs. 2 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3693), werden in 
§ 3 die Worte „des Gesetzes über die Beaufsichtigung 
der privaten Versicherungsunternehmen" durch die 
Wortè „des Versicherungsaufsichtsgesetzes" er-
setzt. 

(6) Die Dritte Durchführungsverordnung zum Ge-
setz über die Errichtung eines Bundesaufsichtsam-
tes für das Versicherungswesen in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7630-1-3, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 Abs. 4 des Gesetzes vom 18. Dezem-
ber 1975 (BGB1. I S. 3139), wird wie folgt geändert: 
1. In § 2 werden die Worte „des Gesetzes über die 

Beaufsichtigung der privaten Versicherungsun-
ternehmungen vom 6. Juni 1931 (Reichsge-
setzbl. I S. 315) in der Fassung des Gesetzes vom 
5. März 1937 - Reichsgesetzbl. I S. 269 - (VAG)" 
durch die Worte „des Versicherungsaufsichtsge-
setzes (VAG)" ersetzt. 

2. In § 7 Abs. 2 Nr. 7 erhält der Klammerzusatz fol-
gende Fassung: 
„(§ 81 Abs. 2 a VAG)". 

(7) Im Pflichtversicherungsgesetz vom 5. April 
1965 (BGBl. I S. 213), zuletzt geändert durch § 9 des 
Gesetzes vom 11. Mai 1976 (BGBl. I S. 1181), wer-
den 
1. in § 2 Abs. 1 Nr. 5 die Worte „des Gesetzes über 

die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
unternehmungen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 315, 750), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 18. Dezember 1975 (Bundesgesetzbl. I 
S. 3139),", 

2. in § 8 Abs. 2 Satz 2 die Worte „des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
unternehmungen vom 6. Juni 1931 (Reichsge-
setzbl. I S. 315) in der Fassung des Gesetzes vom 
18. Dezember 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 3139)" 
und 
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3. in § 13 Abs. 1 Satz 5 die Worte „des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
unternehmungen" 

durch die Worte „des Versicherungsaufsichtsgeset-
zes" ersetzt. 

(8) § 112 der Vergleichsordnung in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 311-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 4. Juli 1980 
(BGBl. I S. 836), wird wie folgt geändert: 
1. In der Überschrift wird das Wort „Versicherungs-

unternehmungen" durch das Wort „Versiche-
rungsunternehmen" ersetzt. 

2. In Absatz 1 werden die Worte „einer Versiche-
rungsunternehmung" durch die Worte „eines 
Versicherungsunternehmens" und die Worte 
„des Gesetzes über die privaten Versicherungs-
unternehmungen vom 6. Juni 1931 (Reichsge-
setzbl. I S. 315, 750) oder des Gesetzes über Bau-
sparkassen vom 16. November 1972 (Bundesge-
setzbl. I S. 2097)" durch die Worte „des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes oder des Gesetzes über 
Bausparkassen" ersetzt. 

3. In Absatz 2 werden die Worte „vom 10. Juli 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 881), zuletzt geändert durch 
das Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über das Kreditwesen vom 24. März 1976 (Bun-
desgesetzbl. I S. 725)," gestrichen. 

(9) Im Gesetz über die Angelegenheit der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 315-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 4. Juli 1980 (BGBl. I S. 836), 
werden in § 145 Abs. 1 die Worte „des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungsun-
ternehmungen" durch die Worte „des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(10) Im Gesetz zur Regelung des Rechts der Allge-
meinen Geschäftsbedingungen vom 9. Dezember 
1976 (BGB1. I S. 3317) werden in § 16 Nr. 1 die Worte 
„des Gesetzes über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen" durch die Worte 
„des Versicherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(11) In der Verordnung über das Erbbaurecht in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 403-6, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 8. Januar 1974 
(BGBl. I S. 41), werden in § 21 Abs. 1 die Worte „vom 
13. Juli 1899 (Reichsgesetzbl. S. 375)" gestrichen und 
die Worte „§ 60 des Gesetzes über die privaten Ver-
sicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 
(Reichsgesetzbl. S. 139) von privaten Versicherungs-
unternehmungen" durch die Worte „§ 54 a des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes von Versicherungsunter-
nehmen" ersetzt. 

(12) Das Gesetz über die Rechnungslegung von be-
stimmten Unternehmen und Konzernen vom 15. Au-
gust 1969 (BGBl. I S. 1189), geändert durch Arti-
kel 128 des Gesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I 
S. 469), wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 2 Nr. 6 und § 6 Abs. 9 werden die Worte 
„des Gesetzes über die Beaufsichtigung der pri-
vaten Versicherungsunternehmungen und Bau-
sparkassen" durch die Worte „des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes" ersetzt. 

2. In § 6 Abs. 9 werden ferner die Worte „bei Versi-
cherungsunternehmungen und Bausparkassen" 
durch die Worte „bei Versicherungsunterneh-
men, § 13 des Gesetzes über Bausparkassen über 
besondere Pflichten des Prüfers" ersetzt. 

(13) Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 
(BGBl. I  S. 1089), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 4. Juli 1980 (BGBl. I S. 836), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 70 Satz 2 werden die Worte „des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen und Bausparkassen" 
durch die Worte „des Versicherungsaufsichtsge-
setzes oder § 14 des Gesetzes über Bausparkas-
sen" ersetzt. 

2. In § 209 Abs. 5 Satz 2, § 360 Abs. 5 und § 385 d 
Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen und Bausparkassen" 
durch die Worte „des Versicherungsaufsichtsge-
setzes" ersetzt. 

(14) Im Körperschaftsteuergesetz vom 31. August 
1976 (BGBl. I S. 2597), zuletzt geändert durch Arti-
kel 11 des Gesetzes vom 26. Juni 1981 (BGBl. I 
S. 537), werden in § 5 Abs. 1 Nr. 4 die Worte „des Ge-
setzes über die Beaufsichtigung der privaten Versi-
cherungsunternehmungen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 315, 750), zuletzt geändert durch das Erste Durch-
führungsgesetz/ EWG zum VAG vom 18. Dezember 
1975 (Bundesgesetzbl. I S. 3139)," durch die Worte 
„des Versicherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(15) Im Gewerbesteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. September 1978 (BGBl. I 
S. 1557), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Geset-
zes vom 26. Juni 1981 (BGBl. I S. 537), werden in 
§ 35 c Nr. 2 Buchstabe d die Worte „des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen" durch die Worte „des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(16) Im Vermögensteuergesetz vom 17. April 1974 
(BGBl. I S. 949), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 22. August 1980 (BGBl. I S. 1558), wer-
den in § 5 Abs. 1 Nr. 6 die Worte „des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungsun-
ternehmungen vom 6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 315, 750), zuletzt geändert durch das Erste Durch-
führungsgesetz/ EWG zum VAG vom 18. Dezember 
1975 (Bundesgesetzbl. I S. 3139)," durch die Worte 
„des Versicherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(17) § 102 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24. September 1980 (BGBl. I S. 1761) wird wie 
folgt geändert: 
1. In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a werden die 

Worte „Gesetz über  die Beaufsichtigung der pri- 
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waten Versicherungsunternehmungen" durch die 
Worte „Versicherungsaufsichtsgesetz" ersetzt. 

2. In Absatz 5 werden die Worte „des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
unternehmungen" durch die Worte „des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(18) § 17 Abs. 1 Nr. 4, zweiter Halbsatz, des Bundes-
jagdgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. September 1976 (BGBl. I S. 2849) erhält fol-
gende Fassung: 

„die Versicherung kann nur bei einem im Geltungs-
bereich des Versicherungsaufsichtsgesetzes zum 
Betrieb der Jagdhaftpflichtversicherung befugten 
Versicherungsunternehmen genommen werden;" 

(19) § 12 Abs. 4 der Gewerbeordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 1. Januar 1978 
(BGBl. I S. 97), zuletzt geändert durch § 174 Abs. 1 
des Gesetzes vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), 
erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Genehmigung nach Absatz 1 bedarf eine 
ausländische juristische Person nicht, wenn sie nach 
dem Versicherungsaufsichtsgesetz oder nach dem 
Gesetz über  das Kreditwesen der Aufsicht unter-
liegt." 

(20) Die Makler- und Bauträgerverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. Juni 1975 
(BGBl. I S. 1351), geändert durch Artikel 4 der Ver-
ordnung vom 28. November 1979 (BGBl. I S. 1986), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „vom 10. Juli 
1961 (Bundesgesetzbl. I  S. 881), zuletzt geändert 
durch das Zuständigkeitsanpassungs-Gesetz 
vom 18. März 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 705)," ge-
strichen und die Worte „Gesetz über die Beauf-
sichtigung der privaten Versicherungsunterneh-
mungen vom 6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 315), zuletzt geändert durch das Gesetz zur An-
derung des Gesetzes über die Beaufsichtigung 
der privaten Versicherungsunternehmungen 
vom 20. Dezember 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 3693)," durch das Wort „Versicherungsauf-
sichtsgesetz" ersetzt. 

2. In § 2 Abs. 3 Nr. 1 werden die Worte „Gesetz über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
unternehmungen" durch das Wort „Versiche-
rungsaufsichtsgesetz" ersetzt. 

(21) Im Gesetz über das Kreditwesen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3. Mai 1976 (BGBl. I 
S. 1121), zuletzt geändert durch Artikel 72 des Geset-

zes vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341), werden 
in § 20 Abs. 3 Nr. 1 die Worte „des Gesetzes über die 
Beaufsichtigung der privaten Versicherungsunter-
nehmungen" durch die Worte „des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(22) § 14 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über Bauspar-
kassen vom 16. November 1972 (BGBl. I S. 2097), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 § 5 des Gesetzes vom 
24. März 1976 (BGBl. I S. 725), erhält folgende Fas

-

sung: 

„Die Rechte und Pflichten der übertragenden Bau-
sparkasse aus den Bausparverträgen gehen mit der 
Genehmigung auch im Verhältnis zu den Bauspa-
rern auf die übernehmende Bausparkasse über; 
§ 415 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist nicht anzu-
wenden. 

(23) Im Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung vom 19. Dezember 1974 (BGBl. I 
S. 3610) werden in § 14 Abs. 1 die Worte „des Geset-
zes über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen" durch die Worte „des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

Artikel 3 
Neufassung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Der Bundesminister der Finanzen kann den Wort-
laut des Versicherungsaufsichtsgesetzes in der nach 
diesem Gesetz geltenden Fassung im Bundesgesetz-
blatt bekanntmachen und dabei das Wort „Unter-
nehmung" und seine Zusammensetzungen durch 
das Wort „Unternehmen" und seine Zusammenset-
zungen ersetzen sowie das Satzgefüge hieran anpas-
sen. 

Artikel 4 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund des Versicherungsaufsichtsgesetzes in der je-
weils geltenden Fassung erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsge-
setzes. 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 
Der Gesetzentwurf dient der Durchführung der Er-
sten Richtlinie des Rates der Europäischen Gemein-
schaften vom 5. März 1979 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Auf-
nahme der Direktversicherung (Lebensversiche-
rung) — ABl. EG Nr. L 63 S. 1 — und der Richtlinie 
des Rates vom 30. Mai 1978 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf dem Ge-
biet der Mitversicherung auf Gemeinschaftsebene 
vom 30. Mai 1978 — ABl. EG Nr. L 151 S. 25. Darüber 
hinaus sollen einige Änderungen und Ergänzungen 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) vorge-
nommen werden, die zwar nicht unmittelbar durch 
die Richtlinie bedingt sind, sich aber zur Rechtsbe-
reinigung und zur Fortentwicklung des Versiche

-

rungsaufsichtsrechts als notwendig erwiesen ha-
ben. 
Die Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Lebensversiche-
rung — nachstehend Lebensversicherungsrichtlinie 
genannt — entspricht im Aufbau und in vielen Ein-
zelvorschriften der Ersten Koordinierungsrichtlinie 
zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften betreffend die Aufnahme und Ausübung 
der Tätigkeit der Direktversicherung (mit Aus-
nahme der Lebensversicherung) vom 24. Juli 1973 — 
ABl. EG Nr. L 228 S. 3 —, nachstehend Schadenver-
sicherungsrichtlinie genannt. Abweichungen betref-
fen vor allem die Anforderungen an die Eigenkapi-
talausstattung (Solvabilitätsregelung) und die Spar-
tentrennung zwischen Lebens- und Schadenversi-
cherung. 
Bei der Solvabilitätsregelung folgt die Lebensversi-
cherungsrichtlinie im Aufbau ebenfalls der Scha-
denversicherungsrichtlinie: In Höhe einer sog. Sol-
vabilitätsspanne (Artikel 18 und 19), von der ein 
Drittel als Garantiefonds bezeichnet wird (Arti-
kel 20), müssen Eigenmittel (Artikel 18) vorhanden 
sein, die einen bestimmten absoluten Mindestbetrag 
(Artikel 20) nicht unterschreiten dürfen. 
Bei den Beratungen im Rat der EG über die Solvabi-
litätsregelung wurde verhältnismäßig schnell Einig-
keit über die Höhe der Solvabilitätsspanne (Sollbe-
trag) erzielt. Sie beträgt im Regelfall 4 v. H. der ma-
thematischen Reserve und 3 pro mille des riskierten 
Kapitals. Es bestand ferner weitgehend Einigkeit 
darüber, daß die finanzielle Leistungsfähigkeit bei 
Lebensversicherungsunternehmen nicht nur an den 
in der Bilanz ausgewiesenen Eigenmitteln gemes-
sen werden darf, sondern daß sie auch von der Ver-
wendung vorsichtiger Rechnungsgrundlagen (vor 
allem Rechnungszinsfuß und Sterbetafel) bestimmt 
wird. Meinungsverschiedenheiten ergaben sich aber 
darüber, wie diese sog. impliziten Eigenmittel zu er-
rechnen sind und in welcher Höhe sie auf die Solva-
bilitätsspanne und den Garantiefonds angerechnet 
werden dürfen. 

Die deutsche Delegation hat in den Verhandlungen 
stets den Standpunkt vertreten, daß sich die finan-
zielle Stärke eines Lebensversicherers am besten in 
den jährlichen Überschüssen zeigt, die sich infolge 
der Verwendung vorsichtiger Rechnungsgrundla-
gen aus den abgeschlossenen Verträgen ergeben; 
diese Überschüsse können unter Einbau angemes-
sener Sicherheitsfaktoren als Grundlage für die Er-
mittlung der anzurechnenden impliziten Eigenmit-
tel herangezogen werden. Nach langwierigen Ver-
handlungen, in denen auch andere Modelle disku-
tiert wurden, hat sich diese Lösung durchgesetzt. Ar-
tikel 18 der Lebensversicherungsrichtlinie sieht vor, 
daß ein Wert in Höhe von 50 v. H. der künftigen Ge-
winne des Unternehmens mit Zustimmung der zu-
ständigen Aufsichtsbehörde als Eigenmittel ange-
setzt werden kann. Der künftige Gewinn wird aus 
den Gewinnen der letzten fünf Jahre abgeleitet und 
das Ergebnis mit der durchschnittlichen Restlauf-
zeit der Verträge multipliziert. Als weiteres Sicher-
heitselement ist vorgesehen, daß die durchschnittli-
che Restlaufzeit nicht mit mehr als zehn Jahren an-
gesetzt werden darf. Diese Mittel dürfen auf den Ga-
rantiefonds nur zur Hälfte und auf dessen absoluten 
Mindestbetrag überhaupt nicht angerechnet werden 
(Artikel 20). 
Bis zuletzt war die Frage der sog. Spartentrennung 
zwischen Lebens- und Schadenversicherung um-
stritten. In vier Ländern der Gemeinschaft (Großbri-
tannien, Italien, Belgien und Luxemburg) sind Versi-
cherungsunternehmen tätig, die neben der Lebens-
versicherung auch die Schadenversicherung betrei-
ben. In weiteren vier Ländern (Frankreich, Nieder-
lande, Dänemark und Irland) müssen die Lebensver-
sicherung und die Schadenversicherung zum 
Schutze der Lebensversicherten vor der risikorei-
cheren Schadenversicherung von rechtlich getrenn-
ten juristischen Personen betrieben werden. Auch in 
der Bundesrepublik ist der Grundsatz der Sparten-
trennung fast ausnahmslos verwirklicht. Nur einige 
wenige Unternehmen, insbesondere öffentlich-
rechtliche Versicherer, betreiben noch — vor  allem 
durch die historische Entwicklung des Versiche-
rungsaufsichtsrechts in Deutschland bedingt — 
beide Zweige nebeneinander. 

Zunächst gelang nur die Einigung darüber, daß neu 
zuzulassende Unternehmen nicht die Lebens- und 
die Schadenversicherung zugleich betreiben dürfen 
(Artikel 13 Abs. 1 der Lebensversicherungsrichtli-
nie). Hierdurch wurde anerkannt, daß die Sparten-
trennung das beste Mittel zum Schutz der Versicher-
ten ist. Die Bundesrepublik und die vier anderen 
Spartentrennungsländer haben sich nachhaltig da-
für eingesetzt, diesen Grundsatz auch für die beste-
henden Mehrbranchenversicherer in der ganzen Ge-
meinschaft einzuführen. Hierzu konnten sich die üb-
rigen Länder aber (jedenfalls vorerst) nicht verste-
hen. Langwierige Verhandlungen waren erforder-
lich, um zu einer Lösung zu kommen, die die Verab- 
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schiedung der Richtlinie ermöglichte: Bestehende 
Mehrbranchenversicherer dürfen in den Ländern, in 
denen sie im Zeitpunkt der Bekanntgabe der Richtli-
nie (15. März 1979) beide Zweige zugleich betreiben, 
diese Tätigkeit dort fortsetzen, wenn sie eine sog. ge-
trennte Verwaltung (Artikel 14) einführen. Diese 
sieht als Ersatz für die nicht verwirklichte rechtliche 
Trennung der Vermögensmassen wenigstens eine 
genaue rechnungsmäßige Trennung der beiden Ver-
sicherungszweige mit allen Konsequenzen auch für 
das Eigenkapital vor. Bestehende Mehrbranchen-
versicherer dürfen, wenn sie sich über ihre derzeiti-
gen Tätigkeitsländer hinaus in anderen Mitglied-
staaten niederlassen wollen, dort nur die Schaden-
versicherung betreiben; für den Betrieb der Lebens-
versicherung müssen sie ein Tochterunternehmen 
gründen. Die Richtlinie behält ferner den Mitglied-
staaten ausdrücklich das Recht vor, für in- und aus-
ländische Mehrbranchenversicherer auf ihrem 
Staatsgebiet die Spartentrennung einzuführen. Die 
gesamte Regelung soll nach zehn Jahren überprüft 
werden, so daß sie noch nicht als endgültig angese-
hen werden kann, jedoch ist es naheliegend, daß die 
Entwicklung in Richtung auf die Spartentrennung 
verläuft. 

Die Umsetzung der Lebensversicherungsrichtlinie 
in deutsches Recht macht keine größeren Änderun-
gen des VAG erforderlich. Bei der Transformierung 
der Schadenversicherungsrichtlinie durch das Erste 
Durchführungsgesetz/ EWG zum VAG vom 18. De-
zember 1975 (BGBl. I S. 3139) wurde darauf geachtet 
(vgl. die Begründung in BT-Drucksache 7/3687), das 
VAG so zu fassen, daß die geänderten Vorschriften 
später so weit wie möglich auch für die Lebensversi-
cherung angewendet werden können. Dies gilt ins-
besondere für die Vorschriften zur Umsetzung der 
Bestimmungen der Lebensversicherungslinie über 
die behördliche Zulassung (Artikel 6 bis 12), die zu-
lässigen Rechtsformen und das Verbot versiche-
rungsfremder Geschäfte (Artikel 8), die Maßnah-
men bei Unterschreitung der erforderlichen Eigen-
kapitalausstattung (Artikel 24), den Widerruf der 
Zulassung (Artikel 26), die Vorschriften über die 
Mindestanforderungen an Versicherungsunterneh-
men mit Sitz außerhalb der Gemeinschaft (Arti-
kel 27 ff.) und die Zusammenarbeit der Aufsichtsbe-
hörden der Gemeinschaft (Artikel 15 und 38). Inso-
weit genügt es, die Vorschriften des VAG aufzuhe-
ben, die die Geltung für die Lebensversicherung aus-
schließen. Die Einzelheiten der Solvabilitätsrege-
lung sollen wie im Ersten Durchführungsgesetz/ 
EWG zum VAG der Kapitalausstattungs-Verord-
nung (BGBl. 1976 I S. 409) vorbehalten bleiben, so 
daß in § 53 c des Gesetzes nur der Grundsatz der An

-

rechenbarkeit bestimmter nicht in der Bilanz ausge-
wiesener Eigenmittel aufgenommen zu werden 
braucht. 

Die Mitversicherungslinie stellt einen ersten Schritt 
in Richtung auf den freien Dienstleistungsverkehr 
dar, d. h. die Gewährung von Versicherungsschutz 
über die Grenze hinweg in ein anderes Land hinein. 
Hier stellt sich in erster Linie das Problem, wie ein 
solcher ausländischer Dienstleistungserbringer im 
Inland wirksam beaufsichtigt werden kann, obwohl 
es an einem inländischen Adressaten, an den sich 

die Aufsicht wenden kann, fehlt. Die alleinige Auf-
sicht durch die Aufsichtsbehörde im Land des Sitzes 
des Versicherers erscheint so lange nicht als ausrei-
chend, wie das materielle Aufsichtsrecht und die 
Aufsichtspraxis in den Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft noch in wesentlichen Punkten unterschied-
lich sind. Über eine Richtlinie, die eine weitere Koor-
dinierung und eine Erleichterung für den Dienstlei-
stungsverkehr bringen soll, wird seit geraumer Zeit 
in den zuständigen Gremien des Rates der EG bera-
ten. 

Der jetzt verabschiedeten Mitversicherungsrichtli-
nie liegt der Gedanke zugrunde, daß bei der Versi-
cherung von Risiken, die nach Art und Umfang die 
Mitwirkung mehrerer Versicherer erfordern, auf die 
inländische Aufsicht über einen ausländischen Ver-
sicherer mit Sitz in der Gemeinschaft dann verzich-
tet werden kann, wenn er sich lediglich an einem 
Versicherungsgeschäft im Inland beteiligt und der 
Vertrag im übrigen den Vorschriften folgt, denen der 
im Inland niedergelassene sog. führende Versiche-
rer unterworfen ist. Die Richtlinie gilt daher für Mit-
versicherungsverträge, bei denen der führende Ver-
sicherer die Vertragsbedingungen, insbesondere 
Prämien und allgemeine Versicherungsbedingun-
gen, festlegt. Auch der Versicherungsnehmer hat bei 
dieser Ausgestaltung einen Adressaten im Inland, 
an den er sich halten kann. Allerdings haften die 
Mitversicherer dem Versicherungsnehmer nicht ge-
samtschuldnerisch auf die gesamte Schadenssum-
me, sondern jeder nur für einen Anteil. Jedoch fol-
gen in der Regel die Mitversicherer der Entschei-
dung des führenden Versicherers bei der Schaden-
regulierung. Soweit dies nicht geschieht und der 
Versicherungsnehmer folglich darauf angewiesen 
ist, seine Ansprüche direkt bei den Mitversicherern 
mit Sitz im Ausland durchzusetzen, muß diese Er-
schwerung hingenommen werden. Dies ist um so 
eher möglich, als sich die Mitversicherungsrichtlinie 
nur auf Risiken bezieht, bei denen nach Art und Um-
fang die Mitwirkung mehrerer Versicherer erforder-
lich ist. Bei derartigen Risiken kann davon ausge-
gangen werden, daß der Versicherungsnehmer die 
nötige Geschäftserfahrung besitzt, um die in der Be-
teiligung im Inland nicht zugelassener Versicherer 
liegende Besonderheit zu erkennen. Dem Versiche-
rungsnehmer kommt ferner das Übereinkommen 
vom 27. September 1968 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
(BGBl. 1972 II S. 773) zu Hilfe, wonach sichergestellt 
ist, daß der Versicherungsnehmer die übrigen Mit-
versicherer im Inland verklagen kann. Das Urteil 
wird dann auch im Land des Sitzes des ausländi-
schen Mitversicherers anerkannt; aus ihm kann, so-
weit dies überhaupt noch erforderlich ist, dort auch 
vollstreckt werden. Die finanzielle Sicherheit der 
ausländischen Mitversicherer ist durch die Harmo-
nisierung aufgrund der Schadenversicherungsricht-
linie in gleicher Weise gewährleistet wie für inländi-
sche Versicherer. 

Wann Art und Umfang des Risikos die Mitwirkung 
mehrerer Versicherer notwendig macht (Artikel 1 
Abs. 2 der Mitversicherungsrichtlinie), ist oft schwer 
zu entscheiden. Der Rat der EG hat die zuständigen 
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Aufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten daher beauf-
tragt, die näheren Kriterien für dieses Merkmal bin-
nen zwölf Monaten seit der Bekanntgabe der Richt-
linie (30. Mai 1978) zu erarbeiten. Diese' Arbeiten 
konnten erst im Juni 1980 abgeschlossen werden 
und haben auch zu keiner völligen Einigung geführt. 
Immerhin kann aus den Arbeiten der Schluß gezo-
gen werden, daß nach Meinung aller Mitgliedstaaten 
oberhalb bestimmter absoluter Grenzen, die sich 
nach der Höhe der Versicherungssumme bzw. dem 
Umsatz des Versicherungsnehmers richten, in je-
dem Fall die Inanspruchnahme des Systems der 
Mitversicherung gerechtfertigt ist. Die von einer 
Minderheit vertretene abweichende Meinung, die 
von der Bundesregierung nicht geteilt wird, betrifft 
nur die Frage, ob nicht auch unterhalb dieser Gren-
zen die Möglichkeit der Mitversicherung eröffnet 
werden muß. Zum Teil wurden sehr viel geringere 
Summen oder sogar der Wegfall jeglicher Begren-
zung vorgeschlagen, was zu einer nicht beabsichtig-
ten Ausweitung des Anwendungsbereichs der Richt-
linie geführt hätte; z. T. wurden Kriterien erwogen, 
die von der Kommission der EG als nicht geeignet 
angesehen wurden. 

Da eine weitergehende Einigung nicht zu erwarten 
ist, muß die Richtlinie nunmehr gemäß ihrem Arti-
kel 10 in deutsches Recht umgesetzt werden. Hierbei 
konnte nicht einfach die Freistellung ausländischer 
Mitversicherer von der inländischen Aufsicht für die 
Fälle der Mitversicherung im Gesetz ausgesprochen 
werden, in denen Art und Umfang des Risikos eine 
Beteiligung mehrerer Versicherer erfordern. Diese 
Begriffe erscheinen zu unbestimmt, um daran insbe-
sondere die strafrechtlichen Folgen des § 140 VAG 
zu knüpfen, wenn die Grenzen der erlaubnisfreien 
Mitversicherung im Einzelfall überschritten sind. In 
das Gesetz werden diese Begriffe daher nicht über-
nommen. Stattdessen wird der Bundesminister der 
Finanzen durch den neuen § 111 Abs. 3 VAG ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung den Umfang der Risi-
ken näher zu bestimmen. Es ist beabsichtigt, in diese 
Verordnung die erwähnte summenmäßige Begren-
zung aufzunehmen. Diese Lösung hat den Vorteil, 
daß sie einerseits die notwendige Konkretisierung 
bringt, andererseits aber auch eine schnelle Anpas-
sung ermöglicht, wenn sich auf Grund der Erfah-
rung mit der Mitversicherungsrichtlinie in der Pra-
xis eine Änderung als zweckmäßig erweist. 

• Die Umsetzung der beiden Richtlinien in deutsches 
Recht wird zum Anlaß genommen, das Versiche-
rungsaufsichtsrecht des Bundes für das privatrecht-
liche Versicherungswesen (Artikel 74 Nr. 11 des 
Grundgesetzes) im VAG zusammenzufassen. Z. Z. 
gilt das VAG nur für private Versicherungsunter-
nehmen (§ 1). Für öffentlich-rechtliche Versiche-
rungsunternehmen und sonstige Versicherungsein-
richtungen gelten nach der Verordnung über die 
Durchführung der Verordnung zur Vereinheitli-
chung der Versicherungsaufsicht vom 22. Juni 1943 
(RGBl. I S. 363) einige Vorschriften des VAG ent-
sprechend, für öffentlich-rechtliche Wettbewerbs-
Versicherungsunternehmen, die die Schaden-, Un-
fall- oder Krankenversicherung betreiben, darüber 
hinaus einige weitere Vorschriften des VAG. Es er-
scheint nicht vertretbar, diese Verordnung, von der 

ohnehin nur noch wenige Sätze gelten, zur Durch-
führung der Lebensversicherungsrichtlinie erneut 
zu ändern. Sie soll entsprechend der Ankündigung 
in der Begründung zum. Ersten Durchführungsge-
setz/ EWG zum VAG nunmehr gänzlich aufgehoben 
werden, soweit sie Bundesrecht ist. Ihr mater eller 
Inhalt wird in das VAG übernommen. Dabei wird un-
ter Berücksichtigung der Gesetzgebungskompetenz 
von Bund und Ländern neu abgegrenzt, ob und in-
wieweit das VAG auf öffentlich-rechtliche Versiche-
rer Anwendung findet. Dies ist in den §§ 1 und 156 a 
Abs. 5 vorgesehen. 

Einige Bestimmungen der Lebensversicherungs-
richtlinie haben ferner dazu geführt, das Versiche-
rungsaufsichtsrecht in bestimmten Bereichen fort-
zuentwickeln. Das gilt insbesondere für die Bestim-
mungen über die Beteiligung der Lebensversicher-
ten am Überschuß (§ 81 c) und die sog. Funktionsaus-
gliederungen (§ 5 Abs. 3 Nr. 4). 

Es läßt sich z. Z. nicht abschließend beurteilen, ob 
das Gesetz Kosten verursachen wird. Die neuen Sol-
vabilitätsvorschriften für Lebensversicherungsun-
ternehmen und die verstärkte Zusammenarbeit der 
Versicherungsaufsichtsbehörden der Gemeinschaft 
lassen eine intensivere Aufsichtstätigkeit erwarten. 
Es wird jedoch versucht werden, einen verstärkten 
Arbeitsanfall mit dem vorhandenen Personal zu be-
wältigen. 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ergibt 
sich aus Artikel 74 Nr. 11 des Grundgesetzes (Recht 
der Wirtschaft — privatrechtliches Versicherungs-
wesen). Für einige Nebenbestimmungen folgt sie 
aus Artikel 73 Nr. 11 und Artikel 74 Nr. 12 des 
Grundgesetzes (§§ 151 bzw. 158 Abs. 2 VAG). 

B. Besonderer Teil 

Zu den einzelnen Vorschriften des Entwurfs ist fol-
gendes zu bemerken: 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Die Einbeziehung der öffentlich-rechtlichen Versi-
cherer in den Geltungsbereich des VAG bedingt die 
Streichung des Wortes „privaten" in der Überschrift 
des Gesetzes. Das Wort „Versicherungsunterneh-
mung" wird — dem neueren Sprachgebrauch fol-
gend — durch „Versicherungsunternehmen" ersetzt. 
Zugleich wird die Kurzbezeichnung „Versicherungs-
aufsichtsgesetz" festgelegt, die die Anführung in an-
deren Gesetzen erleichtert. Artikel 2 des Entwurfs 
sieht eine entsprechende Änderung der Gesetze vor, 
in denen das VAG zitiert ist. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

In der Neufassung des § 1 Abs. 1 wird das Wort „Pri

-

vatunternehmungen" durch „Unternehmen" ersetzt. 
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Damit werden aus den im Allgemeinen Teil der Be-
gründung bereits dargestellten Gründen die öffent-
lich-rechtlichen Versicherungsunternehmen in den 
Geltungsbereich des VAG einbezogen. Aus der sich 
hieraus ergebenden Definition des Versicherungs-
unternehmens sind jedoch die Träger der Sozialver-
sicherung auszuscheiden, weil die für sie geltende 
Gesetzgebung gänzlich anderen Grundsätzen folgt. 

Für die öffentlich-rechtlichen Versicherer gelten 
nach der z. Z. auf sie anwendbaren Verordnung über 
die Durchführung der Verordnung zur Vereinheitli-
chung der Versicherungsaufsicht vom 22. Juni 1943 
(RGBl. I S. 363) nur bestimmte Vorschriften des 
VAG, und zwar unterschiedlich danach, ob die Un-
ternehmen die Lebensversicherung oder die Scha-
denversicherung betreiben. Diese Vorschriften gel-
ten ferner nur „entsprechend". Bei der Einbeziehung 
der öffentlich-rechtlichen Versicherer in das VAG 
war zu prüfen, ob nicht auch insoweit eine Rechts-
vereinheitlichung stattfinden kann. 

Diese Prüfung hat ergeben, daß fast alle Vorschrif-
ten des VAG unmittelbar auch für öffentlich-rechtli-
che Versicherer gelten können, so daß für eine ledig-
lich entsprechende Anwendung kein Raum ist. So-
weit auf die Besonderheiten der öffentlich-rechtli-
chen Versicherer Rücksicht zu nehmen war, ist dies 
an den betreffenden Stellen durch besondere Vor-
schriften geschehen (§§ 3, 60, 79 a, 88 VAG). 

 Zu Buchstabe b 
Für öffentlich-rechtliche Versicherungsunterneh-
men, die ausschließlich die Alters-, Invaliditäts- oder 
Hinterbliebenenversorgung des öffentlichen Dien-
stes oder der Kirchen zum Gegenstand haben, sollen 
nach wie vor lediglich die Vorschriften anwendbar 
sein, die auch schon bisher nach der Verordnung von 
1943 anzuwenden waren. Es handelt sich hier um Zu-
satzversorgungseinrichtungen, für die schon an an-
derer Stelle, z. B. im Gesetz zur Sicherstellung der 
Leistungen der Zusatzversorgungsanstalten des öf-
fentlichen Dienstes (BGBl. 1971 I S. 2077) besondere 
Regelungen getroffen worden sind. Die entspre-
chende Regelung für diese Unternehmen wird an § 1 
Abs. 2 angefügt, der bereits für reine Rückversiche-
rungsunternehmen vorsieht, daß nur bestimmte 
Vorschriften des VAG gelten. 

Wegen der engen Verbindung der gesamten Zusatz-
versorgungseinrichtungen zum öffentlichen Dienst-
recht ist vorgesehen, daß für die nach Landesrecht 
errichteten und der Landesaufsicht unterliegenden 
Versicherungsunternehmen dieser Art das Landes-
recht Abweichendes bestimmen kann. Insoweit ver-
zichtet der Bundesgesetzgeber auf eine Regelung 
und gibt der Landesgesetzgebung Vorrang, sofern 
die Länder eine abweichende Regelung wünschen. 
Falls jedoch Bundesbehörden für die Beaufsichti-
gung zuständig sind oder werden, kann nur eine ein-
heitliche bundesgesetzliche Regelung angewendet 
werden. 

Für bestimmte Einrichtungen des Bundesrechts gal-
ten schon bisher die Vorschriften des VAG nicht. An 
dieser Rechtslage soll nichts geändert werden. Die 
Regelung für diese namentlich aufgeführten Ein

-

richtungen erfolgt jedoch nicht in § 1, sondern in den 
Schlußbestimmungen (§ 156 a Abs. 5). 

Zu Buchstabe c 
Das VAG enthält in seiner z. Z. geltenden Fassung 
außer in § 1 Abs. 3 auch in § 155 eine Bestimmung, 
wonach das Gesetz für bestimmte Arten von Ein-
richtungen nicht gilt. Es empfiehlt sich, diese Be-
stimmungen in § 1 Abs. 3 zusammenzufassen, zumal 
die Vorschrift des § 155 infolge der seit ihrem Erlaß 
eingetretenen Rechtsentwicklung zum größten Teil 
überholt ist. Die dort genannten Hilfskassen sind 
entweder Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 
geworden, für die das VAG gilt, oder sie sind Träger 
der Sozialversicherung, die bereits nach § 1 Abs. 1 
von der Definition des Versicherungsunternehmens 
ausgenommen sind. Die auf Grund berggesetzlicher 
Vorschriften errichteten Knappschaftskassen sind 
ebenfalls jetzt Träger der Sozialversicherung. Auch 
auf Grund der Gewerbeordnung können Unterstüt-
zungskassen von Innungen oder Innungsverbänden 
nicht mehr errichtet werden. Der entsprechende Ti-
tel VI der Gewerbeordnung ist aufgehoben worden, 
bestehende Einrichtungen sind in andere Rechtsfor-
men überführt oder aufgelöst worden. Bedeutung 
hat die Vorschrift nur noch für die nach der Hand-
werksordnung von Innungen errichteten Unterstüt-
zungskassen. Die für diese Kassen geltende Ausnah-
mevorschrift soll als Nr. 1 a in § 1 Abs. 3 eingebaut 
werden. Sie steht damit unmittelbar hinter der Re-
gelung für die in Nr. 1 genannten Unterstützungs-
kassen, die dadurch charakterisiert werden, daß ihre 
Mitglieder keinen Rechtsanspruch haben, während 
die Unterstüzungskassen nach der Handwerksord-
nung auch dann nicht unter das VAG fallen, wenn 
sie einen Rechtsanpruch gewähren. § 155 kann bei 
dieser Regelung gänzlich aufgehoben werden. 

Die für § 1 Abs. 3 Nr. 3 vorgesehene Ergänzung trägt 
der Tatsache Rechnung, daß nicht nur Gemeinden, 
sondern auch andere Gebietskörperschaften sich 
zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben — z. B. die Bun-
desrepublik Deutschland auf dem Gebiet des öffent-
lichen Straßenpersonenverkehrs — Beteiligungsun-
ternehmen bedienen. Im Hinblick auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 des Pflichtversicherungsgesetzes ist es daher 
erforderlich, solche Unternehmen unter den Voraus-
setzungen, die für kommunale Gebietskörperschaf-
ten bestehen, in die Regelung des § 1 Abs. 3 Nr. 3 
VAG einzubeziehen, soweit es sich um Schäden aus 
der Haltung von Kraftfahrzeugen handelt. 
Die in der neuen Nummer 4 des Absatzes 3 vorgese-
hene Ausnahme vom Geltungsbereich des VAG er-
gibt sich aus der Einbeziehung der öffentlich-rechtli-
chen Versicherungsunternehmen in das VAG. Hier-
von ausgenommen werden mußten solche öffent-
lich-rechtlichen Versicherungsunternehmen, die 
nicht im Wettbewerb zu privaten Unternehmen ste-
hen, weil nach der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts (Entscheidungen des Bundesver-
fassungsgerichts Band 41 S.205) insoweit der Be-
griff des „privatrechtlichen Versicherungswesens" 
im Sinne des Artikels 74 Nr. 11 des Grundgesetzes 
nicht erfüllt ist. Es sind dies die Körperschaften und 
Anstalten des öffentlichen Rechts, bei denen Versi-
cherungsverhältnisse unmittelbar kraft Gesetzes 
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entstehen Oder infolge eines gesetzlichen Zwanges 
genommen werden müssen oder die ein auf Gesetz 
beruhendes Monopol besitzen. 

Gesetz ist hier nicht im formellen Sinne zu verste-
hen, sondern umfaßt jede Rechtsnorm. Zu den 
Rechtsnormen gehören hingegen nicht tarifvertrag-
liche Vereinbarungen zwischen den Tarifvertrags-
parteien, die eine Verpflichtung zur Versicherung 
bestimmter Personen bei einer öffentlich-rechtli-
chen Einrichtung vorschreiben. Diese Unternehmen 
mögen je nach Bedeutung der beteiligten Tarifpart-
ner ein faktisches Monopol haben; jedoch kann 
nicht auf ein rein tatsächliches Monopol abgestellt 
werden. Rein rechtlich gesehen stehen diese Unter-
nehmen im Wettbewerb zu privaten Versicherungs-
unternehmen. 

Unternehmen, die auf Gesetz beruhende Zwangs-
oder Monopolrechte besitzen, sind auch dann vom 
Anwendungsbereich des VAG insgesamt ausgenom-
men, wenn sie daneben bestimmte Risiken auf frei-
williger Basis übernehmen. Obwohl insoweit auch 
der Begriff des privatrechtlichen Versicherungswe-
sens erfüllt ist, macht der Bund insoweit von seinem 
Gesetzgebungsrecht keinen Gebrauch. Hierdurch 
soll vermieden werden, daß auf dasselbe Versiche-
rungsunternehmen zwei verschiedene gesetzliche 
Regelungen angwendet werden, die die gleiche Ma-
terie regeln. Soweit derartige Unternehmen unter 
die Richtlinien der EWG fallen, z. B. die in Artikel 4 
der Schadenversicherungsrichtlinie genannten An-
stalten bei Änderung ihrer Zuständigkeit, müssen 
die Länder selbst für eine entsprechende Regelung 
sorgen. 

Die neue Nummer 5 trägt einem Bedürfnis nach Ko-
ordinierung im Rahmen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft Rechnung. Nach Artikel 1 der 
Lebensversicherungsrichtlinie und Artikel 6 der 
Schadenversicherungsrichtlinie müssen Versiche-
rungsgeschäfte beaufsichtigt werden, soweit es sich 
um Direktversicherungen handelt. Der Begriff des 
Versicherungsgeschäfts ist jedoch bisher noch nicht 
koordiniert worden. Im Interesse einer einheitlichen 
Anwendung der Richtlinien bemühen sich die Versi-
cherungsaufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft um eine ein-
heitliche Begriffsauslegung. Die vorgesehene Rege

-

lung soll klarstellen, daß die mit den Aufsichtsbehör-
den erörterten Anwendungsfälle keine Versiche-
rungsgeschäfte darstellen. Sie grenzt zu diesem 
Zweck den aufsichtsrechtlichen Versicherungsbe-
griff negativ ab, indem sie abstrakt festlegt, unter 
welchen Voraussetzungen ein Schutzbedürfnis für 
die Beaufsichtigung bestimmter Tätigkeiten nicht 
besteht. Aufgrund der Zielrichtung der Versiche-
rungsaufsicht ist die Schutzbedürftigkeit ein imma-
nentes Merkmal des aufsichtsrechtlichen Versiche-
rungsbegriffs. Der Grundsatz der Gewaltenteilung 
gebietet es jedoch, daß der Gesetzgeber den Schutz-  
und Anwendungsbereich der Versicherungsaufsicht 
selbst abgrenzt (vgl. Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts, Veröffentlichungen des Bundesaufsichts-
amtes für das Versicherungs- und Bausparwesen 
1961, Seite 126). 

Aus der vorgesehenen Regelung folgt, daß Natural-
leistungen überregionaler Art Versicherung sein 
können, wenn sie die sonstigen Merkmale dieses Be-
griffs erfüllen (z. B. Hilfeleistungen auf Grund von 
„Schutzbriefen" für Kraftfahrer; Hilfeleistung von 
Flugrettungsdiensten usw.). Zugleich wird klarge-
stellt, daß örtlich begrenzte Naturalleistungen, die 
Gegenstand selbständiger Verträge sind, in weitge-
hender Übereinstimmung mit der bisherigen Auf-
sichtspraxis keine Versicherung sind (Wartung und 
Beratung gegen Pauschalentgelt, Ersatz verlorener 
Schlüssel oder zerstörter Scheiben, Schneebeseiti-
gung usw.). Unberührt bleibt dagegen die allgemeine 
Problematik der Abgrenzung von Versicherungsge-
schäften zu — noch zulässigen — Nebenabreden zu 
anderen Geschäften oder Tätigkeiten. 

Zu Nummer 3 

Die früher in den §§ 3 und 4 enthaltene überholte Zu-
ständigkeitsregelung ist durch das Gesetz über 
den Abschluß der Sammlung des Bundesrechts 
(BGBl. 1968 I S. 1451) aufgehoben worden, da die 
Vorschriften nicht mehr im Bundesgesetzblatt 
Teil III enthalten sind. Der jetzt neu eingefügte § 3 
soll dem Umstand Rechnung tragen, daß nicht alle 
öffentlich-rechtlichen Versicherungsunternehmen 
— wie dies für die privaten Unternehmen durch das 
Aktiengesetz und das VAG vorgeschrieben ist — mit 
„Vorstand" und „Aufsichtsrat" bezeichnete Organe 
haben. Hieran soll auch nichts geändert werden, um 
nicht in die Organisationsgewalt der Länder für die 
von ihnen gegründeten öffentlich-rechtlichen Versi-
cherungsunternehmen einzugreifen. § 3 sieht daher 
vor, daß für die Anwendung des VAG an die Stelle 
des Vorstands und des Aufsichtsrats die entspre-
chenden Organe dieser Unternehmen treten. 

Zu Nummer 4 

Durch Buchstabe a dieser Nummer wird § 5 Abs. 3 
um zwei weitere Nummern ergänzt, in denen festge-
legt wird, was über die bisherigen Nummern 1 und 2 
hinaus ebenfalls als Teil des Geschäftsplans anzuse-
hen ist. 

In Nummer 3 wird ausdrücklich bestimmt, daß Un-
ternehmensverträge der in den §§ 291 und 292 des 
Aktiengesetzes bezeichneten Art Teil des Geschäfts-
plans sind. Hierdurch tritt gegenüber der bestehen-
den Rechtslage keine Änderung ein, da Unterneh-
mensverträge einen Teil der rechtlichen Grundla

-

gen des Versicherungsunternehmens bilden und da-
her nach langjährig gefestigter Aufsichtspraxis als 
zum Geschäftsplan gehörig anzusehen sind. Inso-
weit erfolgt nur eine Klarstellung. Diese ist jedoch 
zweckmäßig, weil aus Anlaß der Umsetzung der Le-
bensversicherungsrichtlinie in deutsches Recht in 
der folgenden Nummer des § 5 eine Regelung der 
Funktionsausgliederung erfolgt und ein uner-
wünschter Umkehrschluß vermieden werden soll. 

Durch die Formulierung „Unternehmensverträge 
der in den §§ 291 und 292 des Aktiengesetzes be

-

zeichneten Art" wird klargestellt, daß an dem Unter- 
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nehmensvertrag nicht notwendig immer eine Ak-
tiengesellschaft beteiligt sein muß; die Vorschrift 
soll vielmehr auch dann Anwendung finden, wenn 
Versicherungsunternehmen anderer Rechtsform ei-
nen Unternehmensvertrag schließen. 

Aufgrund der neuen Nummer 4 des § 5 Abs. 3 sind 
Verträge über sog. Funktionsausgliederungen Teil 
des Geschäftsplans. Versicherungsunternehmen ge-
hen in zunehmenden Maße dazu über, ganze Tätig-
keitsbereiche, die mit dem Betrieb von Versiche-
rungsgeschäften notwendig verbunden sind, auf an-
dere Unternehmen zu übertragen, insbesondere Or-
ganisation, Akquisition, Bestandsverwaltung, Scha-
denregulierung, Vermögensanlage und Vermögens-
verwaltung einschließlich der technischen Hilfsmit-
tel wie z. B. der elektronischen Datenverarbeitung. 
Daraus ergibt sich die Gefahr, daß die Wirksamkeit 
der Versicherungsaufsicht beeinträchtigt wird.. Das 
Bundesaufsichtsamt hat bisher durch Rundschrei-
ben (Veröffentlichungen des Bundesaufsichtsamtes 
für das Versicherungswesen 1976 S. 211) versucht, 
den notwendigen Einfluß der Aufsichtsbehörde si-
cherzustellen. 

Dieser Bereich soll nunmehr gesetzlich geregelt 
werden. Die Funktionsausgliederungen sollen zwar 
nicht wie z. B. in der Schweiz verboten werden; sie 
werden jedoch in Zukunft zum Geschäftsplan ge-
rechnet. Die Aufsichtsbehörde hat damit die Mög-
lichkeit, von vornherein zu prüfen, ob die Belange 
der Versicherten auch bei einer Funktionsausgliede-
rung ausreichend gewahrt sind (§ 8 VAG).. 

Dies gilt uneingeschränkt für Unternehmen, die 
erstmalig einen Geschäftsplan zur Genehmigung 
vorlegen, also für Unternehmen, die eine aufsichts-
pflichtige Versicherungstätigkeit aufnehmen. Für 
Änderungen von Geschäftsplänen im Zusammen-
hang mit Funktionsausgliederungen enthält § 13 
eine besondere Regelung, auf die in der Begründung 
zu Artikel 1 Nr. 9 eingegangen wird. 

Der Begriff der Funktionsausgliederung ist in einer 
Aufzählung auf Betriebsfunktionen beschränkt, die 
zum Kern des Versicherungsbetriebs gehören. Nicht 
darunter fallen z. B. die Personalverwaltung, die all-
gemeine Verwaltung und Sozialeinrichtungen. 

Erfaßt wird auch nur die Übertragung unternehme-
rischer Funktionen, nicht die Übertragung von be-
stimmten Aufgaben an Hilfspersonen, die ihre Tä-
tigkeit nach den sachlichen Weisungen des Versi-
cherungsunternehmens, also unter Aufrechterhal-
tung seiner leitenden Verantwortung zu gestalten 
haben. Werden die in § 5 Abs. 3 Nr. 4 genannten 
Funktionen auf mehrere Unternehmen übertragen, 
greift die Vorschrift nur ein, wenn jede der übertra-
genen Aufgaben einen wesentlichen Teil der ge-
nannten Betriebsfunktionen darstellt. Demnach ist 
die Vorschrift beispielsweise im Bereich des Ver-
triebs nur anwendbar, wenn auch unternehmerische 
Funktionen wie z. B. allgemeine Absatzplanung und 
Absatzsteuerung übertragen werden; nicht ausrei-
chend wäre die Beauftragung einer Vielzahl selb

-

ständiger Versicherungsvertreter lediglich mit der 
Vermittlung von Versicherungsverträgen. 

Die Regelung wird ergänzt durch die bei den §§ 81 
und 83 vorgesehenen Änderungen (Artikel 1 Nr. 25 
und 28): Um die Wirksamkeit der Versicherungsauf-
sicht aufrechtzuerhalten, sollen die Eingriffsrechte 
des § 81 und die Auskunfts- und Prüfungsrechte des 
§ 83 auch gegenüber anderen Unternehmen als Ver-
sicherungsunternehmen bestehen, soweit sie die Tä-
tigkeit des Versicherungsunternehmens übernom-
men haben. Soweit die Funktionsausgliederung auf 
verbundene Unternehmen i. S. des Aktiengesetzes 
und ihnen gleichgestellte Unternehmen erfolgt, 
greift die neue Vorschrift des § 53 d ein, die bei den 
dort genannten Vertragsarten, die den Funktions-
ausgliederungen regelmäßig zugrunde liegen, will-
kürliche Gewinnverlagerungen auf verbundene und 
ihnen gleichgestellte Unternehmen verhindern 
soll. 

Durch die in Buchstabe b dieser Nummer vorgese

-

hene Aufhebung des § 5 Abs. 7 wird nunmehr auch 
§ 5 Abs. 4 für die Lebensversicherung anwendbar, da 
auf Grund der Lebensversicherungsrichtlinie Solva-
bilitätsvorschriften auch für die Lebensversiche-
rung im VAG getroffen werden. Die Lebensversiche-
rungsrichtlinie und damit auch ihre Solvabilitäts-
vorschriften gelten nicht für Pensionskassen und 
bestimmte Sterbekassen (Artikel 2 Nr. 3 und Arti-
kel 3 Nr. 1 der Richtlinie). Für diese Kassen werden 
die bisher in § 5 Abs. 7 Satz 2 und weiteren Einzel-
vorschriften enthaltenen Ausnahmebestimmungen 
nach § 156 a Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 4 übernommen und 
mit den dort für andere Unternehmen geltenden 
Ausnahmevorschriften zusammengefaßt. 

Zu Nummer 5 

§ 6 Abs. 4, der aus Anlaß der Umsetzung der Scha-
denversicherungsrichtlinie in deutsches Recht in 
das VAG eingefügt worden ist, sieht vor, daß die für 
eine Sparte erteilte Erlaubnis auch die Deckung von 
Zusatzrisiken aus anderen Sparten umfaßt. Für 
diese wird daher keine besondere Zulassung benö-
tigt. Satz 2 dieser Vorschrift schließt die Geltung die-
ser Regel für Sparten aus, für die in der Bundesrepu-
blik der Grundsatz der Spartentrennung gilt. Da die 
Spartentrennung jetzt in § 8 Abs. 1 a geregelt wird 
(vgl. Artikel 1 Nr. 7), besteht kein Grund mehr, bei 
den Zusatzrisiken eine besondere Regel aufzustel-
len. Bei allen bisher in § 6 Abs. 4 Satz 2 genannten 
Sparten gehören die allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen auch hinsichtlich der Zusatzrisiken zum 
Geschäftsplan, der ohnehin nur unter den Voraus-
setzungen des § 8 genehmigt werden darf. § 6 Abs. 4 
Satz 2 kann daher auf die Fälle der Kredit- und Kau-
tionsversicherung beschränkt werden, deren Risi-
ken nach dem Anhang Teil C zur Schadenversiche-
rungsrichtlinie niemals als zusätzliche Risiken an-
derer Sparten behandelt werden dürfen. 

Zu Nummer 6 

Durch die Einbeziehung der öffentlich-rechtlichen 
Versicherer in das VAG müssen bei der Aufzählung 
der zulässigen Rechtsformen nunmehr auch die 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
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Rechts genannt werden. Die in den Artikeln 8 der 
Schadenversicherungs- und der Lebensversiche-
rungsrichtlinie gebrauchte Formulierung „öffent-
lich-rechtliche Wettbewerbsversicherungsunterneh-
men" wurde nicht übernommen, da es sich hierbei 
um eine Betriebsform und nicht um eine Rechtsform 
handelt. Der Sache nach ist die Beschränkung auf 
Wettbewerbsversicherer durch die Neufassung des 
§ 1 festgelegt. 

Abweichend vom bisherigen Sprachgebrauch im 
VAG wird nicht nur von Versicherungsanstalten 
(z. B. §§ 151 und 153) gesprochen, sondern auch von 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften, da kein An-
laß besteht, juristische Personen des öffentlichen 
Rechts mit körperschaftlicher Verfassung auszu-
schließen. 

Zu Nummer 7 

Der neue § 8 Abs. 1 a Satz 1 dient der Transformie-
rung des Artikels 13 der Lebensversicherungsricht-
linie, der den Grundsatz der Spartentrennung zwi-
schen Lebensversicherung und den übrigen Versi-
cherungssparten festlegt. Dieser bisher in Deutsch-
land aus § 8 Abs. 1 Nr. 2 abgeleitete Grundsatz er-
scheint so wichtig, daß er ausdrücklich im Gesetz 
ausgesprochen werden soll. § 8 Abs. 1 a gilt für die 
Erteilung neuer Erlaubnisse; wegen der Regelung 
für Unternehmen, denen die Erlaubnis für beide 
Zweige in der Vergangenheit erteilt wurde, wird auf 
die Begründung zu Artikel 1 Nr. 56 (§ 159 VAG) des 
Entwurfs verwiesen. 

In Deutschland wird der Grundsatz der Spartentren-
nung auf Grund des § 8 Abs_ 1 Nr. 2 auch im Bereich 
der Kranken-, Kredit- und Kautions- sowie der 
Rechtsschutzversicherung praktiziert. Hieran soll 
nichts geändert werden. Um einen unerwünschten 
Gegenschluß aus der Festlegung des Spartentren-
nungsgrundsatzes in Satz 1 für diesen anderen Be-
reich zu vermeiden, mußte hierfür in Satz 2 eine aus-
drückliche Bestimmung getroffen werden, die auf § 8 
Abs. 1 Nr. 2 verweist. 

Zu Nummer 8 

In § 10 Abs. 2 ist dem Umstand Rechnung zu tragen, 
daß allgemeine Versicherungsbedingungen auch in 
den Satzungen öffentlich-rechtlicher Versicherungs-
unternehmen enthalten sind. Diese Unternehmen 
werden daher insoweit den Versicherungsvereinen 
auf Gegenseitigkeit gleichgestellt. 

Zu Nummer 9 

Da Funktionsausgliederungen nach der Ergänzung 
des § 5 Abs. 3 zum Geschäftsplan gehören, müßten 
nach § 13 Abs. 1 alle Änderungen des Geschäfts-
plans, die sich auf Funktionsausgliederungen bezie-
hen, also der nachträgliche Abschluß eines Funk-
tionsausgliederungsvertrages oder dessen Ände-
rung, von der Aufsichtsbehörde genehmigt werden, 
ehe sie in Kraft gesetzt werden dürfen. Während es 

bei der erstmaligen Genehmigung eines Geschäfts-
plans, also vor Aufnahme des Geschäftsbetriebs, an-
gemessen ist, daß auch Funktionsausgliederungen 
vorab von der Aufsichtsbehörde geprüft und geneh-
migt werden, erscheint die Genehmigungspflicht in 
diesem eng begrenzten Bereich während des laufen-
den Geschäftsbetriebs nach dem gegenwärtigen Er-
kenntnisstand entbehrlich. Die staatliche Einfluß-
nahme soll daher auf das unumgängliche Maß be-
schränkt werden, das andererseits der Aufsichtsbe-
hörde aber in besonderen Fällen die Möglichkeit zu 
rechtzeitigem Eingreifen gibt. Diesem Ziel dient die 
Regelung in dem neuen § 13 Abs. 1 a. 

Für Verträge über Funktionsausgliederungen und 
ihre Änderung soll die in § 13 Abs. 1 ausgesprochene 
Genehmigungspflicht nach dem neuen Absatz 1 a 
nicht gelten (Satz 1). Andererseits erscheint eine 
bloße Anzeigepflicht für Funktionsausgliederungen 
zu schwach, um der Aufsichtsbehörde ein rechtzeiti-
ges Eingreifen zu ermöglichen, da — wie die Erfah-
rung zeigt — derartige Anzeigepflichten allzu leicht 
übersehen werden. Daher sollen die genannten Ver-
träge erst mit der Anzeige bei der Aufsichtsbehörde 
wirksam werden (Satz 2 und 3). Hierbei kann im In-
teresse der beteiligten Unternehmen danach unter-
schieden werden, ob der Vertragspartner des Versi-
cherungsunternehmens selbst der Aufsicht nach 
diesem Gesetz unterliegt oder nicht. Unternehmen, 
die nach dem VAG beaufsichtigt werden, sind der 
Aufsichtsbehörde bereits bekannt. Falls Anlaß zu 
Beanstandungen besteht, kann die Aufsichtsbe-
hörde schnell eingreifen. Diese Verträge können da-
her mit der Anzeige bei der Aufsichtsbehörde in 
Kraft treten (Satz 2). Unterliegt der Vertragspartner 
des Versicherers selbst nicht der Aufsicht nach dem 
VAG, muß der Aufsichtsbehörde eine angemessene 
Frist zur Prüfung eingeräumt werden. Hierdurch 
soll in erster Linie verhindert werden, daß Vereinba-
rungen getroffen und organisatorische Änderungen 
vorgenommen werden, die sich, wenn die Aufsichts-
behörde Beanstandungen erheben muß, nur schwer 
und zum Teil erst nach längerer Zeit rückgängig ma-
chen lassen. In der Regel sind drei Monate für diese 
Prüfung ausreichend. Die Verträge sollen daher erst 
drei Monate nach ihrer Vorlage bei der Aufsichtsbe-
hörde wirksam werden, sofern die Aufsichtsbehörde 
nicht aus den Gründen des § 8 widerspricht (Satz 3). 
Der Widerspruch der Aufsichtsbehörde verhindert 
das Inkrafttreten des Vertrages mit dem beabsich-
tigten Inhalt. Da es sich bei Funktionsausgliederun-
gen um tiefgreifende strukturelle Änderungen eines 
Versicherungsunternehmens und um komplizierte 
Vertragswerke handeln kann, ist in begründeten 
Fällen die Möglichkeit vorgesehen, daß die  Auf-
sichtsbehörde die Frist bis auf sechs Monate verlän-
gern kann. Andererseits wäre es nicht sinnvoll, 
wenn stets das Ende der genannten Fristen abge-
wartet werden müßte, sofern die Aufsichtsbehörde 
Einwendungen nicht oder nicht mehr erhebt. Satz 5 
sieht daher vor, daß die Frist endet und die Verträge 
wirksam werden, wenn die Aufsichtsbehörde deren 
Unbedenklichkeit feststellt. 

Die vorstehend erläuterten Sätze 1 bis 5 enthalten 
lediglich Vorschriften über das zivilrechtliche In

-

krafttreten der Verträge; eine Genehmigung der 
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Verträge durch die Aufsichtsbehörde ist darin nicht 
enthalten. Unabhängig von der zivilrechtlichen 
Wirksamkeit hat die Aufsichtsbehörde jederzeit das 
Recht, im Rahmen der laufenden Aufsicht einzugrei-
fen, wenn sich Mißstände ergeben, die die Belange 
der Versicherten gefährden (§ 81 Abs. 2 VAG). Hier-
bei kann sie sich der neu eingefügten Vorschriften 
des § 81 Abs. 4 Satz 1 (Artikel 1 Nr. 25) und § 83 
Abs. 2 a (Artikel 1 Nr. 28) bedienen, wonach die Ein-
griffs- und Prüfungsrechte des § 81 Abs. 2 und des 
§ 83 Abs. 2 auch gegenüber Partnern von Verträgen 
über Funktionsausgliederungen gelten. Die Auf-
sichtsbehörde ist daher nicht wie bisher darauf an-
gewiesen, das ihrer Aufsicht unterstehende Versi-
cherungsunternehmen zu Maßnahmen gegenüber 
seinem Vertragspartner zu veranlassen,, sondern sie 
kann Mißstände auch durch direkte Maßnahmen ge-
genüber beiden Vertragspartnern wirksam abstel-
len. 
Eine weitere Erleichterung enthält Satz 6. Die häu-
figsten Änderungen von Verträgen über Funktions-
ausgliederungen werden Anpassungen des Entgelts 
an geänderte wirtschaftliche Umstände oder Neube-
wertungen aufgrund der gewonnenen Erfahrungen 
sein. Im allgemeinen kann davon ausgegangen wer-
den, daß das Entgelt in Verträgen mit nicht verbun-
denen Unternehmen allein nach kaufmännischen 
Gesichtspunkten festgelegt wird. Satz 6 sieht daher 
zur Entlastung von Versicherungsunternehmen und 
Aufsichtsbehörden vor, daß Verträge, durch die le-
diglich das Entgelt bei Funktionsausgliederungen 
geändert wird, ohne Vorlage an die Aufsichtsbe-
hörde wirksam werden. Ausgenommen hiervon sind 
Verträge mit verbundenen Unternehmen im Sinne 
des § 15 des Aktiengesetzes und ihnen nach dem 
neuen § 53 d Abs. 3 gleichgestellten Unternehmen. 
Im Konzern können nämlich andere Gesichtspunkte 
für die Festlegung des Entgelts eine Rolle spielen. 
Die Aufsichtsbehörde soll daher sofort über die An-
derung des Entgelts unterrichtet werden, insbeson-
dere um prüfen zu können, ob die neue Vorschrift 
des § 53 d über die Verrechnung im Konzern einge-
halten ist. In diesen .Fällen bleibt es daher bei dem 
Grundsatz, daß Entgeltänderungen erst mit der Vor-
lage des Änderungsvertrages bei der Aufsichtsbe-
hörde wirksam werden. 

Durch den letzten Satz dieses Absatzes soll klarge-
stellt werden, daß derartige Verträge über Funk-
tionsausgliederungen, die Verträge nach § 53 d dar-
stellen, auch dieser Vorschrift entsprechen müs-
sen. 
Die zunehmende Koordinierung im Bereich des Ver-
sicherungswesens innerhalb der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft macht es erforderlich, die Vor-
schriften über die Ausdehnung des Geschäftsbe-
triebs, insbesondere in das Ausland, genauer zu fas-
sen. Durch Buchstabe b wird § 13 Abs. 2 auf die Fälle 
der Ausdehnung des Geschäftsbetriebs im Geltungs-
bereich des Gesetzes beschränkt; der Umfang der 
vorzulegenden Unterlagen wird nicht geändert. In 
der in Buchstaben c vorgesehenen Neufassung des 
§ 13 Abs. 3 werden die Bestimmungen zusammenge-
faßt, die bei einer Ausdehnung des Geschäftsbe-
triebs in das Ausland gelten. Damit wird einmal 
klargestellt, daß es sich hierbei — entsprechend ei

-

ner langjährigen Praxis des Bundesaufsichtsamtes 
— um eine Geschäftsplanänderung handelt, und 
zwar nicht nur bei Gründung von Zweigniederlas-
sungen im Ausland, sondern auch ohne eine solche 
Niederlassung, also bei planmäßigen Geschäften im 
Dienstleistungsverkehr über die Grenzen hinweg. 
Zum anderen werden für diesen Fall die vorzulegen-
den Unterlagen und Nachweise beschränkt. Es wäre 
z. B. nicht sinnvoll, bei der Mitversicherung eine 
Schätzung des gerade nicht beabsichtigten Aufbaus 
der Verwaltung und des Vertreternetzes oder die 
Vorlage der allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen und der Tarife zu verlangen, die vom — bei der 
Antragstellung noch nicht bekannten — führenden 
Versicherer festgesetzt werden.  In Absatz 3 werden 
nunmehr die vorzulegenden Unterlagen auf einige 
wenige Angaben beschränkt, und zwar sowohl für 
die Niederlassungen im Ausland als auch für den 
Bereich des Dienstleistungsverkehrs. Diese Anga-
ben reichen aus, um negative Auswirkungen auf den 
deutschen Bestand von vornherein zu erkennen und 
ihnen entgegenwirken zu können. Der Nachweis, 
daß eine im Ausland erforderliche Zulassung erteilt 
ist, erscheint nur erforderlich, wenn dort eine Nie-
derlassung gegründet werden soll. 

Die Vorschrift wurde nur in § 13 bei der Geschäfts-
planänderung und nicht bereits in § 5, der die Ertei-
lung der Erlaubnis betrifft, aufgenommen. Eine 
gleichzeitige Aufnahme der Geschäftstätigkeit im 
In- und Ausland ist praktisch jedoch kaum möglich, 
da ausländische Staaten — ebenso wie die Bundes-
republik — die Tätigkeit ausländischer Versicherer 
nur zulassen, wenn sie in ihrem Sitzland bereits eine 
Zulassung erhalten haben. 

Die bisher in Absatz 3 enthaltene Vorschrift muß 
entfallen, da Solvabilitätsregelungen nunmehr auch 
für die Lebensversicherung im VAG enthalten 
sind. 

Zu Nummer 10 

Die Neufassung des Absatzes 1 Satz 5 dient lediglich 
der Klarstellung. Auch schon bisher wurde nahezu 
einhellig angenommen, daß nach Entstehungsge-
schichte, Wortlaut und Zweck der Vorschrift die Zu-
stimmung des einzelnen Versicherungsnehmers zur 
Übertragung seines Versicherungsvertrages nicht 
erforderlich ist, da nur so die Belange der Versicher-
ten in ihrer Gesamtheit gewahrt werden können. 
Außerdem ist die Bundesrepublik nach Artikel 21 
Abs. 2 der Schadenversicherungsrichtlinie zu einer 
derartigen Regelung verpflichtet. Neuerdings hat je-
doch das Oberlandesgericht Zweibrücken in seinem 
Urteil vom 30. Mai 1979 (Versicherungsrecht 1980, 
Seite 57) die Meinung vertreten, daß die Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde nach § 14 nicht die Zu-
stimmung des einzelnen Versicherungsnehmers, die 
nach § 415 BGB an sich erforderlich ist, ersetze. Um 
die dadurch eingetretene Unsicherheit zu beseiti-
gen, ist eine Klarstellung geboten. 

§ 14 Abs. 3 kann aufgehoben werden, da Solvabili-
tätsregelungen nunmehr auch für die Lebensversi-
cherung im VAG enthalten sind. 
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Zu Nummern 11, 13 und 15 

In den §§ 44b und 53 a wird die Erwähnung der ge-
richtlichen Beurkundung gestrichen, da nach dem 
Beurkundungsgesetz nur noch die Notare für Beur-
kundungen zuständig sind. Dabei soll auch in § 17 
das Wort „notarisch", das sich nicht eingebürgert 
hat, durch das sonst im VAG verwendete Wort „nota-
riell" ersetzt werden. 

Zu Nummer 12 

§ 44 wird lediglich redaktionell an die Neufassung 
des § 14 angepaßt. Materielle Änderungen sind da-
mit nicht verbunden. 

Zu Nummer 14 

Der bei der Neubekanntmachung des VAG (BGBl. 
1931,I S. 315) in § 53 Abs. 4 versehentlich verwendete 
Ausdruck „kleiner Verein" wird durch die richtige 
Bezeichnung „kleinerer Verein" (vgl. § 53 Abs. 1) er-
setzt. 

Zu Nummer 16 

Die Änderungen am § 53 c dienen der Umsetzung der 
Solvabilitätsvorschriften der Lebensversicherungs-
richtlinie in deutsches Recht. Hierbei werden ent-
sprechend der Handhabung bei der Transformie-
rung der Schadenversicherungsrichtlinie nur die 
Grundsätze in das VAG übernommen, während die 
Einzelheiten der Verordnung nach Absatz 2 (Kapi-
talausstattungsverordnung) überlassen bleiben. 

Durch die Einfügung der Worte „freie unbelastete" 
vor „Eigenmittel" in Absatz 1 wird die Bestimmung 
des Artikels 18 Abs. 1 der Lebensversicherungsricht-
linie, die schon in Artikel 16 Abs. 1 der Schadenversi-
cherungsrichtlinie enthalten war, in deutsches 
Recht übernommen. Danach können z. B. Eigenmit-
tel, die mit der besonderen Zweckbestimmung bela-
stet sind, als Organisationsfonds zu dienen (§ 5 
Abs. 5 Nr. 3), nicht zu den freien unbelasteten Eigen-
mitteln gerechnet werden. In Absatz 3 wird durch 
die hinzugefügte ausdrückliche Verweisung auf Ab-
satz 1 klargestellt, daß nur derartige freie unbela-
stete Eigenmittel gemeint sind, wenn im VAG von 
Eigenmitteln gesprochen wird. 

Die in Absatz 2 bereits enthaltene Ermächtigung für 
den Bundesminister der Finanzen zum Erlaß der 
Rechtsverordnung wird durch eine neue Nummer 3 
um eine besondere Regelung für die Lebensversi-
cherung erweitert, da die nicht in der Bilanz ausge-
wiesenen Eigenmittel nach Artikel 18 der Richtlinie 
nicht in vollem Umfang auf die Solvabilitätsspanne 
und den Garantiefonds angerechnet werden dürfen. 
Die Ermächtigung konnte im übrigen auf die Art der 
Errechnung dieser Eigenmittel beschränkt werden, 
da die Regelung, was als Eigenmittel in diesem Zu-
sammenhang anzusehen ist, bereits im Gesetz selbst 
getroffen wird (§ 53 c Abs. 3 Nr. 6). Die Mitwirkung 
des Bundesrates ist hier ebenso wie in § 156 a Abs. 2 

nicht mehr vorgesehen. Es hat sich gezeigt, daß die 
Regelungen über die Kapitalausstattung in den 
Richtlinien der EG so eingehend getroffen werden, 
daß den einzelnen Staaten kaum noch ein Spielraum 
für abweichende Regelungen bleibt. Die Mitwirkung 
des Bundesrates erscheint daher entbehrlich. 
Eine besondere Regelung ist für die Umrechnung 
der in der Lebensversicherungsrichtlinie in Euro-
päischen Rechnungseinheiten (ERE) ausgedrückten 
Beträge in Deutsche Mark erforderlich. Der Gegen-
wert dieser Rechnungseinheit in nationaler Wäh-
rung schwankt täglich entsprechend dem Markt-
wert der dem Währungskorb der ERE zugrunde lie-
genden Währungen. Es konnte nicht hingenommen 
werden, daß die auf eine gewisse Dauer angelegten 
Eigenkapitalanforderungen täglich schwanken. 
Darum sieht Artikel 5 der Lebensversicherungs-
richtlinie vor, daß ab 31. Dezember jedes Jahres als 
Gegenwert in Landeswährung der Wert des letzten 
Tages des vorangegangenen Monats Oktober gilt. 
Eine Übernahme dieser Regelung in die Kapitalaus-
stattungsverordnung hätte bedeutet, daß diese Ver-
ordnung jährlich hätte geändert werden . müssen. 
§ 53 c Abs. 2 Satz 2 sieht daher vor, daß der Bundes-
minister der Finanzen jeweils den Gegenwert der in 
der Kapitalausstattungsverordnung in ERE anzuge-
benden Beträge in Deutschen Mark bekanntgibt. 
Hierfür bedarf es keiner Verordnungsermächtigung, 
da es sich lediglich um eine Veröffentlichung von 
Tatsachen handelt, die aus anderen amtlichen Quel-
len bereits zu entnehmen sind. 

Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 wird durch den neuen Buchsta-
ben c um eine Regelung dafür ergänzt, was bei öf-
fentlich-rechtlichen Versicherungsunternehmen 
insbesondere als Eigenmittel anzusehen ist. Bei die-
sen Unternehmen haben die dem Grundkapital der 
Aktiengesellschaften entsprechenden Posten unter-
schiedliche Bezeichnungen, so daß hiefür im VAG 
kein einheitlicher Ausdruck verwendet werden 
kann; es muß daher auf den entsprechenden Posten 
des Aktienrechts verwiesen werden. 
In der neuen Nummer 6 wird entsprechend Arti-
kel 18 der Lebensversicherungsrichtlinie aufge-
führt, was speziell bei Lebensversicherungsunter-
nehmen als Eigenmittel anzusehen ist. Dies ist ein-
mal die Rückstellung für Beitragsrückerstattung, 
die zwar in voller Höhe Ausweis einer Verbindlich- 
keit gegenüber der Gesamtheit der Versicherten ist, 
jedoch insoweit die Funktion von Eigenmitteln über-
nehmen kann, als sie mit Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde zur Deckung von Verlusten herange-
zogen werden darf. Dies ist nach der Richtlinie u. a. 
nur insoweit möglich, als für die Überschußbeteili-
gung der Versicherten noch keine Deklarierung er-
folgt ist. Der Begriff der Deklarierung wurde nicht in 
das VAG übernommen, sondern der in den Rech-
nungslegungsvorschriften für Versicherungsunter-
nehmen enthaltene Begriff der „festgelegten Über-
schußanteile" verwendet. In der Sache sind beide 
Formulierungen gleichbedeutend. Zum anderen fal-
len unter die Bestimmung der Nummer 6 der im All-
gemeinen Teil bereits dargestellte Wert der künfti-
gen Überschüsse und die Werte, die sich durch das 
Unterlassen der sog. Zillmerung oder durch die nur 
teilweise Zillmerung der Deckungsrückstellung er- 
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geben. Die Einzelheiten bleiben der Kapitalausstat-
tungsverordnung überlassen, die die Regelung des 
einschlägigen Artikels 18 Abs. 3 Buchstabe a und b 
der Lebensversicherungsrichtlinie übernehmen 
wird. 

Die Anfügung der Nummer 6 und die Aufhebung des 
Absatzes 5 lassen eine Umstellung der Nummern 4 
und 5 des Absatzes 3 zweckmäßig ersoheinen. Die 
neue Nummer 5 (Anrechnung von Nachschüssen) 
mußte infolge der Einbeziehung der öffentlich-recht-
lichen Versicherungsunternehmen in das VAG auf 
die nach dem Gegenseitigkeitsgrundsatz arbeiten-
den Unternehmen dieser Art (Artikel 16 Abs. 1 der 
Schadenversicherungsrichtlinie) erstreckt werden. 
Andererseits mußte sie auf solche Unternehmen be-
schränkt werden, die nicht die Lebensversicherung 
betreiben, da Nachschußforderungen nach der Le-
bensversicherungsrichtlinie nicht zu den Eigenmit-
teln rechnen und in der Bundesrepublik bei Lebens-
versicherungsunternehmen auch nicht zulässig 
sind. 

Zu Nummer 17 

Die neue Vorschrift des § 53 d dient der Fortentwick-
lung  des  Versicherungsaufsichtsrechts. Das Bundes-
aufsichtsamt für das Versicherungswesen hat in der 
Vergangenheit in mehreren Fällen festgestellt, daß 
Versicherungsunternehmen für Leistungen, die ih-
nen von verbundenen Unternehmen im Sinne der 
neuen Vorschrift erbracht wurden, Entgelte verein-
bart haben, die weit über dem Betrag lagen, den der 
Versicherer mit einem Dritten, also einem nicht ver

-

bundenen Unternehmen, vereinbart hätte. Auf diese 
Weise werden Gewinne, die beim Versicherungsun-
ternehmen entstehen würden, in Kosten verwandelt 
und auf Nicht-Versicherungsunternehmen des Kon-
zerns verlagert. Hierdurch werden die Belange der 
Versicherten beeinträchtigt. Bei Versicherungszwei-
gen, bei denen die Versicherten am Gewinn beteiligt 
sind, liegt dies auf der Hand. Aber auch in anderen 
Zweigen kann es nicht hingenommen werden, daß 
Gewinne nicht dort ausgewiesen werden, wo sie ent-
standen sind, weil auf diese Weise die wahre Er-
tragslage des Versicherers verfälscht wird. Dies 
könnte z. B. dazu führen, daß dieser künstlich er-
zeugte Mehraufwand über Prämienanpassungs-
klauseln auf die Versicherungsnehmer weiterge-
wälzt wird. 

Die geschilderte Gewinnverlagerung bei Versiche-
rungsunternehmen vollzieht sich nicht so sehr bei 
Verträgen über die Lieferung von Gegenständen als 
vielmehr bei Verträgen, die sich im wirtschaftlichen 
Sinne als Dienstleistungen darstellen. Es sind dies 
vor allem Verträge, die eine Funktionsausgliede-
rung im Sinne der neuen Nummer 4 des § 5 Abs. 3 
zum Gegenstand haben, aber auch sonstige auf Er-
bringung von Dienstleistungen gerichtete Verträge. 
Da das BGB einen einheitlichen Begriff dieser Art 
nicht kennt, werden die häufigsten Rechtsformen in 
§ 53 d aufgeführt und Verträge vergleichbarer Art ih-
nen gleichgestellt. Damit werden auch Verträge er-
faßt, die Elemente verschiedener Vertragstypen ent-
halten. 

Maßstab für das zulässige Entgelt ist wie auch in an-
deren Bereichen der Betrag, den ein ordentlicher 
und gewissenhafter Geschäftsleiter auch mit einem 
nicht verbundenen Unternehmen vereinbaren wür-
de. Im allgemeinen wird dies der Marktpreis für der-
artige Leistungen sein, sofern ein solcher besteht. Es 
muß sich aber um einen vergleichbaren Marktpreis 
handeln, nämlich einen solchen, der von einem nicht 
verbundenen Unternehmen bei vergleichbaren Um-
ständen unter Wettbewerbsbedingungen vereinbart 
würde. Z. B. sind die Langfristigkeit der vertragli-
chen Bindung und der Umfang der in Anspruch ge-
nommenen Dienstleistungen zu berücksichtigen. 

Bei der Ermittlung des zulässigen Entgelts ist dem 
Umstand, daß ein Versicherungsunternehmen an 
dem Vertrag beteiligt ist, Rechnung zu tragen. Das 
Gesetz sieht deshalb ausdrücklich vor, daß bei der 
Preisfestsetzung die Belange der Versicherten zu 
berücksichtigen sind. Hierfür ist es auch von Bedeu-
tung, wie hoch die Aufwendungen des verbundenen 
Dienstleistungsunternehmens sind. Wenn beispiels-
weise, wie es das Bundesaufsichtsamt schon festge-
stellt hat, im Einzelfall das vereinbarte Entgelt ein 
Mehrfaches der Aufwendungen ausmacht, wird an-
zunehmen sein, daß die Belange der Versicherten 
bei der vorgesehenen Entgeltsvereinbarung nicht 
mehr gewahrt sind. 

Aus diesem Grund ist in Absatz 1 Satz 2 festgelegt, 
daß dem Versicherungsunternehmen die entstehen-
den Aufwendungen sowie die Art ihrer Berechnung 
mitzuteilen sind. Außerdem stellen die mitgeteilten 
Aufwendungen einen Anhaltspunkt für die Ange-
messenheit des Entgelts in den Fällen dar, in denen 
ein Marktpreis für die Leistungen nicht feststellbar 
ist. Dies wird angesichts der speziellen für die Versi-
cherungswirtschaft zu erbringenden Dienstleistun-
gen häufig der Fall sein. 

Die Regelung wäre nur von begrenztem Nutzen, 
wenn die Aufsichtsbehörde die Mitteilung des ver-
bundenen Unternehmens an den Versicherer über 
die Höhe der Aufwendungen und die Art ihrer Be-
rechnung unbesehen hinnehmen müßte und nicht 
auch die Möglichkeit hätte, die Richtigkeit bei dem 
verbundenen Unternehmen selbst zu prüfen. In dem 
neuen Absatz 2 a des § 83 (Artikel 1 Nr. 28 des Ent-
wurfs) ist daher in Buchstabe b vorgesehen, daß die 
Aufsichtsbehörde Prüfungsrechte auch gegenüber 
anderen Unternehmen als Versicherungsunterneh-
men hat, soweit sie für Versicherungsunternehmen 
Leistungen auf Grund von Verträgen nach § 53 d er-
bringen. 

Verstößt ein Versicherungsunternehmen gegen die 
neue Bestimmung des § 53d, wäre die Nichtigkeit 
des Vertrages wegen Verstoßes gegen ein gesetzli-
ches Verbot (§ 134 BGB) keine angemessene Rechts-
folge. § 53d ist daher so formuliert, daß er eine 
Pflicht der beteiligten Unternehmen zu einem be-
stimmten Verhalten begründet. Ein etwaiger Ver-
stoß läßt die Rechtsgültigkeit des Vertrages unbe-
rührt. Jedoch hat die Aufsichtsbehörde die Möglich-
keit, Maßnahmen auf Grund des § 81 Abs. 2 zu er-
greifen, und zwar nicht nur gegenüber dem Versi-
cherungsunternehmen, sondern auch unmittelbar 
gegenüber dem verbundenen Unternehmen auf 
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Grund der Neufassung des § 81 Abs. 4 Satz 1 Buch-
stabe b (Artikel 1 Nr. 25 des Entwurfs). Die Auf-
sichtsbehörde ist also nicht auf Maßnahmen gegen-
über dem Versicherer beschränkt, die dieser mit zi-
vilrechtlichen Mitteln gegenüber seinem Vertrags-
partner durchsetzen müßte, sondern sie kann im In-
teresse einer schnell wirkenden Versicherungsauf-
sicht beide Vertragspartner mit öffentlich-rechtli-
chen Mitteln (§ 81 Abs. 3) zur Herstellung eines ge-
setzmäßigen Zustandes veranlassen. 

§ 53 d ist auf Verträge von Versicherungsunterneh-
men mit verbundenen Unternehmen beschränkt, die 
selbst nicht Versicherungsunternehmen sind. Han-
delt es sich um Verträge zweier verbundener Versi

-

cherungsunternehmen, hatte die Aufsichtsbehörde 
schon bisher die Prüfungs- und Eingriffsrechte der 
§§ 81 und 83 gegenüber beiden Vertragspartnern; sie 
hat auch in der Vergangenheit ständig darauf hinge-
wirkt, daß eine Verfälschung der Geschäftsergeb-
nisse zwischen Versicherungsunternehmen vermie-
den wird. Es ist noch eingehend zu prüfen, ob das 
aufsichtsrechtliche Instrumentarium auch für die-
sen Bereich verfeinert werden muß. Der Abschluß 
dieser Prüfung würde jedoch die Verabschiedung 
des vorliegenden fristgebundenen Entwurfs zu 
lange verzögern. 

Absatz 2 sieht die Schriftform für alle unter Absatz 1 
fallenden Verträge vor, um der Aufsichtsbehörde die 
Kontrolle zu ermöglichen, ob die Vorschrift auch ein-
gehalten wird. 

Nach Absatz 1 gilt die Vorschrift für Verträge zwi-
schen verbundenen Unternehmen im Sinne des § 15 
des Aktiengesetzes. Hierzu zählen nicht nur Aktien-
gesellschaften, sondern auch Unternehmen anderer 
Rechtsform, wie insbesondere § 16 Abs. 2 und 4 des 
Aktiengesetzes zeigt. Darüber hinaus müssen je-
doch noch weitere Fälle einbezogen werden, da auch 
hier Verfälschungen der Geschäftsergebnisse in der 
Vergangenheit festgestellt worden sind. Absatz 3 
sieht daher eine entsprechende Anwendung auf die 
Fälle vor, in denen die Vertragspartner einen ge-
meinsamen Großaktionär haben oder sie im Mehr-
heitsbesitz derselben Personengruppe stehen. 
Ferner soll es ausreichen, das dies nur mittelbar der 
Fall ist. Andernfalls könnte die Regelung durch Zwi-
schenschaltung eines weiteren Unternehmens leicht 
umgangen werden. 

Zu Nummer 18 

In der neuen Nummer 6 des § 53 c Abs. 3 wird wie 
auch sonst im VAG der Begriff der „Überschußantei-
le" verwendet, wenn es sich um die Ergebnisbeteili-
gung der Versicherten handelt. Lediglich § 54 a 
Abs. 1 Satz 4 enthält in diesem Zusammenhang den 
Begriff „Gewinnanteile". Im Interesse einer einheit-
lichen Terminologie soll daher auch hier das Wort 
„Überschußanteile" verwendet werden. 

Die übrigen Änderungen des § 54 a sind durch die 
Bestimmungen des Artikels 4 Abs. 2 der Mitversi-
cherungsrichtlinie über die Belegenheit der den ver-
sicherungstechnischen Rückstellungen gegenüber-
stehenden Aktivwerte (gebundenes Vermögen im 

Sinne des § 54a Abs. 1) und die sog. kongruente Dek-
kung (Anlage in Vermögenswerten, die auf die glei-
che Währung wie die Verpflichtungen lauten) veran-
laßt. Die Bestimmung der Richtlinie, wonach Locke-
rungen vom Kongruenzgrundsatz zugelassen wer-
den können, um den Erfordernissen der guten Füh-
rung der Versicherungsunternehmen Rechnung zu 
tragen, wird in Absatz 3 mit dem bereits in § 56 
Abs. 3 verwendeten Begriff der „vernünftigen kauf-
männischen Beurteilung" wiedergegeben. Da hierin 
ein Grundsatz zum Ausdruck kommt, der für den ge-
samten Geschäftsbetrieb eines Versicherers gelten 
muß, wird die Bestimmung nicht auf die Mitversi-
cherung beschränkt. 

Der neue Absatz 3 a sieht entsprechend Artikel 4 
Abs. 2 der Mitversicherungsrichtlinie vor, daß das 
gebundene Vermögen bei Mitversicherungen, an de-
nen sich Versicherer vom Geltungsbereich dieses 
Gesetzes aus beteiligen, auch im Land des führen-
den Versicherers angelegt werden darf, d. h. dort, wo 
der führende Versicherer den Vertrag über seinen 
Sitz oder eine Niederlassung abgeschlossen hat. Die 
in der Richtlinie verwendeten Worte „in denen der 
führende Versicherer niedergelassen ist" wurden 
nicht gewählt, weil im VAG von „Niederlassung" nur 
im Zusammenhang mit ausländischen Versicherern 
gesprochen wird (§ 106). Dieser Absatz enthält damit 
eine Lockerung gegenüber dem Grundsatz der Bele-
genheit des Absatzes 1 Satz 1. Die Vorschrift gilt für 
alle im Direktversicherungsgeschäft gezeichneten 
Mitversicherungen über Risiken im Gebiet der Ge-
meinschaft; sie beschränkt sich also nicht auf die 
Fälle, in denen die Mitversicherungsrichtlinie an-
wendbar ist. Die Vorschrift wäre andernfalls ohne 
zwingenden Grund sehr schwerfällig geworden. Sol-
che weitergehenden Lockerungen sind nach Arti-
kel 15 der Schadenversicherungsrichtlinie zulässig. 

Zu Nummer 19 

Die Vorschriften über die Mitteilung des Rech-
nungsabschlusses und des Jahresberichts an die 
Versicherten oder ihre Veröffentlichung können 
ohne Änderungen auch auf die öffentlich-rechtli-
chen Versicherungsunternehmen angewendet wer-
den. In § 55 Abs. 2 a Nr. 5 und Abs. 3 braucht daher 
nicht mehr auf Aktiengesellschaften und Versiche-
rungsvereine auf Gegenseitigkeit abgestellt zu wer-
den, sondern es kann allgemein von Versicherungs-
unternehmen gesprochen werden. 

Zu Nummer 20 

Artikel 4 Abs. 1 Satz 1 der Mitversicherungsrichtli-
nie sieht vor, daß jeder der beteiligten Mitversiche-
rer versicherungstechnische Rückstellungen nach 
den für ihn geltenden Vorschriften bilden muß, d. h. 
das Recht des Landes des führenden Versicherers 
ist insoweit nicht anwendbar. Einer besonderen Um-
setzung in deutsches Recht bedarf es hierfür nicht, 
da entsprechende Vorschriften bereits im VAG ent-
halten sind. 

Nach Artikel 4 Abs. 1 Satz 2 der Mitversicherungs

-

richtlinie muß jedoch die Schadenreserve minde- 
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stens derjenigen entsprechen, die der führende Ver-
sicherer bilden muß. Dieser Grundsatz ist in der Pra-
xis der Mitversicherung ohnehin üblich, da der füh-
rende Versicherer die Verhältnisse im Schadenfall 
am besten beurteilen kann. Eine besondere Vor-
schrift wurde jedoch bei den Verhandlungen über 
die Richtlinie von einigen Mitgliedstaaten für erfor-
derlich gehalten. § 56 soll daher um einen entspre-
chenden Absatz 4 ergänzt werden. Zum Geltungsbe-
reich dieser Vorschrift wird auf den letzten Absatz 
der Begründung zu Artikel 1 Nr. 18 verwiesen. 

Zu Nummer 21 

Die Prüfung der Rechnungsabschlüsse ist bei öffent-
lich-rechtlichen Versicherungsunternehmen, die 
nach Landesrecht errichtet sind, z. T. abweichend 
vom VAG geregelt. Trotz der grundsätzlichen Unter-
stellung dieser Unternehmen unter das VAG soll es, 
um nicht unnötig in das Organisationsrecht der Län-
der einzugreifen, bei den landesrechtlichen Vor-
schriften bleiben, sofern solche bestehen. 

Zu Nummer 22 

Die Vorschriften der Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen von 21. April 1936 
(RGBl. I S. 376) sollen, soweit sie noch von Bedeu-
tung sind, in das VAG übernommen werden. Da die 
Verordnung auf Grund der geltenden Fassung des 
VAG nur für private Versicherungsunternehmen 
gilt, ihre Regelung aber nunmehr auch für öffent-
lich-rechtliche Versicherer angewendet werden soll, 
hätte der Bundesminister der Finanzen durch eine 
neue Vorschrift ermächtigt werden müssen, den Gel-
tungsbereich der Verordnung auch auf diese Versi-
cherer zu erstrecken; die Verordnung hätte dann 
entsprechend geändert werden müssen. Demgegen-
über erscheint es besser, die wenigen Vorschriften 
der Verordnung, die noch von Bedeutung sind, in das 
VAG zu übernehmen, zumal seit 1936 keine neuen 
Tatbestände durch diese Verordnung geregelt wur-
den. Die seitherigen Änderungen betreffen nur Fol-
geänderungen. Soweit ein neuer Bedarf an Regelun-
gen durch Verordnung entstanden ist, enthält das 
VAG neue Ermächtigungen, die den Anforderungen 
des Artikels 80 des Grundgesetzes entsprechen. 

Durch die Ergänzung des § 66 Abs. 6 werden die auf 
den Deckungsstock bezüglichen Vorschriften der 
Artikel 1 und 2 Abs. 2 der Verordnung mit einigen re-
daktionellen Änderungen, aber ohne sachliche Ab-
weichungen in das VAG eingebaut. Artikel 2 Abs. 1 
der Verordnung hat infolge der Ergänzung des § 66 
Abs. 1 durch das Gesetz vom 5. März 1937 (RGBl. I S. 
269) keine Bedeutung mehr und kann entfallen. 

Zu Nummer 23 

Die Änderung des § 77 Abs. 4 trägt dem Umstand 
Rechnung, daß auf Grund des bisherigen Artikels 1 
der zuvor genannten Verordnung von 1936 und der 
nunmehr vorgesehenen Änderung des § 66 Abs. 6 die 

Ansprüche auf Nutzungen auch dann zum Dek-
kungsstockvermögen gehören, wenn sie nicht in das 
Deckungsstockverzeichnis eingetragen sind. 

Zu Nummer 24 

Die Vorschriften über den Deckungsstock (§§ 65 ff.) 
galten bisher nicht für öffentlich-rechtliche Versi-
cherer. Gleichwohl ist auch bei diesen Unternehmen 
ein Deckungsstock auf Grund landesrechtlicher Vor-
schriften oder nach Satzungsrecht vorhanden. Die 
Bestimmungen über den Deckungsstock können da-
her grundsätzlich auch für die öffentlich-rechtlichen 
Versicherer übernommen werden. Dagegen er-
scheint es nicht erforderlich, bei öffentlich-rechtli-
chen Versicherungsunternehmen auch die Vor-
schriften über den Treuhänder zu übernehmen, zu-
mal eine Absicherung gegen unberechtigte Verfü-
gungen über das Deckungsstockvermögen wegen 
des Charakters dieser Anstalten als mittelbare 
Staatsverwaltung auf andere Weise ausreichend ge-
währleistet erscheint. 

Zu Nummer 25 

Der neue § 81 Abs. 2 a übernimmt die Regelung des 
§ 3 der zuvor genannten Verordnung von 1936 über 
die Bestellung eines Sonderbeauftragten in das 
VAG. Daß von dieser Möglichkeit unter Beachtung 
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit nur in 
Ausnahmefällen Gebrauch gemacht werden kann, 
ergibt sich wie bisher aus den allgemeinen Grund-
sätzen des Verfassungs- und Verwaltungsrechts und 
braucht im Gesetz nicht besonders hervorgehoben 
zu werden. 
Der Hauptbevollmächtigte ausländischer Versiche-
rungsunternehmen braucht im Gesetz nicht wie in 
der Verordnung ausdrücklich erwähnt zu werden, da 
der neue § 81 Abs. 2 a nach § 105 Abs. 2 entsprechend 
auch für ausländische Versicherer gilt. 

§ 81 Abs. 3 Satz 1, 2. Halbsatz, dessen jetzige Formu-
lierung auf § 17 des Verwaltungsvollstreckungsge-
setzes zurückgeht, soll dem neuen Sprachgebrauch 
angepaßt werden, wonach unter das VAG fallenden 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts im 
VAG jetzt durchgehend als „öffentlich-rechtliche 
Versicherungsunternehmen" bezeichnet werden. 

Die Neufassung des Absatzes 4 soll gewährleisten, 
daß die Aufsichtsbehörde bei Funktionsausgliede-
rungen im Sinne der neuen Vorschrift des § 5 Abs. 3 
Nr. 4 und bei den im neuen § 53 d genannten Verträ-
gen mit verbundenen und ihnen gleichgestellten Un-
ternehmen zur Durchführung einer wirksamen Auf-
sicht Maßnahmen auch gegenüber Unternehmen er-
greifen kann, die nicht Versicherungsunternehmen 
sind. Dies entspricht der schon im bisherigen Satz 1 
dieses Absatzes für den Fall der Abonnentenversi-
cherung getroffenen Regelung. 

Zu Nummer 26 

Nach Artikel 20 der Lebensversicherungsrichtlinie 
sind bei Lebensversicherungsunternehmen auf den 
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Garantiefonds (ein Drittel der Solvabilitätsspanne) 
die in der Bilanz nicht ausgewiesenen Eigenmittel 
nicht in vollem Umfang anrechenbar. In § 81 b Abs. 2 
soll daher klargestellt werden, daß auch dann, wenn 
das Lebensversicherungsunternehmen sein Solva-
bilitätssoll mit diesen Mitteln decken kann, aber für 
die Bildung des Garantiefonds nicht über die erfor-
derlichen in der Bilanz ausgewiesenen Eigenmittel 
verfügt, die Aufsichtsbehörde einen Finanzierungs-
plan nach § 81 b Abs. 2 verlangen kann. 

Vorschriften über die Belegenheit von Vermögens-
werten sind nach der Neufassung des Gesetzes nicht 
mehr nur in § 54 a Abs. 1 enthalten, sondern auch im 
neuen § 54 a Abs. 3 a. Daher muß auch dieser Absatz 
in § 81 b Abs. 4 genannt werden. 

§ 81 b Abs. 5 ist aufzuheben, weil die Solvabilitäts-
vorschriften nunmehr grundsätzlich auch für Le-
bensversicherungsunternehmen Anwendung fin-
den. Soweit dies nicht der Fall ist, sieht § 156 a Abs. 1 
eine entsprechende Ausnahme vor. 

Zu Nummer 27 

Da Lebensversicherungsverträge langfristig abge-
schlossen werden, muß die Beitragskalkulation auf 
sehr vorsichtigen Rechnungsgrundlagen beruhen, 
um eine dauernde Erfüllbarkeit der Verträge sicher-
zustellen. In der Lebensversicherung hat der Versi-
cherer keine Möglichkeit, die Beiträge für beste-
hende Verträge zu erhöhen. Die Beiträge enthalten 
darum hohe Sicherheitszuschläge, die dazu dienen, 
die Unsicherheitsfaktoren auszugleichen, die mit 
der künftigen Entwicklung beim Risiko-, Zins- und 
Kostenverlauf zwangsläufig verbunden sind. 

Zur Wahrung der Belange der Versicherten müssen 
die dabei anfallenden Überschüsse aus dem Risiko-
verlauf und den Kapitalanlagen den Versicherten 
möglichst ungeschmälert durch Zuweisung zur 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung (RfB) gut-
gebracht werden. Dies ist jedoch derzeit deshalb 
nicht gewährleistet, weil die Versicherer nach den 
geltenden Geschäftsplänen lediglich 90 v. H. des Ge-
samtüberschusses der RfB zuweisen müssen. Auch 
wenn sie zur Zeit tatsächlich im Durchschnitt rund 
98 v. H. der Gesamtüberschüsse der RfB zuweisen, 
können sie jedoch vorher die Verluste aus anderen 
Bereichen, insbesondere aus dem Abschluß- und 
Verwaltungskostenbereich, mit den Überschüssen 
aus dem Sterblichkeitsverlauf und den Kapitalanla-
gen zu Lasten der Versicherten voll saldieren. 

Obwohl bei der weit überwiegenden Zahl der Le-
bensversicherungsunternehmen die Zuführungen 
zur RfB nicht zu beanstanden waren, hat es eine 
Reihe von Unternehmen gegeben, bei denen sich 
eine unzureichende Überschußbeteiligung der Ver-
sicherten trotz wiederholter aufsichtsbehördlicher 
Einwirkungen nicht verhindern ließ. 

Der Versicherungsaufsicht haben bisher Maßstäbe 
gefehlt, mit deren Hilfe sie eine dadurch bedingte 
Beeinträchtigung der Belange der Versicherten ver-
bindlich feststellen und ihr rechtzeitig entgegenwir-
ken konnte. Die Vorschrift dient daher dazu, das auf

-

sichtsrechtliche Instrumentarium so zu verstärken, 
daß derartige Entwicklungen frühzeitig erkannt 
werden und ihnen begegnet werden kann. Ein um-
fassendes Urteil über die Leistungskraft eines Le-
bensversicherungsunternehmens oder ein alleiniger 
Maßstab für einen zuverlässigen Leistungsvergleich 
der Unternehmen untereinander läßt sich hieraus 
nicht gewinnen. 

Maßstab für die Beurteilung der Angemessenheit 
der Zuführung zur RfB soll künftig ein sog. Rückge-
währrichtsatz sein. Der Rückgewährrichtsatz ist ein 
Mindestwert für die Rückgewährquote des betref-
fenden Versicherungsunternehmens. Die Rückge-
währquote drückt aus, welcher Teil eines Normwer-
tes den Versicherten gutgebracht worden ist. Dieser 
Normwert, der sich nach den Ergebnissen der ge-
samten Lebensversicherungsbranche richtet, be-
steht aus einem Normrisikoüberschuß und einem 
Normzinsertrag. 

Jedem Versicherer obliegt es künftig, im Durch-
schnitt der letzten drei Geschäftsjahre im Normal-
fall eine bestimmte Rückgewährquote zu erreichen. 
Erfüllt er diese Anforderungen nicht, so soll die Auf-
sichtsbehörde berechtigt sein, im Rahmen eines 
Rückgewährplanes eine Auffüllung der RfB zu ver-
langen. Ob die Aufsichtsbehörde im Einzelfall einen 
Rückgewährplan fordert, ist ihrem pflichtgemäßen 
Ermessen überlassen, weil die besonderen Um-
stände des Einzelfalles berücksichtigt werden müs-
sen, die sich einer generalisierenden Regelung ent-
ziehen. Als ein solcher besonderer Umstand kann 
z. B. eine spezielle Kapitalanlagestruktur in Frage 
kommen, etwa überdurchschnittliche Anlagen im 
Wohnungsbau, wo eine anderen Anlagen vergleich-
bare Rendite oft erst nach mehreren Jahren erreicht 
wird. Auch eine besondere Tarifstruktur oder eine 
_atypische Bestandszusammensetzung können eine 
niedrigere Rückgewährquote gerechtfertigt erschei-
nen lassen. Mit dem Rückgewährplan soll sicherge-
stellt werden, daß dieses Unternehmen angemes-
sene Zuführungen zur RfB vornimmt, wie es die Be-
lange der Versicherten (§ 8 VAG) erfordern. 

Der Aufsichtsbehörde bleibt es jedoch unbenom-
men, ggf. auch schon vor Ablauf des dreijährigen 
Vergleichszeitraumes Maßnahmen nach den §§ 81, 
87 VAG zu ergreifen. Die Festlegung des Rückge-
währrichtsatzes sowie Einzelheiten der Berechnung 
des Normrisikoüberschusses und des Normzinser-
trages sollen einer Rechtsverordnung überlassen 
bleiben, um das VAG von technischen Einzelheiten 
zu entlasten und den Marktgegebenheiten mög-
lichst zeitnah Rechnung tragen zu können. 
Von einer Einbeziehung der Pensions- und Sterbe-
kassen in diese Regelung wird abgesehen. Diese 
Kassen besitzen wesentlich geringere unternehme-
rische Freiheiten als die großen Versicherungsun-
ternehmen. Darüber hinaus ist bei diesen Kassen 
auf Grund ihrer einfachen Struktur für die Auf-
sichtsbehörde jeder Mißstand, der ein Eingreifen 
zum Schutz der Versicherten erfordert, ohne weite-
res erkennbar. Ferner muß die Überschußbeteili-
gung der Kassen von der Aufsichtsbehörde regelmä-
ßig genehmigt werden. Bei den Pensionskassen, die 
Instrumente der betrieblichen Altersversorgung 
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sind, kommt hinzu, daß die Finanzierung der den 
versicherten Mitgliedern zugesagten Leistungen 
überwiegend vom Arbeitgeber übernommen wird 
und insofern eine etwaige Überschußbeteiligung 
von untergeordneter Bedeutung ist. 

Zu Nummer 28 

Der neue Absatz 2 a des § 83 ist erforderlich, um der 
Aufsichtsbehörde im Falle von Funktionsausgliede-
rungen (§ 5 Abs. 3 Nr. 4) und Verträgen mit verbun-
denen und gleichgestellten Unternehmen (§ 53 d) 
wirksame Prüfungsrechte auch gegenüber solchen 
Unternehmen zu geben, die nicht Versicherungsun-
ternehmen sind. Auf die Begründung zu Artikel 1 
Nr. 4, 17 und 25 wird verwiesen. 

Durch Buchstabe b dieser Nummer wird der noch 
z. T. im VAG verwendete Begriff der „öffentlichen 
Versicherungsanstalten" dem neuen Sprachge-
brauch angepaßt. 

Zu Nummer 29 

Der gegenwärtige Gesetzeswortlaut sieht Turnus-
prüfungen alle fünf Jahre vor. Aus Gründen des ra-
tionellen Personaleinsatzes hat das Bundesauf-
sichtsamt für das Versicherungswesen außerplan-
mäßige Prüfungen diesem Fünf-Jahres-Turnus vor-
gezogen. Die gesetzliche Regelung soll dieser an den 
Bedürfnissen der Versicherungsaufsicht ausgerich-
teten Entwicklung mehr Rechnung tragen und von 
der Festlegung einer bestimmten Prüfungsfrist ab-
sehen. Die Aufsichtsbehörde bleibt auch nach der 
jetzt vorgeschlagenen Regelung aufgerufen, regel-
mäßige örtliche Prüfungen in zeitnahen Abständen 
vorzunehmen, um einer Prüfung nicht den Charak-
ter des Außergewöhnlichen zu geben und eine 
gründlichere Kenntnis der beaufsichtigten Unter-
nehmen zu ermöglichen. 

Zu Nummer 30 

Der neue § 87 a wird eingefügt, um Mißbräuchen zu 
begegnen, die durch die Freistellung ausländischer 
Mitversicherer von der inländischen Aufsicht (§ 111 
Abs. 2) auf Grund der Mitversicherungsrichtlinie 
eintreten können. Dies steht mit Artikel 8 der Mit-
versicherungsrichtlinie im Einklang. Die Vorschrift 
soll insbesondere verhindern, daß bei der Mitversi-
cherung von ausländischen Mitversicherern ein in-
ländischer führender Versicherer nur vorgeschoben 
wird, der lediglich einen geringen Bruchteil des Risi-
kos übernimmt und daher an den Vertragsbedingun-
gen materiell nicht interessiert ist. 

Aufsichtsmaßnahmen können nur gegenüber den 
im Inland niedergelassenen Versicherern, nicht da-
gegen gegenüber den ausländischen Mitversiche-
rern ergriffen werden, da es insoweit an einem 
Adressaten im Inland fehlt. Eingriffsmaßstab ist der 
Mißbrauch, ein Begri ff, der bereits in anderen Geset-
zen bei Freistellungen von einer gesetzlichen Rege-
lung (z. B. § 102 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe

-

schränkungen) verwandt worden ist. Der Begriff des 
Mißstandes im Sinne des § 81 wurde hier bewußt 
nicht verwendet, da er Sachverhalten vorbehalten 
bleiben soll, die die Belange der Versicherten unmit-
telbar berühren, während in § 87 a auch ein Unter-
laufen der inländischen Aufsicht durch Mißbrauch 
der nach § 111 Abs. 2 gegebenen Möglichkeiten er-
faßt werden soll. Die Beteiligung von Mitversiche-
rern, die nach dieser Vorschrift nicht zur Beteiligung 
befugt sind, ist als Eingriffstatbestand besonders er-
wähnt, da nicht zweifelsfrei ist, ob die Mitwirkung 
des inländischen führenden Versicherers in jedem 
Fall unter die Verbotstatbestände der §§ 140 und 
144 a fällt, z. B. wenn der Vertrag von einem Makler 
vermittelt wurde. 

Zu Nummer 31 

Die Änderungen in § 88 sind durch die Unterstellung 
der öffentlich-rechtlichen Versicherer unter das 
VAG bedingt. 

Zu Nummer 32 

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 28, letzter Ab-
satz, wird verwiesen. 

Zu Nummer 33 

§ 92 Abs. 2 in seiner jetzt geltenden Fassung enthält 
nur eine teilweise Aufzählung der Aufgaben der Mit-
glieder des Versicherungsbeirats, nämlich die gut-
achtliche Beratung des Bundesaufsichtsamts. Die 
Mitwirkung bei den Entscheidungen des Bundesauf-
sichtsamts ist dagegen nicht mehr genannt, weil 
diese Regelung auf die aufgehobenen §§ 93 bis 96 
verwies. Sie ist daher im Bundesgesetzblatt Teil III 
nicht mehr enthalten und damit nach dem erwähn-
ten Gesetz über den Abschluß der Sammlung des 
Bundesrechts am 31. Dezember 1968 außer Kraft ge-
treten. Durch die vorgesehene Neufassung werden 
die Aufgaben der Beiratsmitglieder wieder vollstän-
dig aufgeführt, indem die Mitwirkung bei den Ent-
scheidungen der Beschlußkammern hinzugefügt 
wird. Diese Beschlußkammerentscheidungen erge-
hen nach den Vorschriften der Dritten Durchfüh-
rungsverordnung zum Gesetz über die Errichtung 
eines Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungs-
wesen (BGBl. 1953 I S. 75) — BAG — und sind an die 
Stelle des in den aufgehobenen §§ 93 bis 96 VAG ge-
regelten Verfahrens getreten. 

Absatz 3 Satz 2 enthält eine überholte Verweisung 
auf eine Vorschrift des ehemaligen Reichsbeamten-
gesetzes. Eine Regelung dieser Art ist nicht mehr er-
forderlich. Absatz 3 Satz 2 soll daher gestrichen wer-
den. 

Zu Nummer 34 

§ 101 enthält bei der Regelung über die Kosten des 
Bundesaufsichtsamts für das Versicherungswesen 
noch Vorschriften für Bausparkassen. Diese Unter- 
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nehmen werden jedoch seit dem Erlaß des Gesetzes 
über Bausparkassen vom Bundesaufsichtsamt für 
das Kreditwesen beaufsichtigt. § 101 VAG muß da-
her dieser Rechtslage angepaßt werden. 

Zu Nummer 35 

Die Eintragung des Hauptbevollmächtigten auslän-
discher Versicherungsunternehmen in das Handels-
register war bisher im VAG nicht ausdrücklich vor-
gesehen. Sie wurde jedoch regelmäßig vorgenom-
men, weil hierfür ein praktisches Bedürfnis besteht. 
Seit dem Beschluß des Oberlandesgerichts Frank-
furt (Betriebsberater 1976, Seite 569), das die Eintra-
gung des Hauptbevollmächtigten aus formalen 
Gründen abgelehnt hat, gehen immer mehr Regi-
stergerichte dazu über, die Eintragung in das Han-
delregister abzulehnen. Eine gesetzliche Regelung 
ist wegen des bestehenden praktischen Bedürfnis-
ses daher erforderlich. 

Zu Nummer 36 

§ 106 a Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 5 Satz 3 sind auf-
zuheben, weil Solvabilitätsvorschriften nunmehr 
auch für Lebensversicherer erlassen worden sind. 
Soweit ausländische Versicherer den Vorschriften 
der Lebensversicherungsrichtlinie nicht unterlie-
gen, ist durch den neuen § 156 a Abs. 3 und 4 sicher-
gestellt, daß die Solvabilitätsvorschriften keine An-
wendung finden und es insoweit bei der bisherigen 
Regelung verbleibt. 

Zu Nummer 37 

Der in § 106 Abs. 2 anzufügende neue Satz entspricht 
Artikel 4 der Verordnung vom 21. April 1936, die auf-
gehoben werden soll. Auf die Begründung zu Arti-
kel 1 Nr. 22 wird verwiesen. 
Absatz 6, der für Lebensversicherer aus Drittlän-
dern eine andere Regelung als für Schadenversiche-
rer vorsah, kann aufgehoben werden, weil in der Le-
bensversicherungsrichtlinie nunmehr die entspre-
chenden Vorschriften wie in der Schadenversiche-
rungsrichtlinie enthalten sind. 

Zu Nummer 38 

Der neue § 106 c ergänzt die Regelung über die Spar-
tentrennung für ausländische Versicherer. Aus § 105 
Abs. 2 i. V. m. § 8 Abs. 1 a Satz 1 folgt bereits, daß aus-
ländischen Versicherern im Inland die Erlaubnis 
zum Betrieb der Lebensversicherung nicht neben 
der Erlaubnis für andere Zweige erteilt werden darf. 
An dieser Stelle ist noch zu regeln, daß ausländi-
schen Versicherern, die im Ausland beide Zweige zu-
gleich betreiben, im Inland nur der Betrieb der Scha-
denversicherung, nicht dagegen der Lebensversi-
cherung erlaubt werden darf. Dies entspricht Arti-
kel 13 Abs. 4 der Lebensversicherungsrichtlinie. 
§ 106 c gilt für neu zuzulassende Mehrbranchenver-
sicherer mit Sitz in den Mitgliedstaaten der EG und 

in Drittländern. Wegen der Regelung für bestehende 
Versicherungsunternehmen dieser Art wird auf die 
Begründung zu Artikel 1 Nr. 56 (§ 159 VAG) des Ent-
wurfs verwiesen. 

Zu Nummer 39 

§ 107 enthält noch das Wort „Reich". Es wird durch 
die Worte „Geltungsbereich des Gesetzes" ersetzt; 
der übrige Text wird hieran angepaßt. Materielle 
Änderungen sind damit nicht verbunden. Der Gel-
tungsbereich der Vorschrift wird durch dieses Ge-
setz allerdings dadurch eingeschränkt, daß sie nicht 
anwendbar ist, soweit durch den neuen § 111 der 
Dienstleistungsverkehr in der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft von der Aufsicht freigestellt ist. 
§ 111 sieht vor, daß insoweit das VAG, also auch § 107, 
nicht gilt. 

Zu Nummer 40 

Die Vorschriften über den Treuhänder für den Dek-
kungsstock in der Lebensversicherung galten bisher 
nicht für Versicherungsunternehmen mit Sitz in ei-
nem Mitgliedstaat der EG; an die Stelle des Treu-
händers trat das Bundesaufsichtsamt (§ 110 Abs. 2). 
Diese Regelung kann nach Artikel 17 Abs. 2 der Le-
bensversicherungsrichtlinie nicht aufrechterhalten 
bleiben. § 110 Abs. 1 sieht daher durch eine entspre-
chende Änderung der Verweisung vor, daß für den 
inländischen Versicherungsbestand dieser Unter-
nehmen generell keine Sonderregelung anstelle der 
§§ 70 bis 76 gilt. 

In Absatz 2 wird ein neuer Satz 1 vorangestellt, wo-
nach bei Drittlandsunternehmen ein Treuhänder 
nicht bestellt wird; im übrigen bleibt für diese Versi-
cherer die bisherige Regelung unverändert. Der jet-
zige letzte Satz dieses Absatzes kann dann wegfal-
len. 

Die Regelung des Absatzes 3 für Versicherungsun-
ternehmen mit Sitz in der Gemeinschaft wird hier-
durch entbehrlich. Inwieweit ein Treuhänder be-
stellt wird, richtet sich gemäß § 105 Abs. 2 nach den 
auch für inländische Versicherungsunternehmen 
geltenden Vorschriften, insbesondere § 79. 

Zu Nummer 41 

Unternehmen, die ausschließlich die Transportversi-
cherung betreiben, unterlagen nach dem früheren 
§ 148 VAG nicht der Aufsicht. Nach Erlaß der Scha-
denversicherungsrichtlinie der EG mußten diese 
Unternehmen ebenfalls unter Aufsicht genommen 
werden. Dies ist durch das Erste Durchführungsge-
setz/EWG zum VAG geschehen, das den § 148 aufge-
hoben hat. Damit wurde auch § 105 auf ausländische 
Versicherungsunternehmen anwendbar, d. h. sie 
mußten eine Erlaubnis erwirken und nach § 106 
Abs. 2 eine Niederlassung im Inland gründen, wenn 
sie das Transportversicherungsgeschäft im Inland 
durch Vertreter, Bevollmächtigte oder Vermittler 
betreiben wollten. Damit wurden teilweise auch Ver- 
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sicherer der inländischen Aufsicht und dem Nieder-
lassungserfordernis unterworfen, die Versiche-
rungsgeschäfte im Wege des Dienstleistungsver-
kehrs im Sinne des EWG-Vertrages betreiben wol-
len. Hierdurch sollte dem Grundsatz Rechnung ge-
tragen werden, daß alle auf dem gleichen Markt täti-
gen Versicherungsunternehmen dem gleichen 
Recht und damit den gleichen Wettbewerbsbedin-
gungen unterliegen sollen. 

Die Kommission der EG sah hierin einen Verstoß 
gegen die Artikel 59 ff. des EWG-Vertrages über den 
freien Dienstleistungsverkehr, die nach der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs unmittel-
bar gelten, und gegen die Standstill-Klausel des Arti-
kels 62 des EWG-Vertrages. Sie hat der Bundesregie-
rung eine mit Gründen versehene Stellungnahme 
nach Artikel 169 des EWG-Vertrages zugestellt und 
die Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens 
angedroht. Die Bundesregierung konnte aus grund-
sätzlichen Erwägungen der Argumentation der 
Kommission über die Auslegung des EWG-Vertra-
ges im Bereich des Versicherungswesens nicht fol-
gen, hat sich jedoch gegenüber der Kommission be-
reit erklärt, bei der nächsten Änderung des VAG den 
Wünschen der Kommission im Bereich der Trans-
portversicherung Rechnung zu tragen. Die Kommis-
sion hat das Vertragsverletzungsverfahren darauf-
hin nicht weiterbetrieben. 

Der neue § 111 Abs. 1 VAG stellt demgemäß den 
Dienstleistungsverkehr ausländischer Versicherer 
mit Sitz in der Gemeinschaft im Bereich der Trans-
portversicherung von der inländischen Aufsicht frei. 
Dies konnte hingenommen werden, weil die Bundes-
republik wegen der geringeren Schutzbedürftigkeit 
der Versicherungsnehmer und der Internationalität 
dieses Versicherungszweiges selbst nie die Einfüh-
rung der Aufsicht über Transportversicherer gefor-
dert, sondern ihr nur im' Kompromißwege zuge-
stimmt hat. 

Daß auf dem gleichen Markt nunmehr Versicherer 
miteinander konkurrieren, die einer unterschiedlich 
intensiven Aufsicht unterliegen, kann um so eher 
hingenommen werden, als die allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen in diesem Zweig nicht der Ge-
nehmigungspflicht unterliegen (§ 5 Abs. 6). 

Bei der Ausarbeitung dieser Bestimmung ergab sich 
die Frage, ob der Dienstleistungsverkehr auch dann 
von der Aufsicht freizustellen ist, wenn der ausländi-
sche Versicherer bereits im Inland eine Niederlas-
sung unterhält. Für diesen Fall sieht § 107 in seiner 
geltenden Fassung vor, daß dann alle Verträge über 
die inländische Niederlassung abzuschließen sind. 
Hierdurch soll einmal verhindert werden, daß der 
Versicherungsnehmer, der auf die bestehende inlän-
dische Aufsicht vertraut, getäuscht werden kann, 
wenn der Vertrag nicht an die inländische Nieder-
lassung, sondern an den ausländischen Sitz des Ver-
sicherungsunternehmens vermittelt wird. Zum an-
deren wäre die Aufsichtsführung erheblich er-
schwert, wenn neben dem über die Niederlassung 
abgeschlossenen Geschäft noch weitere Verträge 
zulässig wären, die nicht von der Aufsicht erfaßt 
würden. Die Kommission der EG hat jedoch auch in-
soweit Bedenken erhoben, weil der Dienstleistungs
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verkehr gegenüber dem Rechtszustand vor dem Er-
sten Durchführungsgesetz/EWG zum VAG er-
schwert werde. 

Der neuen Regelung in § 111 Abs. 1 liegt daher fol-
gende Mittellösung zugrunde: Betreibt die inländi-
sche Niederlassung des ausländischen Dienstlei-
stungserbringers ausschließlich die Transportversi-
cherung, soll daneben der Dienstleistungsverkehr 
zulässig sein. Der Schutz der Versicherungsnehmer 
kann insoweit zurücktreten, da dem Versicherer in 
der Transportversicherung in der Regel geschäfts-
gewandte Vertragspartner gegenüberstehen. Die Er-
schwerung der Aufsichtsführung muß hingenom-
men werden. Die Kommission der EG ist allerdings 
darauf hingewiesen worden, daß hierdurch die Lük-
kenlosigkeit der Aufsicht über die inländische Nie-
derlassung leiden kann, da naturgemäß schwer fest-
zustellen ist, ob ein Vertrag unter Einschaltung der 
Niederlassung abgeschlossen wurde oder nicht. Die 
Kommission hat in Kenntnis dieser Tatsache mitge-
teilt, daß sie hierin keinen Grund für eine abwei-
chende Regelung sehe. 

Falls dagegen die inländische Niederlassung andere 
als Transportversicherungszweige betreibt, kann 
zum Schutz der inländischen Versicherungsnehmer 
in den übrigen Zweigen ein Nebeneinander von 
Dienstleistungsverkehr und Niederlassungsge-
schäft nicht hingenommen werden. Insoweit war 
auch vor dem Inkrafttreten des Ersten Durchfüh-
rungsgesetz/ EWG zum VAG ein Dienstleistungsver-
kehr im Bereich der Transportversicherung nicht 
zulässig, so daß sich die Kommission auch nicht auf 
Artikel 62 des EWG-Vertrages berufen kann. 

Absatz 3 Nr. 1 enthält eine Regelung für die Versi-
cherer mit Sitz in Drittländern. Wenn der Dienstlei-
stungsverkehr für Versicherer mit Sitz in der Ge-
meinschaft grundsätzlich von der Aufsicht freige-
stellt wird, erscheint es im Hinblick auf die vielfache 
internationale Verflechtung des Transportversiche-
rungsgeschäfts nicht angebracht, diese Versiche-
rungsunternehmen gänzlich von der Möglichkeit 
des Dienstleistungsverkehrs auszuschließen. Ab-
satz 3 Nr. 1 sieht daher vor, daß durch Rechtsverord-
nung bestimmt werden kann, inwieweit Abs. 1 auch 
für Versicherungsunternehmen mit Sitz in Drittlän-
dern angewendet werden kann. Maßstab ist das Vor-
liegen eines wirtschaftlichen Bedürfnisses. Bei Er-
laß der Verordnung wird auch zu beachten sein, daß 
von der Ermächtigung nur insoweit Gebrauch ge-
macht wird, als angenommen werden kann, daß die 
betreffenden Versicherungsnehmer die Gefahren zu 
überschauen vermögen, die im Abschluß mit nicht 
im Inland beaufsichtigten Versicherungsunterneh-
men liegen. 

§ 111 Abs. 2 übernimmt die wesentlichste Bestim-
mung der Mitversicherungsrichtlinie (Artikel 3) in 
deutsches Recht, nämlich die Freistellung der aus-
ländischen Mitversicherer, die nicht führende Versi-
cherer sind, von der inländischen Aufsicht. Dies gilt 
auch dann, wenn der ausländische Versicherer im 
Inland eine Niederlassung unterhält, aber die Mit-
versicherung nicht über diese Niederlassung ab-
schließt, da Artikel 3 der Mitversicherungsrichtlinie 
keine entsprechende Einschränkung enthält. 
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Beteiligt sich der ausländische Mitversicherer dage-
gen (freiwillig) über eine inländische Niederlassung 
an der Mitversicherung, gilt keine Besonderheit. 
Nach der Schadenversicherungsrichtlinie ist diese 
Niederlassung in vollem Umfang, also einschließlich 
der zu ihrem Bestand gehörenden Mitversicherun-
gen, im Inland zu beaufsichtigen. Dies wird in Ab-
satz 2 Nr. 4 klargestellt. Da die Tätigkeit des führen-
den Versicherers für den ausländischen Mitversi-
cherer in bestimmten Fällen allein schon als Be-
gründung einer Niederlassung durch den ausländi-
schen Mitversicherer angesehen werden muß, die 
dann der inländischen Aufsicht unterliegen würde, 
wurden in Nummer 4 die Worte hinzugefügt „außer 
über den führenden Versicherer". 

Die in Artikel 2 Abs. 1 der Mitversicherungsrichtli-
nie enthaltene Umschreibung der Mitversicherung 
erscheint entbehrlich, da sie nur die bestehende Pra-
xis wiedergibt. Insbesondere braucht nicht erwähnt 
zu werden, daß zwischen den Mitversicherern kein 
Gesamtschuldverhältnis besteht, da eine Freistel-
lung von der Aufsicht erst recht vorgesehen werden 
muß, wenn ausnahmsweise eine gesamtschuldneri-
sche Haftung besteht. 

Die Beschränkung des § 111 Abs. 2 in Nr. 1 auf be-
stimmte Sparten der Anlage zum VAG unter Aus-
schluß bestimmter Risiken ergibt sich aus Artikel 1 
Abs. 1 der Richtlinie. Die weitere Einschränkung auf 
gewerbliche und freiberufliche Risiken geht auf die 
im Allgemeinen Teil der Begründung dargestellte 
Untersuchung der Versicherungsaufsichtsbehörden 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft im Auftrag 
des Rates der EG zurück. Diese stimmen darin über-
ein, daß als Risiken „bei denen nach Art und Umfang 
die Mitwirkung mehrerer Versicherer erforderlich 
ist", nur gewerbliche oder freiberufliche Risiken in 
Frage kommen können. 
In Nummer 2 des § 111 Abs. 2 wird besonders hervor-
gehoben, daß der Mitversicherung die Tarife und die 
genehmigten allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen des führenden Versicherers zugrunde liegen 
müssen; hiervon sind die allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen in der Transportversicherung 
ausgenommen, da sie nicht der Genehmigung unter-
liegen. Darüber hinaus bestimmt Nummer 3 allge-
mein, daß der führende Versicherer alle Bedingun-
gen erfüllen muß, die er erfüllen müßte, wenn er das 
Risiko allein decken würde. Das entspricht Artikel 2 
Abs. 1 Buchstabe c der Richtlinie. 

Im Allgemeinen Teil der Begründung wurde bereits 
dargestellt, daß die Abgrenzung der Risiken, die un-
ter § 111 Abs. 2 fallen, durch Festlegung bestimmter 
Summen erfolgen soll. Diese werden zweckmäßiger-
weise nicht im Gesetz festgelegt, sondern sollen ei-
ner Verordnung vorbehalten bleiben, um die not-
wendige Flexibilität auf Grund späterer Erfahrun-
gen zu gewährleisten. Absatz 3 Nr. 2 enthält die ent-
sprechende Ermächtigung. 

Zu Nummer 42 

Der Abschnitt VI a über die Zusammenarbeit der 
Aufsichtsbehörden der Gemeinschaft muß nunmehr 

in gleicher Weise für Lebensversicherer wie für 
Schadenversicherer gelten, da die Lebensversiche-
rungsrichtlinie insofern die Regelung der Schaden-
versicherungsrichtlinie übernommen hat. Die Worte 
der Überschrift „mit Ausnahme der Lebensversiche-
rung" sind daher zu streichen. 

Zu Nummer 43 

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungsun-
ternehmungen vom 20. Dezmber 1974 (BGBl. I 
S. 3693) wurden u. a. die Vorschriften über die Ver-
mögensanlage der Versicherungsunternehmen neu 
gefaßt. In seinem Artikel 5 enthält dieses Gesetz 
eine noch nicht überholte Übergangsvorschrift für 
Vermögensanlagen, die nach dem bisherigen Recht 
vorgenommen wurden. Es hat sich als unzweckmä-
ßig erwiesen, solche Vorschriften in Artikel von Än-
derungsgesetzen aufzunehmen, da derartige „Novel-
lenreste" unnötig die Zahl der geltenden Stammge-
setze vermehren und den Überblick erschweren. Der 
genannte Artikel 5 soll daher in die Übergangsvor-
schriften des VAG als neuer § 123 aufgenommen 
werden; der frühere § 123 ist durch das mehrfach er-
wähnte Gesetz über den Abschluß der Sammlung 
des Bundesrechts aufgehoben worden. Hierbei kann 
anstelle des „Zeitpunkts des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes" jetzt das betreffende Datum, nämlich der 
29. Dezember 1974, eingesetzt werden. 

Zu Nummer 44 

Die §§ 124 bis 127, 129, 130 und 132 enthalten Über-
gangsvorschriften, die anläßlich des Inkrafttretens 
des VAG am 1. Januar 1902 und der Neufassung vom 
6. Juni 1931 erlassen worden waren. Sie sind, soweit 
sie nicht bereits durch das erwähnte Gesetz über 
den Abschluß der Sammlung des Bundesrechts in 
Teilen aufgehoben wurden, durch Zeitablauf oder 
anderweitige Regelungen überholt und können nun-
mehr gänzlich aufgehoben werden. Im einzelnen ist 
zu bemerken: 

Der in § 124 geregelte Fall einer vor 1902 nach Lan-
desrecht erteilten befristeten Erlaubnis hat durch 
Zeitablauf keine praktische Bedeutung mehr. Das 
gleiche gilt für den Fall der widerruflichen Erlaubnis 
nach § 125. Eine besondere Regelung ist auch im 
Hinblick auf das inzwischen erlassene Verwaltungs-
verfahrensgesetz (§ 49) nicht mehr erforderlich. 

Von § 126 ist auf Grund des genannten Abschlußge-
setzes nur noch Satz 1 in Kraft. Sollte noch ein Un-
ternehmen der hier genannten Art bestehen, hätte 
es auch ohne ausdrückliche Vorschrift das Recht, die 
Erlaubnis nach dem VAG zu beantragen. 

Die Vorschrift des § 127 bezog sich auf den Übergang 
von Aufsichtsbefugnissen von den Landesbehörden 
auf das Reichsaufsichtsamt bei Inkrafttreten des 
VAG. Ein praktisches Bedürfnis, sie analog auf jet-
zige Fälle des Übergangs der Aufsichtszuständigkeit 
anzuwenden, besteht nicht. Sicherheitsleistungen 
sieht das VAG ausdrücklich nur für ausländische 
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Versicherungsunternehmen vor, die ohnehin allein 
vom Bundesaufsichtsamt beaufsichtigt werden. 

Die Vorschriften des § 129 über eingetragene Genos-
senschaften und des § 130 über nicht rechtsfähige 
Vereine ist nicht mehr anwendbar, da durch § 133 b 
Abs. 1 die Verpflichtung begründet wurde, bis zum 
31. Juli 1976 eine der nach § 7 zugelassenen Rechts-
formen anzunehmen. § 133b soll daher auch auf-
rechterhalten bleiben. Soweit § 129 die nach dem 
sächsischen Gesetz von 1868 errichteten Vereine be-
traf, ist er bereits durch das erwähnte Abschlußge-
setz außer Kraft getreten. 

Auch § 132 ist durch Zeitablauf überholt und soll da-
her aufgehoben werden. 

Dagegen ist es denkbar, daß es noch Unternehmen 
gibt, die nach § 122 keiner Erlaubnis nach dem VAG 
bedurften, weil sie bereits vor 1902 landesgesetzlich 
zum Geschäftsbetrieb befugt waren. § 122 soll daher 
aufrechterhalten bleiben. 

Von den Übergangsvorschriften, die aus Anlaß des 
Inkrafttretens des Ersten Durchführungsgesetzes/ 
EWG zum VAG eingefügt wurden, ist § 133 a durch 
Fristablauf überholt und kann aufgehoben werden. 

Zu Nummer 45 

§ 128 soll aufrechterhalten bleiben, da es noch Versi-
cherungsvereine gibt, die auf Grund dieser Vor-
schrift keinen Gründungsstock und keine Verlust-
rücklage haben. Im Interesse der Rechtsvereinheit-
lichung wird jedoch in dem anzufügenden Satz 2 
vorgesehen, daß diese Unternehmen nunmehr eine 
Verlustrücklage bis zum 31. Dezember 1982 zu bil-
den haben. Versicherungsvereine auf Gegenseitig-
keit, die nicht kleinere Vereine (§ 53) sind, sowie 
nicht unter § 156 a fallende kleinere Vereine müssen 
ohnehin über die notwendigen Eigenmittel auf 
Grund des § 53 c verfügen; hier wird ggf. nur eine ge-
ringfügige Satzungsänderung und eine Umbuchung 
nötig. Für kleinere Vereine, die die Lebensversiche-
rung betreiben, bleibt § 53 b unberührt, wonach die 
Aufsichtsbehörde gestatten kann, daß keine Verlust-
rücklage gebildet wird. Praktische Bedeutung hat 
der neue Satz daher nur für die vor 1902 gegründe-
ten und unter § 156a fallenden kleineren Vereine in 
der Nicht-Lebensversicherung. Es erscheint zumut-
bar, nunmehr von ihnen im Interesse der Rechtsver-
einheitlichung und der Gleichstellung mit später ge-
gründeten Vereinen die Bildung einer Verlustrück-
lage zu verlangen. 

Zu Nummer 46 

§ 133c Abs. 1 in der zur Zeit geltenden Fassung ent-
hält eine durch Fristablauf überholte Übergangsvor-
schrift für die Schaden-, Unfall- und Krankenversi-
cherer (im folgenden: Schadenversicherer). Sie kann 
daher durch die Übergangsregelung für Lebensver-
sicherer, die nach Artikel 33 der Lebensversiche-
rungsrichtlinie vorgegsehen ist, ersetzt werden. Den 
Lebensversicherern steht eine Frist von fünf Jahren 
seit Bekanntgabe der Richtlinie, d. h. bis zum 

14. März 1984, zur Verfügung, um die Vorschriften 
über die Kapitalausstattung zu erfüllen. Für die 
Schadenversicherer war in den Sätzen 2 und 3 der 
bisherigen Fassung des Absatzes 1 vorgesehen, daß 
bei Unternehmen, die vor Ablauf der für sie gelten-
den Übergangsfrist die zu erreichende Kapitalaus-
stattung noch nicht besaßen, das Verhältnis der Ei-
genmittel zur Solvabilitätsspanne nicht unter den 
bereits erreichten Stand fallen durfte. Eine entspre-
chende Vorschrift für Lebensversicherer ist ent-
behrlich. Soweit ersichtlich, besitzen bereits alle be-
troffenen Lebensversicherer die notwendige Kapi-
talausstattung. Ein Absinken unter das erforderli-
che Mindestmaß in der verbleibenden Übergangs-
zeit ist u. a. wegen der Langfristigkeit des Lebens-
versicherungsgeschäfts und der damit verbundenen 
Überschußkraft der Lebensversicherer ebenfalls 
nicht zu erwarten. 

Absatz 2 des § 133 c, der die Verpflichtung zur soforti-
gen Erfüllung der Kapitalanforderungen bei Aus-
dehnung des Geschäftsbetriebs vorsieht, kann un-
verändert bleiben. Er bezieht sich jetzt aber auf die 
in Absatz 1 genannten Lebensversicherer, für die die 
gleiche Regelung gilt wie bisher für die Schadenver-
sicherer. 

Absatz 3, der für Schadenversicherer eine zusätzli-
che Frist von 2 Jahren vorsah, ist für diese Unter-
nehmen durch Fristablauf überholt. Die Vorschrift 
kann daher die vergleichbare Regelung für Lebens-
versicherer aufnehmen. 

Absatz 4 des § 133c, der für Schadenversicherer gilt, 
ist noch nicht überholt, da er die Möglichkeit einer 
Befreiung bis zum 31. Juli 1983 enthält. Da die Vor-
schrift für Lebensversicherer nicht anwendbar ist — 
für sie enthält der neue Absatz 1 Satz 2 und 3 eine 
vergleichbare Regelung mit anderen Fristen und 
Voraussetzungen —, muß sie durch eine Einfügung 
in den ersten Satz auf Schadenversicherer be-
schränkt werden. 

Zu Nummer 47 

Infolge der Harmonisierung der Eigenkapitalanfor-
derungen im Bereich der Lebensversicherung sind 
nunmehr auch den Lebensversicherern mit Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat der Gemeinschaft die 
bisher gestellten Sicherheiten freizugeben, wenn sie 
über die vorgeschriebene Kapitalausstattung verfü-
gen. § 133 d Satz 2 muß daher aufgehoben werden. 
Soweit Lebensversicherer von der Harmonisierung 
ausgenommen sind, verbleibt es nach dem neuen 
§ 156a Abs. 3, der § 133d insoweit für nicht anwend-
bar erklärt, bei der bisherigen Rechtslage. 

Zu Nummer 48 

Entsprechend Artikel 34 der Lebensversicherungs-
richtlinie wird den Lebensversicherungsunterneh-
men aus Drittstaaten ebenfalls eine Übergangsfrist 
von 5 Jahren gewährt, um den Eigenkapitalanforde-
rungen nachzukommen. Die Verweisung in § 133 e 
auf § 133 c Abs. 1 und 2 bezieht sich nunmehr auf des-
sen neue, nur für Lebensversicherer geltende Fas- 
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sung. Jedoch darf nicht auf die Sätze 2 und 3 des Ab-
satzes 1 verwiesen werden, da nach der Lebensversi-
cherungsrichtlinie die in diesen Sätzen vorgesehe-
nen möglichen Erleichterungen nicht für Drittlands

-

versicherungsunternehmen gewährt werden. § 133 e 
ist daher entsprechend zu ergänzen. 

Zu Nummer 49 

Der einzufügende § 133f entspricht Artikel 13 Abs. 3 
und Artikel 35 der Lebensversicherungsrichtlinie. 
Diese Artikel sehen für Mehrbranchenversicherer 
aus Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, die nach Ar-
tikel 13 Abs. 4 in anderen Mitgliedstaaten neue Nie-
derlassungen nur für die Schadenversicherung er-
richten dürfen, während einer Übergangszeit eine 
Erleichterung bei der Gründung von Tochterunter-
nehmen vor, die die Lebensversicherung betreiben. 
Die Hälfte des Mindestbetrages des Garantiefonds 
darf durch eine unwiderrufliche Garantie des Mut-
terunternehmens ersetzt werden. Da hierbei u. a. 
Voraussetzung ist, daß die andere Hälfte des Min-
destbetrages des Garantiefonds nicht mit nichtein-
gezahltem Grundkapital gebildet werden darf, sind 
allerdings die Anforderungen der Richtlinie ohne 
Erleichterung im Regelfall geringer als bei Inan-
spruchnahme der Erleichterung. Dies wurde bei der 
in letzter Minute eingefügten Voraussetzung offen-
bar übersehen. Die Vorschrift wird daher keine 
große Bedeutung erlangen. Immerhin ist eine Er-
leichterung für den Fall gegeben, daß die Aktien nur 
zum Teil eingezahlt, aber zu einem wesentlich höhe-
ren als dem Nennbetrag ausgegeben werden. 

Auch bei bereits bestehenden Verträgen über Funk-
tionsausgliederungen (§ 5 Abs. 3 Nr. 4) muß die Auf-
sichtsbehörde die Möglichkeit haben, sie darauf zu 
prüfen, ob sie Mißstände enthalten, die die Belange 
der Versicherten gefährden (§ 81 VAG). Zu diesem 
Zweck sieht die Übergangsvorschrift des § 133g vor, 
daß bestehende Verträge dieser Art der Aufsichtsbe-
hörde bis zum ... vorzulegen sind, soweit dies bisher 
noch nicht geschehen ist. 

Zu Nummer 50 

Der in § 144 a Abs. 1 Nr. 1 enthaltene Tatbestand ei-
ner Ordnungswidrigkeit setzt u. a. voraus, daß ein 
Versicherungsvertrag für ein im Inland zum Ge-
schäftsbetrieb nicht befugtes Versicherungsunter-
nehmen abgeschlossen oder vermittelt wird. Dies 
wird im Schrifttum dahin gehend ausgelegt, daß das 
Versicherungsunternehmen in keinem Zweig zum 
Geschäftsbetrieb befugt sein darf; der Begriff „be-
fugt" wird mit „zugelassen" gleichgesetzt. Da nach 
dem neuen § 111 (Dienstleistungsverkehr in der 
Transportversicherung und Mitversicherung) auch 
Versicherungsunternehmen zum Geschäftsbetrieb 
befugt sein können, ohne zugelassen zu sein, wäre 
zweifelhaft, ob ein Abschluß oder eine Vermittlung 
von Versicherungsverträgen über den zulässigen 
Rahmen hinaus unter § 144 a fällt. Deshalb soll diese 
Bestimmung schärfer gefaßt und der Begriff „be-
fugt" durch „nach diesem Gesetz erforderliche Er-
laubnis zum Geschäftsbetrieb" ersetzt werden. 

Zu Nummer 51 

Von der in der jetzigen Fassung des § 146 enthalte-
nen Verordnungsermächtigung ist bisher nur ein-
mal durch Erlaß der Verordnung vom 21. April 1936 
Gebrauch gemacht worden. Ihre Vorschriften sollen 
in das VAG übernommen werden (vgl. Begründung 
zu Artikel 1 Nr. 22). Soweit ein neues Bedürfnis zum 
Erlaß von Verordnungen entstanden ist, enthält das 
VAG neue Verordnungsermächtigungen, die den 
Anforderungen des Artikels 80 des Grundgesetzes 
entsprechen. Auch für den Erlaß von allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften hat sich kein Bedürfnis er-
geben. Dieses Recht folgt auch bereits unmittelbar 
aus dem Grundgesetz. § 146 in seiner jetzigen Fas-
sung soll daher entfallen; die Vorschrift wird auf ei-
nen besonderen Fall beschränkt. 

Die neue Fassung soll es ermöglichen, den Betrieb 
von Versicherungsgeschäften mit Angehörigen der 
Stationierungsstreitkräfte.sowie ihren Angehörigen 
und ihrem Gefolge im Sinne des NATO-Truppensta-
tuts von der Aufsicht nach dem VAG freizustellen, 
soweit im Geltungsbereich dieses Gesetzes die Be-
lange anderer Versicherungsnehmer sowie die dau-
ernde Erfüllbarkeit der Versicherungsverträge hier-
durch nicht beeinträchtigt werden. 

Ein Bedürfnis hierfür hat sich in der Vergangenheit 
insbesondere bei langfristigen Verträgen wie Le-
bensversicherungsverträgen, die vor allem Angehö-
rige der Stationierungsstreitkräfte der USA ab-
schließen wollten, ergeben. Die bei wörtlicher Ausle-
gung des VAG einzig verbleibende Möglichkeit, der-
artige Verträge im Korrespondenzwege (§ 105 VAG) 
abzuschließen, ist gerade bei Angehörigen der Sta-
tionierungsstreitkräfte dieses Staates wenig prak-
tisch. Sie wären auf Abschlüsse mit in Deutschland 
zugelassenen Versicherern angewiesen. Dies hätte 
zur Folge, daß sie auch dann, wenn sie in ihren Ent-
sendestaat oder in andere Teile der Welt versetzt 
würden, noch jahrelang Prämien nach Deutschland 
überweisen müßten, obwohl sie dorthin keinerlei Be-
ziehung mehr haben. Der Transfer eines Lebensver-
sicherungsvertrages etwa von der deutschen Zweig-
niederlassung des Versicherers eines Entsendestaa-
tes an die Zentrale dieses Versicherers ist wegen der 
andersartigen Rechtslage nicht möglich. Eine Auflö-
sung des in Deutschland bestehenden Vertrages und 
der Abschluß eines neuen Vertrages im Ausland ist 
mit Verlust verbunden. 

Es wurde daher seit Entstehen dieser Frage von den 
für das private Versicherungswesen zuständigen 
Ressorts der Bundesregierung der Standpunkt ver-
treten, daß es nicht Sinn des VAG sein könne, diesen 
Personenkreis zum Abschluß bei im Inland zugelas-
senen Versicherern zu veranlassen, weil dies dem 
Schutzzweck des VAG geradezu zuwiderlaufen wür-
de. Für den Schutz der Versicherungsnehmer muß 
in diesen Fällen der Entsendestaat selbst sorgen. 
Ausländischen Versicherern wurde daher auf An-
frage erklärt, daß der Betrieb des Versicherungsge-
schäfts in dem näher bezeichneten Umfang mit die-
sem Personenkreis nicht der Aufsicht nach VAG un-
terliegt. Die auf Grund der neuen Fassung des § 146 
zu erlassende Rechtsverordnung soll diese Rechts- 
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Lage klarstellen und Schriftwechsel mit interessier-
ten Versicherern entbehrlich machen. 

Die Verordnungsermächtigung ist auf den im 
NATO-Truppenstatut genannten Personenkreis be-
schränkt. Er ist klar abgrenzbar und unterliegt auch 
in anderen Beziehungen vielfältigen Sondervor-
schriften. Die Regelung kann deshalb auch nicht auf 
andere Personen, bei denen im Einzelfall ein ähnli-
ches Bedürfnis entstehen könnte, übertragen wer-
den. Die Ermächtigung ist nicht auf die Lebensversi-
cherung oder andere langfristige Versicherungsver-
träge beschränkt, weil sich eine ähnliche Regelung 
auch in anderen Bereichen als zweckmäßig erwei-
sen könnte. Die Regelung soll nicht im Gesetz selbst, 
sondern in einer Verordnung vorgenommen werden, 
um einerseits das Gesetz nicht mit einem nur einen 
verhältnismäßig kleinen Personenkreis betreffen-
den Sondertatbestand zu belasten und andererseits 
einem wechselnden Bedürfnis Rechnung tragen zu 
können. 
Mit den Richtlinien der EG ist diese Regelung ver-
einbar. Der Rat der EG hat zugleich mit der An-
nahme der Lebensversicherungsrichtlinie eine Er-
klärung verabschiedet, wonach die Mitgliedstaaten 
nicht verpflichtet sind, auf Niederlassungen auslän-
discher Versicherer, die sich auf Abschlüsse mit An-
gehörigen der Stationierungsstreitkräfte beschrän-
ken, die Lebensversicherungsrichtlinie anzuwen-
den. Für die Schadenversicherungsrichtlinie kann 
nichts anderes gelten. 

Zu Nummer 52 

§ 151 Satz 1 trägt der Neufassung des § 1 Abs. 1 Rech-
nung und ersetzt wie in allen anderen Vorschriften 
des VAG den Begriff der „öffentlichen Versiche-
rungsanstalten" durch die Worte „öffentlich-rechtli-
che Versicherungsunternehmen". Die in Satz 2 vor-
gesehene Anordnung der Reichsregierung — jetzt 
nach § 8 Nr. 4 BAG der Bundesregierung — ist nicht 
ergangen. Sie ist auch entbehrlich. Seit Jahrzehnten 
übermitteln die nicht dem VAG unterliegenden Ver-
sicherungsunternehmen dem Bundesaufsichtsamt 
die gleichen statistischen Unterlagen wie die Unter-
nehmen, die nach dem VAG beaufsichtigt werden. 
Es reicht daher aus, in dem verbleibenden Satz des 
§ 151 diesen Grundsatz auszusprechen. Materielle 
Änderungen sind hiermit nicht verbunden. 

Zu Nummer 53 

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 52 wird verwie-
sen. Mit der Neufassung sind keine materiellen An-
derungen verbunden; sie wird nur im Interesse einer 
einheitlichen Terminologie vorgenommen. 

Zu Nummer 54 

Die Gründe, die zu der Aufhebung des § 155 führen, 
sind bereits in der Begründung zu Artikel 1 Nr. 2 
Buchstabe c dargestellt. Hierauf wird verwiesen. 

Zu Nummer 55 

Durch die in § 156 aufgenommene Verweisung auf 
§ 34 Satz 1 wird das „Vier-Augen-Prinzip" auf Versi-
cherungsaktiengesellschaften ausgedehnt, d. h. der 
Vorstand muß aus mindestens zwei Personen beste-
hen. Dieses Prinzip galt bisher schon für Versiche-
rungsvereine auf Gegenseitigkeit, die nicht kleinere 
Vereine im Sinne des § 53 VAG sind; es hat sich auch 
in der Praxis für Aktiengesellschaften durchgesetzt. 
Die Änderung der Vorschrift paßt die Rechtslage da-
her nur der Entwicklung an. 

Für öffentlich-rechtliche Versicherer wird das Vier-
Augen-Prinzip nicht auf Grund Bundesrechts vorge-
schrieben, um nicht in das Organisationsrecht der 
Länder einzugreifen. 

Absatz 1 des § 156 a bleibt inhaltlich unverändert; er 
muß lediglich wegen der Anfügung einer neuen 
Nummer 2 redaktionell geändert werden. Die bisher 
in Absatz 1 und jetzt gleichlautend in Absatz 1 Nr. 1 
enthaltene Vorschrift für bestimmte Versicherungs-
vereine auf Gegenseitigkeit ist nunmehr auch auf 
die Lebensversicherung anwendbar. Bisher war die 
Geltung der dort genannten Solvabilitätsvorschrif-
ten bereits durch entsprechende Einzelvorschriften 
für die gesamte Lebensversicherung ausgeschlos-
sen (§ 5 Abs. 7, § 53c Abs. 5, § 81 b Abs. 5). Diese letzte-
ren Vorschriften werden jetzt aufgehoben, da Solva-
bilitätsvorschriften nunmehr auch für die Lebens-
versicherung bestehen. Die genannten Versiche-
rungsvereine auf Gegenseitigkeit sind nach der 
neuen Nr. 1 nur dann von den Solvabilitätsvorschrif-
ten ausgenommen, wenn sie die dort aufgeführten 
Voraussetzungen erfüllen, insbesondere wenn ihre 
jährlichen Beiträge die durch Rechtsverordnung 
nach Absatz 2 festgelegten Grenzen nicht überstei-
gen. 
Absatz 1 des § 156 a wurde in der neuen Nr. 2 um eine 
Bestimmung für Lebensversicherungsunternehmen 
erweitert, die darüber hinaus nicht den Solvabili-
tätsvorschriften der Lebensversicherungsrichtlinie 
unterliegen. Es sind dies gemäß Artikel 2 Abs. 3 alle 
Pensionskassen und gemäß Artikel 3 Abs. 1 die Ster-
bekassen, deren Leistungen die durchschnittlichen 
Bestattungskosten bei einem Todesfall nicht über-
steigen, sowie die Betriebssterbekassen. Letztere 
waren besonders aufzuführen, weil bei ihnen die bei 
den übrigen Sterbekassen vorgesehene Einschrän-
kung der Leistungshöhe nicht gemacht zu werden 
braucht; denn sie fallen zusammen mit den Pen-
sionskassen bereits unter Artikel 2 Abs. 3 der Le-
bensversicherungsrichtlinie. 
Der neue Absatz 3 des § 156 a faßt diejenigen Solva-
bilitäts- und Verfahrensvorschriften zusammen, die 
für ausländische Versicherer mit Sitz in der Gemein-
schaft nicht gelten, weil sie nicht unter die koordi-
nierte Regelung fallen. 

Für die in den Absätzen 1 und 3 genannten Unter-
nehmen, auf die die Solvabilitätsregelung der Richt-
linien nichtanwendbar ist, richten sich die finanziel-
len Anforderungen wie bisher nach § 8. Diese Rege-
lung wird im neuen § 156 a Abs. 4 zusammengefaßt. 
Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 36 wird verwie-
sen. 
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Absatz 5 sieht vor, daß das VAG für bestimmte na-
mentlich aufgezählte Versicherungseinrichtungen 
nicht gilt. Es sind dies die Einrichtungen, für die 
nach der mehrfach genannten Verordnung von 1943 
schon bisher Vorschriften des VAG nicht galten. Der 
Reichswirtschaftsminister hatte gemäß § 3 dieser 
Verordnung durch Erlaß vom 22. Juni 1943 be-
stimmt, daß es bei der damals von obersten Reichs-
behörden ausgeübten Aufsicht über diese Einrich-
tungen verbleibt. Die in der Verordnung in Bezug ge-
nommenen Vorschriften des VAG waren dann nach 
§ 3 Satz 2 der Verordnung auf diese Einrichtungen 
unanwendbar. Bei dieser bis heute fortgeltenden Re-
gelung soll es bleiben. 

Zu Nummer 56 

Auf die Haftpflichtversicherungseinrichtungen der 
Berufsgenossenschaften (§ 762 Abs. 1 RVO) sind die 
Vorschriften des VAG anwendbar, die in § 1 Abs. 2 
Satz 2 der Verordnung vom 22. Juni 1943 (vgl. die Be-
gründung zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a) enthalten 
sind. Diese Vorschriften gelten nämlich für alle öf-
fentlich-rechtlichen Versicherungsanstalten, „so-
weit sie nicht Träger der Reichsversicherung sind". 
Darüber hinaus sieht die genannte Verordnung in 
ihrem § 10 eine besondere Genehmigungspflicht für 
die Beschlüsse über die Einrichtungen sowie deren 
Satzungen und Geschäftspläne vor. Da die Verord-
nung aufgehoben werden soll, werden diese Bestim-
mungen in die Schlußvorschriften des VAG über-
nommen. 
Materiell soll an der Rechtslage nichts geändert 
werden. Absatz 1 Satz 1 entspricht § 10 der Verord-
nung. Die dort genannten Einrichtungen nach § 843 
Nr. 1 a. F. RVO sind jetzt in § 762 Abs. 1 RVO gere-
gelt. Die Anführung des früheren § 843 Nr. 2 RVO ist 
überholt; die in dieser Nummer genannten Einrich-
tungen entsprechen nicht denen nach § 762 Abs. 2 
RVO. In der Verordnung war ein Maßstab für die Ge-
nehmigung nicht enthalten. Er wird im zweiten 
Halbsatz durch Verweisung auf § 5 Abs. 1 bis 3 und 
§ 8 ergänzt. Ferner wird nicht mehr vom Bundesauf-
sichtsamt für das Versicherungswesen, sondern wie 
auch sonst im VAG von der Aufsichtsbehörde ge-
sprochen. Es ist dies die zur Durchführung der Auf-
sicht nach dem VAG zuständige Behörde. Die Zu-
ständigkeitsverteilung zwischen Bund und Ländern 
wird durch eine Ergänzung des Gesetzes über die 
Errichtung Bundesaufsichtsamtes für das Versiche-
rungswesen geregelt. Auf die Begründung zu Artikel 
2 Abs. 4 wird verwiesen. 

In Satz 2 des Absatzes 2 werden die schon früher gel-
tenden Vorschriften des VAG aufgeführt. Die An-
wendung des § 13 wird auf dessen Absatz 1 be-
schränkt, da die inzwischen erfolgten Anfügungen 
an § 13 für die Haftpflichtversicherungseinrichtun-
gen nicht einschlägig sind. Das Zitat des aufgehobe-
nen § 85 muß entfallen. 

Absatz 2 des neuen § 158 trägt dem Umstand Rech-
nung, daß bei der Ausübung der Aufsicht über die 
Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen und die 
Versorgungsanstalt der deutschen Kulturorchester 
weitgehend nach den Vorschriften des Versiche

-

rungsaufsichtsgesetzes verfahren wurde, die in § 1 
Abs. 2 Satz 2 der zuvor genannten Verordnung ent-
halten sind. Diese Verfahrensweise soll auch nach 
Aufhebung der genannten Verordnung beibehalten 
werden. 

Aus der Neufassung des § 1 Abs. 1 VAG unter Einbe-
ziehung der öffentlich-rechtlichen Versicherer 
könnte der Schluß gezogen werden, daß auf andere 
öffentlich-rechtliche Versicherungseinrichtungen 
das VAG nicht mehr angewendet werden soll. Um 
diesen Schluß zu vermeiden, sieht Absatz 3 zur Klar-
stellung vor, daß Vorschriften, die die Geltung des 
VAG für andere Einrichtungen vorsehen, unberührt 
bleiben. 

Der neue § 159 soll es ermöglichen, den Grundsatz 
der Spartentrennung zwischen Lebens- und Scha-
denversicherung in der Bundesrepublik ausnahms-
los zu verwirklichen. Entsprechend den Bestimmun-
gen der Lebensversicherungsrichtlinie wird bereits 
durch den neuen § 8 Abs. la i. V. m. mit § 105 Abs. 2 
VAG festgelegt, daß neu zuzulassende in- und aus-
ländische Versicherer im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes nicht beide Zweige nebeneinander betrei-
ben dürfen. Darüber hinaus sieht der neue § 106 c 
vor, daß ein ausländischer Versicherer, der im Aus-
land beide Zweige zugleich betreibt, im Inland nur 
für die Schadenversicherung, nicht aber für die Le-
bensversicherung zugelassen werden darf. Diese 
Vorschriften gelten nicht für bestehende Mehrbran-
chenversicherer. Die Bundesregierung ist jedoch be-
strebt, dem Grundsatz der Spartentrennung auch 
für bestehende Unternehmen Geltung zu verschaf-
fen, da er — wie auch in der Gemeinschaft durch die 
Annahme der Lebensversicherungsrichtlinie aner-
kannt ist — das beste Mittel zum Schutz der Lebens-
versicherten darstellt. Dies entspricht auch dem Be-
schluß des Bundestages vom 16. Mai 1975 (s. Steno-
graphischer Bericht über die 171. Sitzung des Deut-
schen Bundestages S. 12016 und BT-Drucksache 
7/3537), der die Bundesregierung aufgefordert hatte, 
sich für den Grundsatz der Spartentrennung einzu-
setzen. 

Die wenigen noch bestehenden privaten Mehrbran-
chenversicherer haben grundsätzlich die Bereit-
schaft erkennen lassen, die Spartentrennung frei-
willig durchzuführen, wenn hieraus keine zusätzli-
che Steuerbelastung für die Unternehmen folgt. 
Auch die öffentlich-rechtlichen Versicherer stim-
men diesem Grundsatz zu, wenn auch bei einigen 
von ihnen noch bestimmte Vorfragen zu klären sind. 
Unter diesen Umständen soll davon abgesehen wer-
den, die Spartentrennung im Gesetz selbst vorzu-
schreiben. Den betreffenden Unternehmen soll in 
dem durch § 159 gezogenen weiten Rahmen Befrei-
ung von der Besteuerung gewährt werden, wenn sie 
die Spartentrennung im Wege der Bestandsübertra-
gung nach § 14 VAG vollziehen. 

Die Regelung in den Absätzen 1 und 2 ist auf be-
stimmte Verkehrsteuern beschränkt. Hieraus darf 
kein Gegenschluß auf andere Steuerarten gezogen 
werden; bei den gegebenen Sachverhalten wird viel

-

mehr davon ausgegangen, daß die betroffenen Un-
ternehmen die Spartentrennung unter Inanspruch-
nahme des geltenden Rechts ertragsteuerneutral 
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durchführen können (z. B. durch Einbringung des zu 
übertragenden Versicherungsbestandes als Teilbe-
trieb in eine Kapitalgesellschaft, § 20 ff. UmwStG). 
Soweit mit der Durchführung im Einzelfall steuer-
pflichtige Umsätze verbunden sind, wird davon aus-
gegangen, daß in diesen Fällen die Steuerneutralität 
im Verwaltungswege gewährleistet werden kann. 

Die Ausnahme von der Besteuerung ist durch Ab-
satz 4 auf Übertragungen beschränkt, die vor dem 
15. März 1984 erfolgen. Diese Frist wurde gewählt, 
weil nach Artikel 13 Abs. 3, Artikel 14 und Artikel 33 
Abs. 6 der Lebensversicherungsrichtlinie Versiche-
rungsunternehmen, die ab 15. März 1984 noch die 
Lebens- und die Schadenversicherung zugleich be-
treiben, eine komplizierte sog. getrennte Verwaltung 
einführen müssen. Sollten in der Bundesrepublik 
wider Erwarten zu diesem Stichtag noch Mehrbran-
chenversicherer tätig sein, wird geprüft werden 
müssen, welche Regelungen dann erforderlich sein 
werden. Steuerliche Erleichterungen über den 
15. März 1984 hinaus können allerdings nicht in Aus-
sicht gestellt werden. Andererseits ist die Regelung 
auf Bestandsübertragungen beschränkt, die vom 
15. März 1979 ab erfolgt sind, da an diesem Tag die 
Lebensversicherungsrichtlinie in Kraft trat und da-
mit der Grundsatz der Spartentrennung für neu zu-
zulassende Versicherungsunternehmen feststand. 

Absatz 5 trägt der besonderen Lage der Versicherer 
Rechnung, die die Familien-, Unfall- und Sterbegeld-
versicherung betreiben. Diese stellt eine Kombina-
tion von Lebens- und Schadenversicherung (Unfall-
versicherung) im Rahmen eines einheitlichen Ver-
trages dar. Die Spartentrennung könnte in diesem 
Bereich nicht durch eine Bestandsübertragung nach 
§ 14 VAG vorgenommen werden, da diese Bestim-
mung nicht so ausgelegt werden kann, daß auch 
Teile von Verträgen auf ein anderes Unternehmen 
übertragen werden können. Für den besonderen 
Fall der Spartentrennung soll dies jedoch in entspre-
chender Anwendung des § 14 VAG ermöglicht wer-
den. Die Belange der Versicherten werden hierdurch 
nicht beeinträchtigt, da die Genehmigung nur unter 
den Voraussetzungen des § 8 VAG erteilt werden 
darf. Auf die Bestandsübertragung nach Absatz 5 
i. V. m. § 14 VAG ist die steuerliche Regelung der Ab-
sätze 1 bis 3 ebenfalls anwendbar. 

Zu Nummer 57 

Die Anlage zum VAG muß in Teil A entsprechend 
dem Anhang zur Lebensversicherungsrichtlinie um 
die Sparteneinteilung für die Lebensversicherung 
ergänzt werden. Die bereits in dieser Anlage aufge-
führte Sparte „Leben" umfaßt nach Nummer I des 
Anhangs zur Lebensversicherungsrichtlinie in Ver-
bindung mit deren Artikel 1 Nr. 1 Buchstaben a bis c 
die Kapitalversicherung, die Rentenversicherung 
(einschließlich der selbständigen Berufsunfähig-
keitsversicherung) und die Zusatzversicherungen 
zur Lebensversicherung. Ausgenommen sind die 
Heirats- und Geburtenversicherung sowie die fonds-
gebundene Lebensversicherung, die nach der Richt-
linie beide eine besondere Sparte bilden und daher 
als Nummern 19 und 20 der Anlage Teil A zum VAG 
hinzugefügt werden. Die Heirats- und Geburtenver

-

sicherung wird zwar in Deutschland nicht betrieben, 
ist aber auch in das VAG aufzunehmen, weil es 
Zweck der Koordinierung innerhalb der Gemein-
schaft ist, den Umfang der Zulassung in allen Mit-
gliedstaaten einheitlich zu bestimmen. Dagegen 
brauchen die in den Nr. IV bis IX genannten Ge-
schäfte nicht als besondere Sparte im VAG aufge-
führt zu werden. Die unter IV genannte „permanent 
health insurance" (unwiderrufliche langfristige 
Krankenversicherung) fällt nur unter die Richtlinie, 
wenn sie in Irland und im Vereinigten Königreich 
betrieben wird (Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe d der Le-
bensversicherungsrichtlinie); in Deutschland wird 
sie als Krankenversicherung angesehen, weil der 
Rat in einer besonderen Erklärung anläßlich der 
Verabschiedung der Richtlinie festgelegt hat, daß 
die Mitgliedstaaten aus der unterschiedlichen Spar-
teneinteilung keine nachteiligen Folgerungen für 
die Unternehmen ziehen werden. 

Die übrigen Sparten V bis IX der Lebensversiche-
rungsrichtlinie fallen nach deren Artikel 1 Nr. 2 nur 
unter die Richtlinie, soweit sie der Kontrolle durch 
die für die Aufsicht über die Privatversicherungen 
zuständigen Verwaltungsbehörden unterliegen und 
im Tätigkeitsland zugelassen sind. Diese Vorausset-
zungen treffen für die genannten Geschäfte in der 
Bundesrepublik nicht zu. 

Durch den Buchstaben c dieser Nummer soll Buch-
stabe a der Anlage Teil B zum VAG mit der Anlage 
zur Schadenversicherungsrichtlinie in Einklang ge-
bracht werden. Es hat sich inzwischen ergeben, daß 
die Kraftfahrzeuganhänger nicht unter den Begriff 
der Kraftfahrzeuge fallen. Unter die Sammelbe-
zeichnung „Kraftfahrtversicherung" im Sinne des 
Buchstabens a der Anlage Teil B zum VAG muß da-
her die gesamte Sparte 3 und nicht nur Sparte 3 
Buchstabe a fallen. 

Zu Artikel 2 

Zu Absatz 1 

Artikel 5 des hier genannten Gesetzes wird als neuer 
§ 123 in das VAG übernommen. Auf die Begründung 
zu Artikel 1 Nr. 43 wird verwiesen. Die Berlin-Klau-
sel über die Geltung von Rechtsverordnungen in Ar-
tikel 7 Satz 2 des gleichen Gesetzes ist durch die 
neue Berlin-Klausel in Artikel 4 Satz 2 des vorliegen-
den Gesetzentwurfs überholt und kann daher eben-
falls gestrichen werden. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschriften der hier genannte Verordnung wer-
den, soweit sie noch von Bedeutung sind, in das VAG 
übernommen. Auf die Begründung zu Artikel 1 
Nr. 22, 23, 25 und 37 wird verwiesen. 

Zu Absatz 3 

Die Verordnung über die Durchführung der Verord

-

nung zur Vereinheitlichung der Versicherungsauf- 
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sicht vom 22. Juni 1943 soll, wie im Allgemeinen Teil 
bereits dargestellt, aufgehoben werden, soweit sie 
Bundesrecht ist, und ihr materieller Inhalt in das 
VAG übernommen werden. Die Einschränkung „so-
weit sie Bundesrecht ist", ist — wie schon bei frühe-
ren Änderungen — notwendig, weil die Verordnung 
auf Grund der Verteilung der Gesetzgebungszustän-
digkeit nach dem Grundgesetz teils als Bundes-, teils 
als Landesrecht fortgilt. 
Dagegen braucht die Verordnung zur Vereinheitli-
chung der Versicherungsaufsicht vom 28. Februar 
1943 (RGBl. I S. 133), auf der die o. g. Verordnung be-
ruht, nicht mehr aufgehoben zu werden, da sie im 
Bundesgesetzblatt Teil III nicht mehr enthalten und 
damit bereits aufgehoben ist. 

Zu Absatz 4 
Die Anfügung eines neuen Satzes 3 an § 2 Abs. 3 des 
Gesetzes über die Errichtung eines Bundesauf-
sichtsamtes für das Versicherungswesen (BAG) 
dient dazu, der Sache nach die Regelung aufrechtzu-
erhalten, die bisher in § 3 der aufzuhebenden Ver-
ordnung von 1943 (vgl. die Begründung zu Art. 2 
Abs. 3) enthalten war. Danach verblieb es bei der 
Aufsicht durch die obersten Reichsbehörden über 
solche öffentliche Versicherungsanstalten und 
-einrichtungen, bei denen diese Aufsicht schon bis-
her von diesen Behörden ausgeübt wurde. An die 
Stelle der obersten Reichsbehörden sind die ober-
sten Bundesbehörden getreten. Diese Regelung 
wurde als speziellere Vorschrift auch aufrechterhal-
ten, nachdem zur Durchführung der dem Bund zu-
stehenden Aufsicht über Versicherungsunterneh-
men das Bundesaufsichtsamt für das Versiche-
rungswesen nach § 1 BAG errichtet worden war. An 
diesem Zustand soll nichts geändert werden. 
Der neue Absatz 4 wird durch die Aufhebung der 
Verordnung vom 22. Juni 1943 (vgl. die Begründung 
zu Artikel 1 Nr. 56) erforderlich. Für die Fachauf-
sicht über die Haftpflichtversicherungseinrichtun-
gen der Berufsgenossenschaften, deren Geschäfts-
gebiet über den Bereich eines Landes hinausgeht, ist 
das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswe-
sen zuständig, für die anderen Einrichtungen die 
Aufsichtsbehörden der Länder. Diese Regelung folgt 
damit den bestehenden Vorschriften über die Beauf-
sichtigung der öffentlich-rechtlichen Wettbewerbs-
Versicherungsunternehmen. Das Wort „Fachauf-
sicht" knüpft an die Regelung in § 763 RVO an, in 
dem derselbe Ausdruck verwendet wird. 

Zu Absatz 5 bis 23 
Durch die Absätze 5 bis 9,11 bis 21 und 23 wird ledig-
lich die Bezeichnung des VAG in den jeweiligen Vor-
schriften geändert. Materielle Änderungen sind 
hiermit nicht verbunden. 
Materielle Änderungen ergeben sich auch aus der 
Einbeziehung der öffentlich-rechtlichen Versiche-
rungsunternehmen in das VAG nicht, da schon bis-
her diese Unternehmen teilweise der Aufsicht nach 
dem VAG unterlagen, nämlich soweit die Verord

-

nung von 1943 dies vorsah. Dies gilt auch für die in 
Absatz 8 vorgesehene Änderung des § 112 der Ver-
gleichsordnung. 

Durch die Änderung des AGB-Gesetzes (Absatz 10) 
tritt eine geringfügige materielle Änderung im An-
wendungsbereich des § 16 des AGB-Gesetzes da-
durch ein, daß nunmehr das VAG auf alle öffentlich-
rechtlichen Versicherungsunternehmen im gleichen 
Umfang Anwendung findet wie auf private Versiche-
rer. Die in § 16 angesprochene Genehmigung von 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen durch die zu-
ständige Aufsichtsbehörde für das Versicherungs-
wesen war bisher nur für öffentlich-rechtliche Scha-
denversicherer vorgesehen, da die mehrfach ge-
nannte Verordnung von 1943 nur für diese die §§ 5 
und 8 VAG für entsprechend anwendbar erklärte. 
Für Lebensversicherer galt hingegen nur § 13 VAG 
entsprechend, d. h. die Versicherungsaufsichtsbe-
hörde hatte nur spätere Änderungen zu genehmi-
gen, nicht die erstmalig verwendete Fassung. Die 
Änderung des VAG bewirkt nunmehr auch hier eine 
Gleichstellung, ohne daß der Wortlaut der Vorschrift 
insoweit geändert zu werden braucht. 
Durch Absatz 22 wird in § 14 des Gesetzes über Bau-
sparkassen die gleiche Klarstellung übernommen, 
die durch Artikel 1 Nr. 9 in § 14 VAG eingefügt wird, 
da die Tatbestände gleichliegen. 

Zu Artikel 3 
Das VAG soll zusammen mit diesem Gesetz neu be-
kanntgemacht werden, jedoch noch nicht mit neuer 
Abschnitt- und Paragraphenfolge, weil im Zusam-
menhang mit den laufenden Harmonisierungsarbei-
ten in der EG weitere Änderungen zu erwarten sind. 
Lediglich der nicht mehr gebräuchliche Ausdruck 
„Versicherungsunternehmung" soll durch „Versi-
cherungsunternehmen" ersetzt werden. Dies erfor-
dert Änderungen am Satzgefüge, die der Bundesmi-
nister der Finanzen ebenfalls vornehmen kann. 

Zu Artikel 4 
Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 
Das Gesetz soll sobald wie möglich in Kraft treten. 
Dies gilt insbesondere für die Vorschriften zur Um-
setzung der Mitversicherungsrichtlinie und der Le-
bensversicherungsrichtlinie in deutsches Recht. 
Nach der Mitversicherungsrichtlinie sind die zu die-
sem Zweck geänderten Vorschriften 24 Monate nach 
Bekanntgabe der Richtlinie (30. Mai 1978) und nach 
der Lebensversicherungsrichtlinie 30 Monate nach 
Bekanntgabe (15. März 1979) anzuwenden. 
Auch die Vorschriften zur Rechtsbereinigung und 
zur Fortentwicklung des Aufsichtsrechts können so-
fort in Kraft treten. Soweit sie Erschwerungen für 
die Versicherungsunternehmen mit sich bringen, 
sind im Gesetz besondere Übergangsvorschriften 
vorgesehen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 VAG) 

In Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe c Doppelbuchstabe cc 
sind in § 1 Abs. 3 Nr. 4 nach dem Wort „besitzen" 
die Worte „ , wenn sie nicht der Aufsicht durch das 
Bundesaufsichtsamt unterliegen" einzufügen. 

Begründung 

Nach Artikel 2 Abs. 3 des Gesetzentwurfs soll die 
Verordnung über die Durchführung der Verord-
nung zur Vereinheitlichung der Versicherungs-
aufsicht in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 7631-3, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 2 
Abs. 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 1975 
(BGBl. I S. 3139), aufgehoben werden, soweit sie 
Bundesrecht ist. Damit würde die bisherige 
Rechtsgrundlage für die Beaufsichtigung des 
überregionalen öffentlich-rechtlichen Versiche-
rungsunternehmens „Feuersozietät Berlin", das 
als Monopolanstalt auch das Wettbewerbsge-
schäft betreibt, entfallen. 

Mit der vorliegenden Ergänzung soll die bisherige 
Rechtsgrundlage — die vorstehend genannte Ver-
ordnung — lückenlos durch das Versicherungs-
aufsichtsgesetz ersetzt werden. Diese Ergänzung 
entspricht einem Vorschlag des Präsidenten des 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswe

-

sen, das die Fachaufsicht über die Feuersozietät 
Berlin führt. 

Das ebenfalls überregionale öffentlich-rechtliche 
Versicherungsunternehmen „Öffentliche Lebens-
versicherung Berlin", das jedoch ausschließlich 
des Wettbewerbsgeschäft betreibt, wird bereits 
nach Artikel 1 Nr. 2 des Gesetzentwurfs (§ 1 Abs. 1 
VAG) der Aufsicht nach dem VAG unterliegen. Im 
Hinblick darauf, daß die Feuersozietät Berlin und 
die Öffentliche Lebensversicherung Berlin vom 
demselben Vorstand geleitet und von derselben 
Behörde, dem Bundesaufsichtsamt, beaufsichtigt 
werden, ist auch eine einheitliche Rechtsgrund-
lage für die Beaufsichtigung beider Versiche-
rungsunternehmen wünschenswert. Der Errei-
chung dieses Zieles dient ebenfalls die vorge-
schlagene Ergänzung. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 19 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob Formblätter wei-
terhin durch Verordnung vorgeschrieben werden 
müssen, oder ob nicht eine Vereinfachung in die-
sem Bereich dadurch erreicht werden könnte, 
daß die Formblätter statt durch Rechtsverord-
nung durch Verwaltungsakt (Allgemeinverfü-
gung) vorgeschrieben werden. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1. 

Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 VAG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Die Rege-
lung des materiellen Aufsichtsrechts für die Mono-
polanstalten fällt nach der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts (Entscheidungen des Bun-
desverfassungsgerichts, Band 41 S. 205) nicht in die 
Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes, da es sich 
nicht um privatrechtliches Versicherungswesen im 
Sinne des Artikels 74 Nr. 11 des Grundgesetzes han-
delt. 

Auch wenn eine Anstalt neben ihrem Monopolge-
schäft das Wettbewerbsgeschäft betreibt und letzte-
res sogar überwiegt, kann die Aufsicht für das Mono-
polgeschäft nur durch ein Landesgesetz geregelt 
werden. Aus den Erwägungen, die aus der Begrün-
dung zu Artikel 1 Nr. 2 des Gesetzentwurfs ersicht-
lich sind, ist es geboten, in diesen Fällen die Rege-
lung für die gesamte Tätigkeit einer solchen Anstalt 
dem Landesrecht zu überlassen. Dies schließt nicht 
aus, daß in einem solchen Landesgesetz auf die bun-
desgesetzliche Regelung verwiesen wird. Auch die 

Aufsichtsführung durch das Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungswesen aufgrund des § 4 Abs. 1 
oder 2 des Gesetzes über die Errichtung eines Bun-
desaufsichtsamtes für das Versicherungswesen 
bleibt hiervon unberührt. 

Zu 2. 

Artikel 1 Nr. 19 

Die Bundesregierung hat die vom Bundesrat aufge-
worfene Frage bereits geprüft und ist zum Ergebnis 
gekommen, daß eine Regelung durch Verwaltungs-
akt nicht möglich ist. Hier soll nicht nur die äußere 
Form der Darstellung geregelt, sondern zugleich 
auch der materielle Inhalt der geforderten Angaben 
festgelegt werden. Dies kann nur durch eine Rechts-
norm geschehen. Die Bundesregierung wird jedoch 
prüfen, ob sich eine Vereinfachung dadurch errei-
chen läßt, daß die Formblätter als Anlage zur Ver-
ordnung nicht im Bundesgesetzblatt, sondern ander-
weitig, etwa in den „Veröffentlichungen des Bundes-
aufsichtsamtes für das Versicherungswesen", be-
kanntgemacht werden. 




